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Schlauch und schlauchen

Geschlaucht bin ich heute. Die Arbeit und die Anforderungen des Tages
haben mich geschleift, vielleicht gar über die Gebühr gezogen und
geschlaucht und, wie von einer Hülse umschlossen, in alles Mögliche
involviert und hineingerissen, ohne Bremse und ohne Pardon.

Der Schlauch, eine Hülse, ein Transportmittel oder eine Verkehrshilfe
für Flüssigkeiten und Wasser, das, unter stetem Druck gehalten, an dem
Ende oder dem Ausgang des Schlauches entlassen und verteilt werden
kann.

Der Weinschlauch zum Beispiel umhüllt und verwahrt seit alters her
alle möglichen Flüssigkeiten und gibt sie über eine verschließbare
Öffnung ebenso gezielt wieder frei, wie er sie darüber auch in sich
aufgenommen hat.

Waren es am Ende wir schlingenden und scheidenden Stoffwechselmonster,
die in ihrem Urformat der stoffwechselfähigen Hülse 'Schlauch' Modell
gestanden haben, und wäre der Begriff 'schlauchen' nicht auch
gleichermaßen ein höchst brauchbares Wort für Arbeit und vergnügliches
Tun?

Ihre Schattenblick-Redaktion


21. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
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ATOM/220: Halbwertzeit - ein Riß kommt selten allein ... (BBU)


Bündnis AgiEL - AtomkraftgegnerInnen im Emsland

Elternverein Restrisiko Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Don't nuke the climate

Initiative Sofortiger Atomausstieg (Sofa) Münster

Pressemitteilung, 24.6.2019

Zwei Protestaktionen vor AKW Lingen am Mittwoch und Freitag:

- AKW darf nach Riss-Funden nicht wieder ans Netz!

- Klimaschutz geht anders!



Für die kommende Woche rufen Anti-Atom-Initiativen gleich zu zwei
Protestkundgebungen vor dem AKW Lingen 2/ Emsland auf. Am Mittwoch den
26.6. und Freitag den 28.6 sind jeweils von 17 - 19 Uhr vor dem Haupttor
des AKW Lingen Versammlungen angemeldet (Am Hilgenberg 4, Lingen).

Aufgrund der jüngsten Erkenntnisse über Risse in Dampferzeugerheizrohren
im AKW Lingen ist für Mittwoch eine gemeinsame Protestaktion mit der
bundesweiten Anti-Atom-Organisation ausgestrahlt geplant. Bei der
Revision wurden im AKW Lingen 2/Emsland zwei sogenannte
Wanddickenschwächungen um 47 bzw. 58% entdeckt.

Unter dem Motto "Ein Riss kommt selten allein" soll der Druck auf die
niedersächsische Atomaufsicht und RWE erhöht werden, damit das AKW
Lingen 2 am Donnerstagabend (27.6.) nicht wieder hochgefahren wird. Denn
es wurden nur 40% des Rohrleitungssystems der Dampferzeuger überprüft,
das ist zwar mehr als üblich, schließt aber weitere Korrosionsschäden
nicht aus. Eine vollständige Untersuchung ist aufgrund der
innenliegenden Bauweise recht aufwändig durchzuführen - damit ist das
Wiederanfahren des über 30 Jahre alten AKW mit deutlichen Risiken behaftet.

Dies zeigte sich 2017 im baugleichen AKW Neckarwestheim 2 - das AKW ging
nach ersten Funden ohne vollständige Kontrolle aller Rohre wieder ans
Netz und ein Jahr später wurden deutlich mehr Korrosionsschäden mit bis
zu 90%iger Schwächung der Rohre gefunden. Ein Leck oder gar Abriss eines
der Rohre wäre ein komplizierter Störfall, Radioaktivität würde
austreten. Im schlimmsten Fall könnte der ganze Reaktor unkontrollierbar
werden.

"Wir fordern daher die niedersächsische Atomaufsicht auf, das AKW
Emsland nicht wieder ans Netz zu lassen! Die Erfahrungen aus
Neckarwestheim zeigen, dass Korrosionsprobleme systematisch unterschätzt
werden. RWE darf sich hier nicht wegen des Aufwands der Prüfungen aus
der Verantwortung stehlen", so Christina Burchert vom Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Schüttorf.

Schon seit einiger Zeit versucht RWE in Lingen das AKW als Klimaretter
positiv zu vermarkten und verschweigt dabei den massiven Energieaufwand
und somit CO_2 -Ausstoß für die Gewinnung, und Anreicherung von Uran als
Betriebsstoff. So gehen Berechnungen von 65-146g CO_2 pro kWh bei
derzeitigen Uranerzen aus. Dies nimmt die örtliche Anti-Atomkraft-Gruppe
gemeinsam mit befreundeten Initiativen und Klimaschützern zum Anlass, am
Freitag eine zweite Protestkundgebung durchzuführen. Dazu Alexander Vent
vom Bündnis Atomkraftgegner im Emsland:

"RWE sollte sich ihrer immensen Verantwortung zur Verhinderung des
Klimakollapses bewusst sein. Dass man jetzt versucht, mit faktisch
falschen Werbeslogans das eigene Profitstreben salonfähig zu machen, und
zwar auf Kosten unserer Umwelt und unserer Zukunft, zeigt einmal mehr,
dass die Atomindustrie ihrer Verantwortung nicht gewachsen ist. Die
Konsequenz daraus kann nur sein, allen Atomanlagen umgehend die
Betriebsgenehmigung zu entziehen und erneuerbare Energien zu fördern."


Quellen/ Hintergrundinformationen:

https://www.ausgestrahlt.de/_newsletter/aktion-am-akw-lingen-ein-riss-kommt-selten-allein/

https://www.ausgestrahlt.de/informieren/atomunfall/gefahr-neckarwestheim/

https://www.ausgestrahlt.de/media/mag41_WEB.pdf S. 12/13
https://www.ausgestrahlt.de/media/mag41_WEB.pdf%20S.%2012/13

https://atomstadt-lingen.de/2019/06/10/protestkundgebung-zur-co2-luege-der-rwe-am-akw-lingen-28-06-2019-1700/

https://atomstadt-lingen.de/2019/06/08/kernenergie-nicht-co2-frei/

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 24.06.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juni 2019 
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KOHLEALARM/620: Klimakampf und Kohlefront - Fronten der Übergriffe ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Ende Gelände kritisiert Polizei wegen Verstößen gegen Grundrechte ++
Aktionswochenende als starkes Signal für Klimagerechtigkeit



Viersen - Während der Aktionstage von Ende Gelände im Rheinischen Revier
kam es aus Sicht des Bündnisses zu zahlreichen Rechtsverstößen von Seiten
der Polizei. Der Rechtsbeistand von Ende Gelände weist auf folgende
gravierende Rechtsverstöße hin:

1. Protestcamp:

Die Polizei Aachen und die zuständige Versammlungsbehörde versuchten
bereits im Vorfeld ein Protestcamp zu untersagen. Das Verwaltungsgericht
Aachen und das OVG Münster entschiedenen, dass die Verbote einer
politischen Versammlung rechtswidrig waren.

2. Demonstrationen:

Bereits angemeldete Demonstrationen, die unter dem Schutz der
Versammlungsfreiheit stehen, wurden über Stunden hinweg grundlos
aufgehalten und verboten.

3. Polizeikessel:

Gekesselte Aktivist*innen wurde der Zugang zu Trinkwasser und Nahrung trotz
großer Hitze verwehrt.

4. Polizeigewalt:

Es gab zahlreiche verletzte Aktivist*innen durch den Einsatz von
Schlagstöcken, Pfefferspray, Schlägen und Tritten. Einige Aktivist*innen
mussten deshalb mit schweren Verletzungen in Krankenhäusern behandelt
werden.

5. Gewahrsamnahme: 

Festgenommenen Aktivist*innen wurde in den Gefangenensammelstellen ihr
Recht auf einen Rechtsbeistand verweigert. Es wurde ihnen verboten,
Rechtsanwält*innen zu kontaktieren. So passierten alle richterlichen
Vorführungen ohne vorherigen Kontakt und in Abwesenheit eines
Rechtsbeistands, zusätzlich ohne Übersetzungshilfen. Die versuchten
Kontaktaufnahmen mit Aktivist*innen wurden ignoriert oder durch
Falschaussagen der Polizeidienststellen verhindert.

Rechtsanwalt Christian Mertens zu den Vorfällen:

"Hier kann nicht mehr von Einzelfällen gesprochen werden. Das systematische
Verwehren des Rechtsbeistands als elementares Grundrecht kann nur eine
strategische Entscheidung der Einsatzleitung gewesen sein, um den legitimen
Protest für Klimagerechtigkeit einzuschüchtern. Grundrechte müssen auch bei
zivilem Ungehorsam gelten."

"Wir bleiben solidarisch und lassen uns nicht durch willkürliche Repression
einschüchtern. Wir feiern unseren erfolgreichen Protest trotz der massiven
Einschränkungen durch die Polizei", so Kathrin Henneberger, Pressespecherin
von Ende Gelände.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juni 2019 
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KOHLEALARM/619: Klimakampf und Kohlefront - ohne Regierungshilfe ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zu den breiten Massenprotesten(*) für mehr
Klimaschutz im Rheinischen Revier vom 20. bis 23.06.2018

Bundes- und Landesregierung müssen klimapolitisches Vakuum und
verantwortungsloses Faktenschaffen des Kohlekonzerns RWE endlich
beenden



Buir, 23.06.2019. Vor knapp einem Jahr, am 26.06.2018 fand die
konstituierende Sitzung der sog. Kohlekommission statt. Sieben Monate
später legte die Kommission Ende Januar 2019 ihren Abschlussbericht mit
detaillierten Empfehlungen zum Klimaschutz, Kohleausstieg und
Strukturwandel vor. Seitdem sind wieder fünf Monate ohne jeglichen
Fortschritt beim Klimaschutz vergangen.

Ob vor, während, oder nach der Kohlekommission: RWE baggert einfach immer
weiter und schafft Fakten.

Statt sich schützend vor uns Menschen, Dörfer, Wald, Umwelt und Klima zu
stellen, konserviert die Bundesregierung und die nordrhein-westfälische
Landesregierung das klimapolitische Vakuum und schaut weiterhin tatenlos zu
wie der Kohlekonzern RWE Dörfer, Wälder und das Klima zerstört.

Die Zivilgesellschaft wird so lange weiter auf die Straße gehen und Treiber
der Dekarbonisierung sein, bis die Regierungen endlich handeln.

Die Menschen sind es einfach leid, von einer Regierung unter der einstigen
Klimakanzlerin Angela Merkel, die bereits beim Energiegipfel im Sommer 2007
konstatierte, dass Klimaschutz "die Herausforderung des 21. Jahrhunderts
ist" , wieder und wieder vertröstet zu werden, während die Kohlekonzerne
weiterhin ungebremst CO2 emittieren und damit die Klimakrise Tag für Tag
immer weiter anheizen.



(*) Internationaler Aktionstag von Fridays for Future in Aachen am 21.06.,
Aktionstag Kohle Stoppen! Klima und Dörfer retten! vom Bündnis aus
AlleDörferBLEIBEN!, BUND, campact!, GREENPEACE und NaturFreunde am Tagebau
Garzweiler am 22.06. und ENDE GELÄNDE 2019

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 23.06.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/618: Klimakampf und Kohlefront - taktische Siege ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 23. Juni 2019 - 13:15 Uhr

Ende Gelände beendet Massenaktion ++ Fast 48 Stunden Blockade ++
Rheinisches Kohle-Revier stillgelegt 



Viersen - Nach drei Tagen beendet Ende Gelände die Massenaktion gegen
Kohleabbau. Über 6000 Menschen blockierten an diesem Wochenende zentrale
Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers. Fast 48 Stunden besetzten
Aktivist*innen die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk. Im Tagebau Garzweiler standen die Bagger still,
nachdem am Samstag Tausende Aktivist*innen in den Tagebau eingedrungen
sind. Parallel zu den Aktionen von Ende Gelände fanden Großdemonstrationen
von Umweltverbänden, Umsiedlungsbetroffenen und Schulstreiks von Fridays
for Future mit über 40.000 Teilnehmenden statt. Ende Gelände fordert mit
seinen Aktionen zivilen Ungehorsams den sofortigen Kohleausstieg und einen
grundlegenden sozial-ökologischen Systemwandel.

"Wir haben dieses Wochenende Klima-Geschichte geschrieben. Noch nie war die
Bewegung so vielfältig und noch nie waren wir so entschlossen. Denn die
Zeit drängt: Die Klimakrise erfordert einen sofortigen Kohleausstieg. Weil
die Politik versagt, haben wir selbst dafür gesorgt, dass die Kohle-Bagger
stillstehen", so Nike Malhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Während der Aktionen kam es zu massiven Grundrechtseinschränkungen durch
die Polizei. Aktivist*innen wurden über 13 Stunden in der prallen Sonne auf
dem Bahnhofsvorplatz Viersen festgehalten, nachdem die Polizei den
Zugverkehr dort einstellte. Ihnen wurde außerdem verwehrt, eine angemeldete
Demonstrationsroute zu laufen. Über Stunden hat die Polizei die Versorgung
der Aktivist*innen mit Wasser und Essen verhindert.

"Es ist absurd, dass die Regierung so viel Zeit und Geld darauf verwendet,
unseren legitimen Protest für Klimagerechtigkeit zu bekämpfen. Würde die
Politik auch nur halb so viel Energie in ihre Klimapolitik stecken wie in
ihre Polizeieinsätze, dann hätten wir gar keinen Anlass für unsere
Aktionen," so Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

 * 

Pressemitteilung vom 22.06.2019 um 14:30 Uhr

Tagebau Garzweiler blockiert ++ Hambach Bahn sowie Nord-Süd Bahn
besetzt ++ Ende Gelände legt Rheinisches Revier still


Garzweiler - Seit wenigen Minuten stehen die Bagger im Tagebau
Garzweiler
still. Fast zeitgleich besetzten Aktivist*innen die Hambach Bahn beim
Tagebau Hambach. Seit mehr als 19 Stunden ist die Nord-Süd Kohlebahn zum
Kraftwerk Neurath - dem größten Kraftwerk Deutschlands - bereits
besetzt. Damit sind alle zentralen Knotenpunkte des Rheinischen
Kohlereviers blockiert. Parallel zu den Aktionen von Ende Gelände finden
mehrere Großdemonstrationen von Fridays for Future, Umweltverbänden und
dem Bündnis "Alle Dörfer Bleiben!" direkt am Tagebau Garzweiler statt.
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Blockadeaktion direkt am Tagebau Garzweiler

Foto: Tim Wagner / Ende Gelände (CC BY 2.0), via flickr

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



"Dieser Tag ist ein Grund zur Hoffnung. Trotz des beispiellosen
Versagens der Politik im Angesicht der Klimakrise setzen heute Tausende
ein deutliches Signal für Klimagerechtigkeit. Egal ob Demo, Schulstreik
oder Blockade - diese Bewegung ist fest entschlossen, das Zeitalter der
fossilen Energien zu beenden," so Kathrin Henneberger, Pressesprecherin
von Ende Gelände

6.000 Aktivist*innen des Aktionsbündnis Ende Gelände blockieren das
Rheinische Kohlerevier. Ende Gelände fordert mit seinen Aktionen des
zivilen Ungehorsams den sofortigen Kohleausstieg und einen grundlegenden
Systemwandel.

"Wir müssen endlich aufhören, um den heißen Brei herum zu reden. Die
Klimakrise ist eine Systemkrise. Wer glaubt, die Klimakrise mit noch
mehr Wachstum lösen zu können, der hat das Problem nicht verstanden. Wir
brauchen eine gerechte Wirtschaft, die die Grenzen unseres Planeten
respektiert," sagt Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände

 * 

Pressemitteilung vom 21.06.2019 um 18:30 Uhr

Kohlebahn Garzweiler blockiert ++ Größtes Kraftwerk Deutschlands von
Kohlezufuhr abgeschnitten ++ Zweite große Blockadewelle für Samstag
erwartet


Viersen - Seit wenigen Minuten ist die Nord-Süd Kohlebahn von
mehreren
Hundert Aktivist*innen von Ende Gelände blockiert. Mit der Kohlebahn werden
die Kraftwerke Neurath und Niederaußem - die zwei größten Kraftwerke
Deutschlands - mit Kohle versorgt. Weitere tausende Aktivist*innen sind auf
dem Weg zu Blockadeorten. Für Samstag ist eine zweite große Blockadewelle
erwartet.
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Die Räder stehen still - Aktivist*innen blockieren Kohlebahn

Foto: Ende Gelände (CC BY 2.0), via flickr

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



"Wir blockieren heute mit unseren Körpern die größte CO2-Quelle Europas.
Immer schneller, immer weiter, immer tiefer gräbt RWE hier nach Kohle und
zerstört unsere Zukunft für kurzfristige Profite. Wir stellen uns nicht nur
den Kohlebaggern entgegen, sondern auch dieser zerstörerischen
Wirtschaftslogik", sagt Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende
Gelände.

Das Aktionsbündnis fordert einen sofortigen Kohleausstieg und einen
grundlegenden Systemwandel. Neben den Aktionen von Ende Gelände kommt es am
Wochenende zu vielfältigen weiteren Protesten. Dabei haben sich etliche
Umweltverbände und Organisationen - darunter Greenpeace, der BUND, Campact
sowie Fridays for Future - mit Ende Gelände solidarisiert. In der
Solidaritätserklärung der NGOs heißt es u.a.: "Wir können angesichts der
bedrohlichen Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich jetzt Menschen zum
zivilen Ungehorsam gegen den Kohleabbau gezwungen sehen. ,Ende Gelände' ist
ein aufrüttelndes Signal zum Ausstieg aus einer zerstörerischen
Technologie, für den globalen Erhalt der Umwelt und für gelebte Solidarität
mit unseren Mitmenschen weltweit, insbesondere denen, die schon heute vom
Klimawandel bedroht sind."
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Ein Demonstrationszug bewegt sich durch eine Ortschaft

Foto: Kristoffer Schwetje / Ende Gelände (CC BY 2.0), via flickr 

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]




Volle Texte der Solidaritätserklärungen: 

https://www.ende-gelaende.org/de/news/solidaritaetserklaerung/

https://fridaysforfuture.de/solidarisierung-mit-ende-gelande/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/617: Klimakampf und Kohlefront - Sitzen gegen die Kohle ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 22. Juni 2019

"Platz nehmen gegen Kohle": 

6000 Menschen bei symbolischer Sitzblockade vor dem bedrohten Dorf
Keyenberg



Keyenberg. Unter dem Motto "Platz nehmen gegen Kohle" haben sich 6000
Menschen in einer symbolischen Sitzblockade schützend zwischen das Dorf
Keyenberg und den Tagebau Garzweiler gesetzt. Die Aktion wird organisiert
vom Bündnis 'Alle Dörfer bleiben', einem Bündnis von Betroffenen aus den
Braunkohlerevieren, die sich gegen ihre Zwangsumsiedlung wehren. Der
Energiekonzern RWE will Keyenberg sowie fünf weitere Dörfer für den
Braunkohleabbau zerstören. Die Anwohner*innen machen deutlich, dass sie
ihre Dörfer nicht kampflos aufgeben werden.

"RWE will unsere Dörfer, Kirchen und Landschaften zerstören. Doch das
werden wir nicht zulassen. Wir haben uns im Bündnis 'Alle Dörfer bleiben'
zusammengeschlossen, um unsere Zuhause zu retten. Dass so viele Menschen
dieses Wochenende hier mit uns gegen RWE protestieren, gibt mir die
Hoffnung, dass wir diesen Kampf wirklich gewinnen können", so David Dresen
aus dem bedrohten Dorf Kuckum.




[image: Foto: Ruben Neugebauer / Campact (CC BY-NC 2.0), via flickr - https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/]

"Platz nehmen gegen Kohle" - Sitzblockade am 2. Aktionstag

Foto: Ruben Neugebauer / Campact (CC BY-NC 2.0), via flickr

[https://creativecommons.org/licenses/by-nc/2.0/]



In der symbolischen Sitzblockade erzählen Anwohnende von ihrem Leben in den
bedrohten Dörfern, den Auseinandersetzungen mit RWE und den Schikanen des
Kohlekonzerns, aber auch der Hoffnung, die sie aus dem neu erstarkten
Widerstand schöpfen.

"Ich bin hier verwurzelt und ich werde hier bleiben. Wir waren lange genug
Spielball der Politik: RWE zerstört unsere Dörfer, Kirchen und Wälder und
die Landesregierung NRW macht sich zum verlängerten Arm der
Konzerninteressen", sagt Britta Kox aus Berverath, die für den Tagebau
zwangsumgesiedelt werden soll. "Doch das Schicksal wendet sich. So viel wie
heute war hier in unseren Dörfern noch nie los, und besonders das Gutachten
des BUND, dass Enteignungen für Braunkohle in Zeiten der Klimakrise nicht
mehr zulässig sind, verändert die Lage massiv. Ich werde kämpfen, bis wir
bleiben können, so viel steht fest."

Die Aktion ist vom Bündnis der Anwohnenden "Alle Dörfer bleiben"
organisiert worden. Dabei wurde viel Augenmerk auf Kreativität gelegt:
viele Protestierende sind in gelber Kleidung gekommen, gelbe Stoffbahnen
wurden als schützende Linie vor Keyenberg entrollt. Überall sind gelbe
Holzkreuze zu sehen, das Zeichen des lokalen Widerstands gegen die
Braunkohle. In der symbolischen Sitzblockade nehmen Bewohner*innen der
bedrohten Dörfer auf gelben Stühlen Platz. Am Ortseingang erinnert der
"Friedhof der Dörfer" mit Ortsschildern an alle Dörfer, die bereits für den
Tagebau zerstört wurden.

Die symbolische Sitzblockade und das bunte Programm aus Reden und Musik
wird gemeinsam mit den Umweltorganisationen BUND, Campact, Greenpeace und
NaturFreunde veranstaltet. Auch die Schüler*innen von Fridays for Future
haben zum Aktionstag bei Keyenberg eingeladen und eine eigene Demonstration
aus Hochneukirch organisiert. Zeitgleich radelten weitere 500
Demonstrierende aus Erkelenz zum Dorfprotest. Insgesamt nehmen 8000
Menschen am Aktionstag "Kohle stoppen! Klima und Dörfer retten!" teil.

Das Bündnis "Alle Dörfer bleiben" reiht sich ein in die Forderungen nach
einem schnellstmöglichen Kohleausstieg: "Es ist unmöglich, dass hier im
Angesicht der Klimakrise immer noch unsere Dörfer für die Braunkohle
abgerissen werden sollen. Wir von hier sind betroffen von den Ursachen des
Klimawandels. Doch ich möchte auch Platz nehmen für all jene, die von
dessen Auswirkungen betroffen sind", so David Dresen aus Kuckum.

Die Aktion ist Teil eines Protest-Wochenendes gegen den Kohleabbau und für
Klimagerechtigkeit im Rheinland. Tausende Menschen sind ins Rheinland
gekommen, um ihren Protest in unterschiedlichen Aktionsformen auf die
Straßen zu tragen. Gestern hatten bereits 40.000 Menschen bei "Fridays for
Future" in Aachen demonstriert. Der Aktionstag "Kohle stoppen! Klima und
Dörfer retten!" mit 8000 Menschen dauert noch bis zum frühen Abend. Das
ganze Wochenende über laufen zudem Aktionen zivilen Ungehorsams von "Ende
Gelände" mit weiteren tausenden Menschen.

Alle Informationen zum Aktionstag:

http://www.klima-doerfer-retten.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Juni 2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/616: Klimakampf und Kohlefront - Protest der Achttausend ... (Bündnis "Alle Dörfer bleiben!")


Gemeinsame Pressemitteilung von Alle Dörfer bleiben, BUND, Campact,
Greenpeace und Naturfreunde vom 22. Juni 2019

8.000 Menschen protestieren im Rheinischen Revier für Kohleausstieg und
den Schutz bedrohter Dörfer



Keyenberg. Unter dem Motto "Kohle stoppen - Klima und Dörfer retten"
demonstrieren heute mehr als 8.000 Menschen im Rheinischen Revier.
Gemeinsam fordern sie eine Klimapolitik, die das 1,5-Grad-Limit des Pariser
Klimaabkommens einhält, und den aus klimawissenschaftlicher Sicht
notwendigen Kohleausstieg bis spätestens 2030. Ein breites Bündnis aus
Umwelt- und zivilgesellschaftlichen Organisationen hat zum Aktionstag im
Rheinland aufgerufen.

Die Demonstration der Fridays-for-Future-Bewegung verlief von Hochneukirch
entlang der Tagebaukante bis zum Kundgebungsort bei Keyenberg. Weitere
Hunderte Menschen nahmen an der Fahrrad-Demo von Erkelenz bis Keyenberg
teil. Bei der Aktion "Platz nehmen" stellen sich die Demonstrierenden
symbolisch zwischen das bedrohte Dorf Keyenberg und den Tagebau Garzweiler.
Sie fordern die Erhaltung der Dörfer und des Hambacher Waldes.

Zum Trägerkreis des Aktionstages gehören: Alle Dörfer bleiben, BUND,
Campact, Greenpeace und NaturFreunde Deutschlands.
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Aktionstag #KlimaDoerferRetten

Foto von Ruben Neugebauer / Campact (CC BY-NC 2.0), via flickr

[https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]




Zitate der Redner/innen:

Barbara Ziemann-Oberherr, Anwohnerin aus Keyenberg und aktiv bei Alle
Dörfer bleiben: "RWE will uns unsere Häuser wegnehmen und unsere Dörfer und
Kirchen zerstören, aber wir nehmen das nicht hin. Wenn so wie heute
tausende Menschen zu uns kommen und mit uns gemeinsam gegen die Braunkohle
kämpfen, gibt uns das Hoffnung. Wir werden hier bleiben und unsere Dörfer
beschützen."

Hubert Weiger, Vorsitzender Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland
(BUND): "Das Klima wird nicht durch reden, sondern nur durch handeln
geschützt. Wegen der Untätigkeit der verantwortlichen Politik müssen die
Menschen nahe den Tagebauen weiter um ihre Dörfer bangen und der Hambacher
Wald ist gefährdeter denn je. Zur Rettung von Klima, Dörfern und Wald
müssen vorrangig die ältesten und dreckigsten RWE-Kraftwerksblöcke vom Netz
gehen."

Christoph Bautz, Geschäftsführender Vorstand von Campact: "Mit dem heutigen
Tag tragen wir unseren Protest an einen zentralen Brandherd der Klimakrise -
 das Rheinische Kohlerevier. Die Regierung muss jetzt Meiler für Meiler
abschalten statt den Kohleausstieg bis 2038 hinauszuzögern. Denn nur so
verhindern wir, dass unser Planet über die kritische Grenze von 1,5 Grad
hinaus fiebert."

Bastian Neuwirth, Kampaigner für Klima und Energie bei Greenpeace: "Mit
jeder weiteren Tonne Braunkohle, die RWE aus dem Boden baggert und
verfeuert, wird deutlicher, dass dieser Konzern die Augen verschließt
angesichts der unübersehbaren Klimakrise, dass er sich taub stellt,
gegenüber dem Ruf von Hunderttausenden von Menschen nach mehr Klimaschutz.
Der Kohleausstieg ist vereinbart, der schnelle Start unabdingbar. Nur wenn
Ministerpräsident Laschet RWEs zerstörerischen Kohlekurs umgehend stoppt,
wird der Konflikt um die Kohle sich nicht weiter verschärfen."

Uwe Hiksch, Vorstandsmitglied NaturFreunde Deutschlands und Anmelder: "Die
Bundesregierung muss noch in diesem Jahr ein ambitioniertes Kohleausstiegs-
und ein Klimaschutzgesetz vorlegen, mit dem Deutschland seine Zusagen aus
dem Pariser Klimaabkommen einhält. Für die betroffenen Kohlekumpel erwarten
wir Beschäftigungsgarantien in gesellschaftlich sinnvollen Bereichen bei
Sicherung der Löhne und Altersbezüge."

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung von Alle Dörfer bleiben, BUND, Campact,

Greenpeace und Naturfreunde vom 22. Juni 2019

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/615: Klimakampf und Kohlefront - Idealforderungen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 21. Juni 2016

Aktionswochenende beginnt ++ Ende Gelände legt Rheinisches Revier still
++ Klimabewegung erreicht neuen Höhenpunkt



Viersen - Im Laufe des Tages werden rund 4.000 Klimaaktivist*innen vom
Protest-Camp in Viersen aufbrechen, um das Rheinische Braunkohlerevier zu
blockieren. Sie werden in zwei Wellen aufbrechen. Den ganzen Tag über
werden noch Aktivist*innen auf dem Camp ankommen. Eine weitere große
Aufbruchswelle ist für Samstag geplant. Die Aktionen zivilen Ungehorsams
werden das gesamte Wochenende andauern. Das Aktionsbündnis Ende Gelände
fordert damit den sofortigen Kohleausstieg und einen grundlegenden
Systemwandel.

"Wir haben noch Hoffnung - noch steht die Tür offen für eine Zukunft
innerhalb der 1,5° Grenze. Aber sie fällt zu, wenn wir nicht sofort
handeln. Wir machen uns heute mit tausenden Menschen auf in ein neues
Zeitalter ohne fossile Energien, ohne Ausbeutung und ohne Wachstumszwang.",
so Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Am gesamten Wochenende werden vielfältige Aktionen im Rheinischen
Kohlerevier mit tausenden Teilnehmer*innen stattfinden. Parallel zu den
Protesten von Ende Gelände finden Schulstreiks von Fridays for Future und
Großdemonstrationen von Umweltverbänden statt.

"Es steht nichts geringeres auf dem Spiel als unsere Zukunft. Wir werden
mit dem Kohleausstieg definitiv nicht bis 2038 warten, wir handeln jetzt",
sagt Nike Malhaus, Sprecherin von Ende Gelände. "Wenn wir noch fast 20
Jahre Kohle verfeuern, können wir die 1,5° - Grenze unmöglich einhalten.
Wir nehmen den Kohleausstieg heute selbst in die Hand, weil die Regierung
beim Klimaschutz versagt."

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Im vergangen
Herbst wurde die Hambach-Bahn für 24 Stunden von 6.000 Aktivist*innen
blockiert. An den Aktionen von Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus
ganz Europa.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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AKTION/7258: Koblenz - Wissenschaft erleben, Sommerferienangebote der Hochschule für Schülerinnen und Schüler


Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences

Wissenschaft erleben: Die Sommerferienangebote der Hochschule Koblenz
bieten spannende Einblicke



In den Sommerferien bietet die Hochschule Koblenz wieder Ferienkurse für
Schülerinnen und Schüler ab 13 Jahren an den Standorten Koblenz, Remagen
und Höhr-Grenzhausen an. Die jeweils ein-, zwei- oder dreitägigen Kurse
für verschiedene Altersgruppen drehen sich rund um technisch-mathematische
Fragestellungen und wecken die Lust auf ein Studium in diesem Bereich.
Zusätzlich erhalten die Teilnehmenden einen interessanten Einblick in das
Campusleben. Die Ferienangebote sind kostenfrei, eine vorherige Anmeldung
ist jedoch erforderlich. Infos dazu unter www.hs-koblenz.de/ferienangebote.

Am RheinMoselCampus Koblenz finden während des Sommers drei Ferienkurse
statt, zwei davon doppelt an zwei verschiedenen Terminen. Am 2. und 4.
Juli 2019 steht im Ferienkurs "3D Druck - Rapid Lab" für 13- bis
15-jährige das kreative Entwickeln und Konstruieren mit verschiedenen
3D-Druckverfahren im Vordergrund. Der Ferienkurs "Digitale Schaltungen
entwerfen" für 13- bis 16-jährige findet vom 24. bis 25. Juli statt. Die
Schülerinnen und Schüler lernen zunächst die Grundbausteine der
Digitaltechnik kennen, verbinden dann ihre Schaltungen mit beispielsweise
einem Lautsprecher oder entwerfen sie noch einmal auf dem Computer. Im
Ferienkurs "Mathe und Physik - Wofür brauche ich das überhaupt?" am 8. und
9. August führen die 13- bis 17-Jährigen elektrotechnische Versuche und
Aufbauten durch, die Phänomene aus dem täglichen Leben erklären. Dabei
erkunden sie anwendungsnah, welche mathematischen und physikalischen
Grundlagen diesen zugrunde liegen.

Zusätzlich zu den drei Ferienkursen am RheinMoselCampus, die Jungen und
Mädchen gleichermaßen offenstehen, findet hier vom 7. bis 9. August Modul
2 der "MINT-Teenager-Uni - Girls Go MINT!" statt, das sich um "Phänomene
des Wassers" dreht. Die jungen Frauen zwischen 15 und 17 Jahren
untersuchen im Wasserbaulabor, warum Schiffe schwimmen und wie aus
Wasserkraft Strom erzeugt wird, prüfen im Umweltlabor die Löslichkeit von
Stoffen im Wasser, beschäftigen sich mit dem Lebensraum Fließgewässer und
besichtigen die Koblenzer Schleuse. Ein Busshuttle von Remagen nach
Koblenz kann nach vorheriger Anmeldung genutzt werden.

Am WesterWaldCampus in Höhr-Grenzhausen können Schülerinnen und Schüler
von 13 bis 16 Jahren unter dem Motto "Reise in die Mikrowelt - Kleine
Dinge ganz groß!" vom 17. bis 18. Juli zwei spannende Tage erleben. Sie
lernen in einfachen Übungen die Grundlagen der Probenpräparation für die
Mikroskopie kennen und setzen sich intensiv mit den verschiedenen
Materialien und Werkstoffen auseinander. Ein Busshuttle von Koblenz nach
Höhr-Grenzhausen kann nach vorheriger Anmeldung genutzt werden.

In Remagen können vom 17. bis 18. Juli 13- bis 15-Jährige nach einer
detaillierten Einführung in die technomathematischen Grundlagen im Kurs
"Robotik, Sensorik und Mathematik" diverse Roboterbewegungen programmieren
und diese dann im Anschluss die Ausführung zuerst im Livestream vom
Rechnerraum aus und danach auch live im Robotiklabor erleben. Ebenfalls am
RheinAhrCampus findet am 5. und 6. August Modul 1 der "MINT-Teenager-Uni -
Girls Go MINT!" statt. Dabei werden sich die jungen Frauen zwischen 15 und
17 Jahren mit den Themenfeldern "Ultraschall: Vom Echo zum Bild", "Die
Welt des Lasers", "Rasterelektronenmikroskop" sowie "3D Motion Capture"
befassen.

Die Hochschule Koblenz bietet die Ferienkurse im Rahmen des
Hochschulprogramms "Wissen schafft Zukunft", des Hochschulpaktes III sowie
der Initiative "MINT läuft" des Bildungsministeriums Rheinland-Pfalz an.
Durch die begrenzte Teilnehmerzahl ist eine vorherige Anmeldung notwendig.
Weitere Informationen sowie weitere Kurse für die Herbstferien sind unter
www.hs-koblenz.de/ferienangebote zu finden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution324

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Koblenz - University of Applied Sciences, 21.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/324: 50 Jahre Stonewall - Amnesty würdigt Aufstand für LGBTI-Rechte


Amnesty International - Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

50 Jahre Stonewall: 

Amnesty würdigt Aufstand, der eine weltweite Emanzipationsbewegung für
LGBTI-Rechte auslöste



Am 28. Juni 2019 jähren sich zum 50. Mal die Ereignisse in der New
Yorker Bar Stonewall Inn in der Christopher Street. Der Aufstand von People
of Color und Lesben, Schwulen, Bisexuellen sowie trans- und
intergeschlechtlichen Menschen gegen Diskriminierung und Kriminalisierung
durch die New Yorker Polizei gilt als Geburtsstunde einer weltweiten
Bewegung, die sich erfolgreich gegen Menschenrechtsverletzungen aufgrund
der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität wehrt und für
gleiche Rechte kämpft. Amnesty International erinnert an die mutigen
Aktivistinnen und Aktivisten und würdigt die nachhaltige Wirkung dieses
Aufstandes.

BERLIN, 24.06.2019 - In der Nacht vom 27. auf den 28. Juni 1969 stellten
sich die Gäste der Bar Stonewall Inn den diskriminierenden Praktiken der
New Yorker Polizei entgegen. Razzien, Verhaftungen wegen "anstößigen
Verhaltens" und polizeilicher Willkür in Homosexuellen-Bars hatte es zwar
in den USA schon zuvor gegeben. Aber zum ersten Mal wehrten sich die
Betroffenen massiv. Die Razzia mündete in eine tagelange Straßenschlacht
mit der New Yorker Polizei. An diese Ereignisse erinnert der alljährlich
stattfindende Christopher-Street-Day mit seinen Straßenumzügen in vielen
Ländern der Welt.

"Vor 70 Jahren wurde die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
verabschiedet. Die Hauptbotschaft lautete: Menschenrechte sind unteilbar.
Menschen sind nicht gleich, aber sie haben die gleichen Rechte. Jede und
jeder hat das Recht zu lieben, wen man will, " sagt Rupert Haag, Experte
für die Rechte von LGBTI bei Amnesty International in Deutschland. "Die
mutigen Menschen, die sich vor 50 Jahren in New York gegen Polizeigewalt
gewehrt haben, ebneten den Weg für eine Emanzipationsbewegung, die in den
vergangenen Jahrzehnten viel erreicht hat. Für Amnesty ist der Einsatz für
LGBTI-Rechte selbstverständlicher Bestandteil unserer Menschenrechtsarbeit.
Wir setzen uns weltweit für ein Ende von Kriminalisierung, Unterdrückung
und Diskriminierung gegen von LGBTI ein."

Auch wenn vieles erreicht worden ist: In 82 Ländern wird Homosexualität mit
Haft bestraft. In Iran, Mauretanien, Nigeria, Saudi-Arabien, Somalia, Sudan
und Jemen existiert sogar noch die Todesstrafe. "Wir werden uns weiterhin
mit aller Kraft dafür einsetzen, auf diese Zu den zahlreichen
ehrenamtlichen Gruppen von Amnesty International in Deutschland zählt auch
Queeramnesty, gegründet 1995 unter dem Namen "Aktionsgruppe
Homosexualität". Sie ist unter anderem in den Städten Hamburg, Berlin,
Freiburg, Köln, München und Karlsruhe aktiv. Queeramnesty unterstützt
insbesondere bedrohte, gefährdete, verfolgte Menschenrechtsaktivistinnen
und -aktivisten aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen
Identität. In diesem Jahr wird im Rahmen des Christopher Street Days
besonders auf die Amnesty-Kampagne "Mut braucht Schutz" hingewiesen. Denn
auch 50 Jahre nach Stonewall braucht es immer noch Mut, sich für
LGBTI-Rechte einzusetzen.

Die Kampagne "Mut braucht Schutz":

Mit der Kampagne ruft Amnesty die internationale Gemeinschaft dazu auf,
sich für bedrohte Menschenrechtsaktivisten einzusetzen, die sich weltweit
friedlich und entschlossen für ihre Rechte und die Rechte anderer
einsetzen. Diese Aktivisten fordern das Ende von Gewalt gegen Minderheiten
und verlangen gleiche Rechte für alle Menschen. Doch wegen ihres Einsatzes
werden diese Menschenrechtler selbst zum Ziel von Drohungen und Angriffen.
Allein 2018 wurden 321 Menschenrechtler ermordet.

Gerechtigkeit für die ermordete brasilianische Menschenrechtlerin und
Stadträtin Marielle Franco

Marielle Franco ist eine der Menschenrechtsverteidigerinnen, für die sich
die Kampagne "Mut braucht Schutz" von Amnesty International einsetzt. Ihren
mutigen Einsatz musste die Kommunalpolitikerin 2018 mit dem Leben bezahlen.
2016 wurde sie zur Stadträtin von Rio de Janeiro gewählt. Sie war eine
schwarze, bisexuelle Frau aus einer Favela und war dafür bekannt, sich für
die Menschenrechte von jungen Schwarzen, Frauen, Lesben, Schwulen, trans-
und intergeschlechtlichen Menschen einzusetzen. Sie prangerte Polizeigewalt
an und kämpfte gegen soziale Ungerechtigkeit. Am 14. März 2018 wurden sie
und ihr Fahrer, Anderson Gomes, in ihrem Auto erschossen. Ein Jahr später
wurden zwei Polizisten als Tatverdächtige festgenommen. Amnesty
International fordert den Gouverneur des Bundesstaates sowie den
Generalstaatsanwalt des Bundesstaates auf, die Ermittlungen fortzuführen
bis alle für die Taten Verantwortlichen gefunden und vor Gericht gestellt
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/753: Präsidentschaftswahl in Mauretanien


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Präsidentschaftswahl in Mauretanien

Achtungserfolg für Träger des Weimarer Menschenrechtspreises - Kampf
gegen Sklaverei muss verstärkt werden



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert, den Kampf gegen
Sklaverei in Mauretanien zu verstärken. Ein Sklaverei-Kritiker hatte
bei den Präsidentschaftswahlen in dem westafrikanischen Staat am
Samstag den zweiten Platz belegt. "Der Achtungserfolg des
Anti-Sklaverei-Aktivisten Biram Dah Abeid zeigt, dass das
Sklaverei-Thema die Menschen in Mauretanien bewegt. Diese Verbrechen
gegen die Menschlichkeit müssen nun endlich wirksam bekämpft werden",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Montag in Göttingen. Der
Träger des Weimarer Menschenrechtspreises 2011 Biram Dah Abeid hatte
bei den Wahlen am Samstag mit 18,58 Prozent die zweithöchste
Stimmenzahl erzielt. Nach Auskunft der offiziellen Wahlkommission
Céni gewann mit 52,01 Prozent der Stimmen Mohamed Ould Ghazouani, der
vom Amtsinhaber Mohamed Ould Abdel Aziz bevorzugte Kandidat.

Die GfbV warnt nachdrücklich vor drohenden Unruhen in Mauretanien:
Viele Kritiker des Aziz-Regimes sehen sich durch Wahlmanipulationen
um ihren Erfolg betrogen. Vier oppositionelle Kandidaten, unter ihnen
Biram Dah Abeid, haben für heute zu Demonstrationen in der Hauptstadt
Nouakchott aufgerufen, um gegen die Wahlbeeinflussung durch die
amtierende Regierung zu protestieren. Sie werfen der Wahlkommission
Intransparenz und eine einseitige Besetzung durch Vertreter des
herrschenden Regimes vor. Die Wahl sei eine Farce, kritisieren die
unterlegenen Kandidaten, weil sie im Wahlkampfes niemals gleiche
Chancen gehabt hätten. Auch bemängeln sie, dass der siegreiche
ehemalige General Ghazouani schon wenige Stunden nach der Schließung
der Wahllokale seinen Sieg öffentlich verkündete. Dies sei respektlos
und mache deutlich, wie sehr das Regime Aziz die Wahl manipuliert
habe, um den Sieg Ghazouanis sicherzustellen.

"Biram Dah Abeid hat mit seiner Wahlkampagne die lange tabuisierte
Sklaverei zu einem Top-Thema in der politischen Debatte gemacht.
Niemals zuvor ist in dem Land so offen über die soziale Ungleichheit
zwischen den Haratin - den ehemaligen dunkelhäutigen afrikanischen
Sklaven - und der kleinen herrschenden Oberschicht von Arabern und
Berbern gesprochen worden", berichtet Delius. Es sei skandalös, dass
es vor allem in ländlichen Gebieten noch immer Sklaverei gebe, obwohl
sie offiziell verboten sei und auch gesetzlich unter Strafe stehe.
Schätzungen zufolge werden bis zu 500.000 Menschen, vor allem Frauen
und Kinder, trotz der Verbote noch immer als Sklaven gehalten.

Der Menschenrechtler Biram Dah Abeid wurde vor allem von vielen
jungen Leuten gewählt, die als Nachkommen der Sklaven mehr Förderung
und positive Diskriminierung vom Staat erwarten, um sozial
bessergestellt zu werden. "Wenn Mauretanien ihre Rufe nach mehr
Gleichstellung ignoriert, steuert das Land auf unruhige Zeiten zu.
Denn sie wollen sich mit ihrem Status als Menschen zweiter Klasse
nicht länger zufriedengeben", so Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUSSTELLUNG/121: Berlin - Love at First Fight! Queere Bewegungen in Deutschland seit Stonewall, ab 18.7.2019


Schwules Museum

Vernissage:

Love at First Fight! Queere Bewegungen in Deutschland seit
Stonewall

Donnerstag, 18. Juli 2019, ab 19 Uhr

Schwules Museum, Lützowstraße 73, 10785 Berlin



Am 18. Juli eröffnet im Schwulen Museum die Ausstellung "Love at First
Fight!" - etwas mehr als 50 Jahre, nachdem die Aufstände rund um die
New Yorker Christopher Street den Startpunkt setzten für organisierten
queeren Widerstand auf der ganzen Welt. Als die Polizei in der Nacht
vom 27. auf den 28. Juni 1969 das Stonewall Inn in New York stürmte,
sah es erst wie eine typische Razzia aus: routinierte Schikane gegen
eine queere Bar, so brutal wie einstudiert. Doch diesmal hatten die
Gäste genug. Queere Menschen aller Geschlechter begannen, sich gegen
die staatlich verordnete Gewalt zu wehren. Und hörten einfach nicht
mehr auf.

Schon oft wurde diese Geschichte erzählt, meist als schwule
Erfolgsgeschichte mit Happy End in bürgerlicher Anerkennung. Doch für
viele hat der Kampf nie aufgehört. Deswegen will Love at First Fight!
neue Wege und Perspektiven öffnen: auf (mehr als) 50 Jahre queeren
Widerstand in der BRD, der DDR und schließlich im wiedervereinigten
Deutschland.

Entstanden ist die Ausstellung in Zusammenarbeit mit dem
Goethe-Institut und der Bundeszentrale für politische Bildung: als
etwa 100 Exponate umfassende Wanderausstellung, die mit einfachsten
Mitteln überall auf der Welt gezeigt werden kann und soll, kuratiert
von Birgit Bosold und Carina Klugbauer vom Schwulen Museum. Gezeigt
wird manifestierter Widerstand: Plakate aus anderen Zeiten, Flyer,
gedruckte Protestaufrufe, Underground-Fanzines, Streitschriften - denn
die Ausstellung schaut auch überall dorthin, wo es geruckelt hat in
der Bewegung: zu den frühen Lederschwulen-Treffpunkten in Kreuzberg
etwa, oder zur feministischen Szene der DDR, zum legendären
Tuntentstreit der linken Schwulen, zum so genannten Hexenprozess von
Itzehoe, zur Gründung des Netzwerks Schwarzer Frauen in Deutschland,
oder auch zu den heutigen Protestaktionen der trans* Bewegung.

Love at First Fight! läuft ab dem 19. Juli 2019 für mindestens ein
halbes Jahr im Schwulen Museum und ist im Rahmen des 
Multimedia-Projekts Queer as German Folk des Goethe-Instituts entstanden, mit
Stationen u.a. in New York, San Francisco, Montreal und Mexico City.
Die Ausstellung gilt auch als Ausganspunkt für die lang erwartete neue
Dauerausstellung im Schwulen Museum.

Die Vernissage findet am 18. Juli ab 19 Uhr im Schwulen Museum statt.

 * 

Quelle:

Schwules Museum

Lützowstraße 73, 10785 Berlin

Telefon: +49 (0)30 69 59 90 50, Fax: +49 (0)30 61 20 22 89

E-Mail: kontakt@schwulesmuseum.de

Internet: https://www.schwulesmuseum.de
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AKTION/814: Jena - Schillertag an der Universität Jena, Zwischen Tradition und Zukunft, 28.06.2019


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Schillertag an der Universität Jena: Zwischen Tradition und Zukunft



Schiller "lebt" an der nach ihm benannten Universität: Die
Friedrich-Schiller-Universität Jena würdigt am 28. Juni ihren Namenspatron
sowie den Wissenschaftsnachwuchs und veranstaltet ihr Sommerfest. Außerdem
konnte gerade das Original von Schillers Antrittsvorlesung in der ersten
Druckfassung erworben werden.

Wie sehr die Friedrich-Schiller-Universität Jena ihrem Namenspatron
verbunden ist, machte heute Uni-Präsident Prof. Dr. Walter Rosenthal
deutlich. Er präsentierte gemeinsam mit dem Leiter des Universitätsarchivs
Prof. Dr. Joachim Bauer und dem Leiter der Handschriftenabteilung der
Thüringer Universitäts- und Landesbibliothek (ThULB) Dr. Joachim Ott ein
gerade erworbenes Exemplar von Schillers Antrittsvorlesung in der ersten
Druckfassung. Damit konnte eine höchst empfindliche Lücke in den
Sammlungen der Universität geschlossen werden.

"Es ist gelungen, den ersten Separatdruck von 1789 der berühmten Jenaer
Antrittsvorlesung Friedrich Schillers ,Was heißt und zu welchem Ende
studiert man Universalgeschichte' antiquarisch zu erwerben", sagte Walter
Rosenthal. "Das Exemplar ist hervorragend erhalten", freute sich Joachim
Ott über den neuen Schatz in der ThULB.

Streit um den "Professor der Geschichte in Jena"

Die Vorlesung wurde etwa zeitgleich im Weimarer "Teutschen Merkur"
abgedruckt wie auch von der Jenaer Akademischen Buchhandlung als
Separatdruck herausgebracht. Auf dessen Titelseite ließ sich Schiller als
"Professor der Geschichte in Jena" titulieren. Doch das Ordinariat hatte
er nicht inne, lediglich eine außerordentliche Professur in den
historischen Fächern. Die Verwendung des Titels führte zu erheblichen
Kontroversen in der Philosophischen Fakultät, mit dem für Schiller
empörenden Ergebnis, dass der Erstdruck eingezogen wurde. 1790 erschien
dann eine zweite Ausgabe mit der korrigierten Angabe "Professor der
Philosophie in Jena". Im Universitätsarchiv liegen die Dokumente dieses
bemerkenswerten Streitfalls, einschließlich des beanstandeten Titelblatts.

Aufgrund dieser Vorgänge ist der Erstdruck von großer Seltenheit. Da er in
Jena verboten war, blieb dort kein Exemplar erhalten. Bis dato war das
berühmte Werk also ausgerechnet am Ort seiner Entstehung nicht im
Erstdruck, sondern nur im korrigierten Zweitdruck vorhanden. Umso
glücklicher ist die Universität nun, in den Besitz dieses zentralen
literarischen Zeugnisses ihrer Geschichte gekommen zu sein.

Der höchste Festtag der Universität Jena

Friedrich Schiller ist nicht nur im neuerworbenen Buch und im Namen mit
der Universität verbunden. Der alljährliche Schillertag, zu dem die
Öffentlichkeit in diesem Jahr am 28. Juni eingeladen ist, ist der höchste
Festtag der Jenaer Hochschule. Er verbindet alljährlich Tradition mit
Zukunft. Denn zum Gedenken an die Antrittsvorlesung Friedrich Schillers
findet ab 14 Uhr in der Universitätsaula ein Festakt statt, bei dem Prof.
Myles W. Jackson, Ph.D. aus Princeton den Festvortrag hält. Er spricht in
Anlehnung an Schillers Vorlesung zum Thema: Was heißt und zu welchem Ende
studiert man Naturwissenschaftsgeschichte?

Teil des Festaktes ist auch die universitäre Promotionsfeier. Die
frischgebackenen Doktorinnen und Doktoren, die in den letzten zwölf
Monaten an der Jenaer Universität ihre Promotion abgeschlossen haben,
erhalten feierlich ihre Urkunden. Zudem werden der
Dissertationsförderpreis des Alumni Jenenses e. V. sowie die von der
Gesellschaft der Freunde und Förderer der Jenaer Universität gesponserten
Promotionspreise und der Habilitationspreis der Universität verliehen.

Treffen der Freundesgesellschaft, Gottesdienst und Sommerfest

Eingerahmt wird der Schillertag, der von der Gesellschaft der Freunde und
Förderer sowie der Graduierten-Akademie der Uni Jena ausgerichtet wird,
von der Mitgliederversammlung der Freundesgesellschaft. Diese beginnt um
11 Uhr im Senatssaal des Universitätshauptgebäudes.

Am Nachmittag schließt sich an den Festakt ein ökumenischer Gottesdienst
an. Der Berliner und ehemalige Jenaer Kirchenhistoriker Prof. Dr. Dr. h.
c. mult. Christoph Markschies wird um 17 Uhr in der Stadtkirche St.
Michael die Predigt zum Thema "Des Herren Wort bleibet in Ewigkeit -
Predigten zur Barmer Theologischen Erklärung" halten.

Einen feierlich-fröhlichen Ausklang findet der Schillertag mit dem
Universitäts-Sommerfest ab 19.30 Uhr (Einlass 18 Uhr). Unter dem Motto
"Zusammen.Wirken" erwartet die Gäste auf dem Areal von Botanischem Garten,
Planetarium und Griesbachgarten ein buntes Programm. Die Karten dafür sind
ausverkauft und die Universität weist darauf hin, dass es keine 
Online-Karten gibt.

Für alle Studierenden der Friedrich-Schiller-Universität ist am 28. Juni
ab 13 Uhr Zeit zum Feiern, denn ab dann ist "Dies academicus" und damit
lehrfrei.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de/Schillertag.html

- weitere Informationen zum Schillertag;

http://www.sommerfest.uni-jena.de

- Informationen zum Sommerfest

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 21.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/6441: Stuttgart - Carolin Callies, schatullen & bredouillen, 13.07.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 12.00 Uhr

schatullen & bredouillen

Carolin Callies

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

Lesung und Gespräch

Moderation: Jan Snela



Carolin Callies Debüt "fünf sinne & nur ein besteckkasten" war das
lyrische Ereignis des Jahres 2015. So verhält es sich auch mit (dem
Buch neuer Gedichte) dem neuen Gedichtband "schatullen &
bredouillen": Da lesen wir von pappenstil & puppenspiel, blättern im
atlas eines stelldicheins, besichtigen ein bollwerk aus bröseln oder
landschaften ohne brotrinde. In den neuen Gedichten werden zahlreiche
kleine Örtlichkeiten vermessen, bewohnt, bevölkert, verschoben oder
gelöscht, seien es (Fall-)Türen, Kästchen, Gehäuse, Gehege, Trutzen,
Siebe oder Löcher. Die Autorin verzaubert in ihrer Bildwelt, sie
öffnet Räume und Landschaften, Beziehungskisten und schaut in tiefe
Gräben, in denen alleweil gilt: manege frei fürs nackedei. Carolin
Callies, geboren 1980 in Mannheim, lebt in Ladenburg bei Heidelberg.
(Schöffling & Co.)

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1215: Stuttgart - Klassiker der Literaturgeschichte, Michael Ende, Gespräch, 04.07.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Donnerstag, 04.07.19, 19.30 Uhr

Michael Ende: Jim Knopf und die unendliche Geschichte

Ulrike Draesner, John von Düffel

Veranstaltungsreihe: Klassiker der Literaturgeschichte

Gespräch

Moderation: Anja Brockert

Poetische Intervention: Timo Brunke



Jim Knopf, Lukas, der Lokomotivführer und Momo: Diese und viele
andere bekannte Figuren stammen aus der Feder des Schriftstellers
Michael Ende und begeistern seit jeher Generationen von Kindern und
Jugendlichen. Doch Ende war nicht nur Autor phantastischer
Kinderliteratur; er schrieb ebenso Bücher für Erwachsene, Gedichte,
Theaterstücke sowie poetische Bilderbuchtexte. Der
schriftstellerische Durchbruch gelang ihm jedoch mit Jim Knopf und
Lukas der Lokomotivführer, für den er 1961 den Deutschen
Jugendliteraturpreis erhielt. Diese Geschichte hat es bis ins
Fernsehen und 2018 sogar ins Kino geschafft. Für alle Michael Ende
Fans gab es jüngst eine neue Veröffentlichung zu feiern: Rodrigo
Raubein und Knirps, sein Knappe erschien in diesem Jahr; Wieland
Freund hat das Romanfragment von Michael Ende fertig gestellt. Im
Gespräch mit der Lyrikerin, Essayistin und Prosaautorin Ulrike
Draesner und dem Dramaturgen und Autoren John von Düffel wird es vor
allem um Die unendliche Geschichte sowie um die Abenteuer von Jim
Knopf gehen: Wir reisen nochmal gemeinsam mit Bastian Balthasar Bux
nach Phantásien, fahren mit der Lokomotive Emma durch Lummerland,
treffen Fuchur, den Glücksdrachen und Prinzessin Li Si, und erfahren,
wie Menschlichkeit Verwandlung bedingt und umgekehrt aus
Verwandlungsfähigkeit Menschlichkeit erwächst.

Eine Veranstaltungsreihe von: LpZ Stuttgart und SWR2 Wissen

Gefördert vom Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8680: Und morgen, den 25. Juni 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 25.06.2019 bis zum 26.06.2019 +++






[image: Jean-Luc 8680 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Warm, wärmer, am wärmsten ...

ohne Wasservorrat.

Arm, ärmer, am ärmsten ...

und Jean-Luc im Salat.
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OFFENER BRIEF/005: Stoppt Mercosur, solange Brasilien Menschenrechte verletzt, den Klimawandel leugnet und die Umwelt zerstört (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 22. Juni 2019

Offener Brief an die EU: stoppt Mercosur, solange Brasilien
Menschenrechte verletzt, den Klimawandel leugnet und die Umwelt
zerstört
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Über 340 nationale und internationale zivilgesellschaftliche
Organisationen aus über 45 Ländern, darunter zahlreiche auch aus
Deutschland und Österreich, fordern in einem gemeinsamen offenen Brief
an die EU, die aktuell laufenden Verhandlungen zum Freihandelsabkommen
der EU mit dem lateinamerikanischen Wirtschaftsraum Mercosur zu
stoppen, zu dem auch Brasilien unter der neoliberalen Führung von Jair
Bolsonaro gehört.

Grund: solange die brasilianische Regierung Klimaleugner in
Ministerien beruft, Krieg gegen die eigene Bevölkerung führt, indem
sie lang etablierte soziale Bewegungen als Terroristen einstuft, die
Rechte indigener Völker missachtet und Umweltverbrechen wie die
Abholzung des Regenwaldes zugunsten von Agrarkonzernen begeht, muss
die EU die Verhandlungen aussetzen.

Der offene Brief ist auch auf Englisch [1], Französisch [2], Spanisch
[3], und Portugiesisch [4] verfügbar:




Sehr geehrter Präsident des Europäischen Rats,

sehr geehrter Präsident der Europäischen Kommission,

sehr geehrter Präsident des Europaparlaments,

wir, die unterzeichnenden zivilgesellschaftlichen Organisationen,
fordern die Europäische Union auf, ihren Einfluss zu nutzen, um eine
Verschlechterung der Menschenrechte und der Umweltsituation in
Brasilien zu verhindern.

Im April forderten [5] mehr als 600 europäische Wissenschaftler*innen
und zwei brasilianische Indigenen-Organisationen, die 300
brasilianische Indigenen-Gruppen vertreten, die EU auf, beim Schutz
der Menschenrechte, der Menschenwürde und eines bewohnbaren Klimas
weltweit eine führende Rolle zu übernehmen, indem sie Nachhaltigkeit
zum Eckpfeiler ihrer Handelsverhandlungen mit Brasilien macht. Wir
unterstützen diesen Aufruf voll und ganz.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben sich durch den Vertrag über die
Europäische Union dazu verpflichtet, die Menschenrechte als
übergreifendes Ziel in ihren Beziehungen zu anderen Ländern zu achten
und zu fördern. Auch die EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström hat
hervorgehoben [6], dass neue EU-Handelsabkommen notwendig sind, um
nachhaltige Entwicklung zu erreichen.

Seit dem Amtsantritt des brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro im
Januar 2019 haben wir zunehmende Menschenrechtsverletzungen sowie
Angriffe auf Minderheiten, indigene Völker, LGBTQ und andere
Traditionsgemeinschaften beobachtet. Darüber hinaus bedroht die
Regierung weiterhin die grundlegende demokratische Funktionsweise der
Zivilgesellschaft und leitet zugleich einen schweren Angriff auf
einige der weltweit kostbarsten und ökologisch wertvollsten Regionen
ein.

Wir sind über folgende Punkte tief besorgt:

- Die Grenzziehung indigener Gebiete wurde der Rechtshoheit des
Landwirtschaftsministeriums [7] unterstellt. Dadurch wird mächtigen
Vieh- und Soja-Agrarkonzernen [8] der Weg bereitet, ihren Marsch durch
den Amazonas, den größten Tropenwald der Welt, und die Cerrado, die
artenreichste Savanne der Welt, zu beschleunigen.

- Es gab einen dramatischen Anstieg der Angriffe auf indigene Völker,
andere Traditionsgemeinschaften und ihre Gebiete. Im Februar gab es
Berichte [9] über mindestens 14 geschützte indigene Gebiete, die von
Eindringlingen angegriffen wurden. Darüber hinaus hat die Regierung
mehr als 35 nationale Räte für soziale Teilhabe abgeschafft. Angriffe
[10] auf Menschen, die ihr Gebiet oder ihre natürlichen
Lebensgrundlagen verteidigen wollen, nehmen im ländlichen Brasilien
zu. Diese führen vermehrt zu Tötungen von Gemeindevorsteher*innen,
Landwirt* innen und Aktivist*innen.

- Bolsonaros Wahlversprechen, "jede Form von Aktivismus zu beenden"
[11], wurde an seinem ersten Amtstag umgesetzt, indem er die Regierung
befähigte, "die Aktivitäten und Aktionen internationaler Einrichtungen
und Nichtregierungsorganisationen auf nationalem Gebiet zu
kontrollieren, zu koordinieren, zu überwachen und zu beobachten".

- Sowohl das Umweltministerium [12] als auch das Außenministerium [13]
werden nun von Leugner*innen der globalen Erwärmung angeführt, weshalb
die für den Klimawandel zuständigen Abteilungen abgeschafft wurden.
Auch wenn Brasilien weiterhin ein Unterzeichner des Pariser
Klimawandelabkommens bleibt, ist es unwahrscheinlich, dass die
Regierung die notwendigen Maßnahmen zur Umsetzung des Abkommens
ergreifen wird.

- Sozial-ökologische Gesetzgebung und politische Richtlinien wurden in
den ersten 100 Tagen der neuen Regierung dramatisch geschwächt. Das
Waldgesetz wurde durch neue Maßnahmen untergraben, die eine
Reduzierung der gesetzlichen Einschränkungen und eine flexiblere Frist
für Landlegalisierung durch Landnehmer*innen vorschlagen. Im Januar
2019 soll [14] die Abholzung im Amazonasgebiet im Vergleich zum selben
Zeitraum von 2018 um 54 Prozent gestiegen sein.

Akteur*innen der Zivilgesellschaft [15], Aktivist*innen,
Landwirt*innen, Arbeiter*innen und Minderheiten sind von der
aufhetzerischen Rhetorik der Bolsonaro-Regierung und ihrer
Anhänger*innen extrem gefährdet. Dazu gehört auch, dass Mitglieder von
Basisbewegungen wie der "Bewegung der landlosen Arbeiter*innen" und
der "Bewegung der Obdachlosen" als "Terroristen" bezeichnet werden.
Daher ist zu befürchten, dass das umstrittene Antiterrorgesetz
Brasiliens zur Kriminalisierung von Sozialaktivist*innen eingesetzt
werden wird.

Die EU ist weltweit der zweitgrößte Handelspartner Brasiliens, der
zweitgrößte Importeur brasilianischen Sojas sowie ein wichtiger
Importeur von brasilianischem Rindfleisch und anderen
landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Die EU trägt daher die
Verantwortung, sich mit den Menschenrechtsverletzungen und
Umweltverbrechen zu befassen, die in Brasilien unter der Regierung
Bolsonaros stattfinden. Sie muss ihren Einfluss nutzen, um die
Zivilgesellschaft, die Menschenrechte und die Umwelt zu schützen.

Die EU ist dabei, ein weitreichendes Mercosur-Handelsabkommen zu
verhandeln, das den Marktzugang und den Handel zwischen den beiden
Regionen, zu denen Brasilien gehört, erweitern soll. Die EU muss jetzt
Präsident Bolsonaro unbedingt die unmissverständliche Botschaft
senden, dass sie sich Verhandlungen mit Brasilien über ein
Handelsabkommen verweigert, wenn es nicht zu einem Ende der
Menschenrechtsverletzungen, strengen Maßnahmen zur Beendigung weiterer
Entwaldung und konkreten Verpflichtungen zur Umsetzung des Pariser
Abkommens kommt.

In der Vergangenheit hat die EU Handelsbeziehungen mit Ländern
ausgesetzt, die an Menschenrechtsverletzungen beteiligt waren, so
beispielsweise mit Myanmar und den Philippinen. Darüber hinaus hat die
EU die Einfuhr von Produkten eingeschränkt, deren Produktion mit
Menschenrechten bei Konfliktmineralien zusammenhängt. Es ist an der
Zeit, dass die EU eine ähnliche harte Haltung einnimmt, um eine
Verschlechterung der Menschenrechts- und Umweltsituation in Brasilien
zu verhindern.

Wir fordern Sie daher auf,

1. die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen EU-Mercosur sofort
zu unterbrechen.

2. zu gewährleisten, dass keine der in der EU verkauften
brasilianischen Produkte oder der mit ihnen verbundenen Finanzmärkte
zu einem Anstieg der Entwaldung, der Landnahme von Indigenen-Gebieten
oder von Menschenrechtsverletzungen führen.

3. eine Erklärung mit stichhaltigen Belegen zu verlangen, dass die
brasilianische Regierung ihre Verpflichtungen im Rahmen des Pariser
Abkommens über den Klimawandel erfüllen wird.

4. die Unterstützung der brasilianischen Zivilgesellschaft zu erhöhen,
wie durch Umsetzung des EU-Aktionsplans für Menschenrechte und
Demokratie sowie proaktive verstärkte Beratungen mit brasilianischen
zivilgesellschaftlichen Organisationen, die sich mit den
Menschenrechten und der demokratischen Funktionsweise der
brasilianischen Zivilgesellschaft befassen.

5. mögliche Menschenrechtsverletzungen zu überwachen und zu
reagieren - einschließlich der Untersuchung von Fällen seit der Wahl
Bolsonaros - sowie Mechanismen zu stärken, die
Menschenrechtsaktivist*innen schützen. Für die am stärksten
gefährdeten Personen, einschließlich Indigenenvölkern und
Umweltschützer* innen, sollte die EU, auch durch ihre politischen
Vertretungen, bei Bedarf direkte und rasche Unterstützung leisten.

Mit freundlichen Grüßen

Die Unterzeichner können eingesehen werden unter [16]

Quelle: S2B Seattle to Brussels Network [17]


Anmerkungen:

[1] http://s2bnetwork.org/wp-content/uploads/2019/06/Joint-letter-Brazil-EU-Mercosur.pdf

[2] https://www.collectifstoptafta.org/actu/article/plus-de-340-organisations-appellent-l-union-europeenne-a-interrompre

[3] http://s2bnetwork.org/wp-content/uploads/2019/06/ESP-Carta-UE-Mercosur-Junio-2019.pdf

[4] http://s2bnetwork.org/wp-content/uploads/2019/06/Portuguese-Carta-EU-Mercosul-Junho-2019.pdf

[5] https://science.sciencemag.org/content/364/6438/341.1

[6] http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1803

[7] https://www.nytimes.com/2019/01/02/world/americas/brazil-bolsonaro-president-indigenous-lands.html

[8] https://www.iatp.org/the-rise-of-big-meat

[9] https://reporterbrasil.org.br/2019/02/sob-ataque-pos-eleicao-terras-indigenas-estao-desprotegidas-com-desmonte-da-funai/

[10] https://news.mongabay.com/2019/04/3-massacres-in-12-days-rural-violence-escalates-in-brazilian-amazon/

[11] https://www.conectas.org/en/news/bolsonaros-measure-to-control-ngos-encroaches-on-freedom-of-association

[12] https://www1.folha.uol.com.br/ambiente/2018/12/vamos-preservar-o-ambiente-sem-ideologia-diz-futuro-ministro-de-bolsonaro.shtml

[13] https://www.valor.com.br/politica/5985233/novo-chanceler-diz-que-esquerda-criou-%3Fideologia-da-mudanca-climatica

[14] https://www.greenpeace.org/brasil/blog/desmatamento-cresce-no-primeiro-mes-de-2019/

[15] https://1bps6437gg8c169i0y1drtgz-wpengine.netdna-ssl.com/wp-content/uploads/2018/12/CSO-Statement-Brazil-2018.12.21.-EN-PT.pdf

[16] http://www.pressenza.com/de/2019/06/offener-brief-an-die-eu-stoppt-mercosur-solange-brasilien-menschenrechte-verletzt-den-klimawandel-leugnet-und-die-umwelt-zerstört

[17] https://s2bnetwork.org/letter-brasil-bolsonaro-eu-mercosur/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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LESUNG/1873: Braunschweig - Deutsch-türkisches Bilderbuchkino "Großer Vogel, kleiner Vogel", 27.6.19


Stadt Braunschweig

Großer Vogel, kleiner Vogel

Deutsch-türkisches Bilderbuchkino in der Weststadt



Braunschweig. Als deutsch-türkisches Bilderbuchkino ist die Geschichte
"Großer Vogel, kleiner Vogel" von Glummie Riday am Donnerstag, 27.
Juni, um 16.30 Uhr in der Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek
Braunschweig, Rheinring 12, zu sehen. Es geht dabei um einen kleinen
Vogel, der dem großen Vogel alles nachmacht. Das ärgert den großen
Vogel sehr und er denkt sich etwas aus. Eingeladen sind Kinder von
vier bis sechs Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss gibt es für die
Kinder ein Malangebot. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6857.
Die Zweigstelle Rheinring ist montags und donnerstags von 10 bis 18
Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 20. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MUSEUM/857: Münster - Tierparade-Bilderspiel für Kids am 29. Juni 2019


Stadt Münster

Stadtmuseum: Tierparade-Bilderspiel für Kids



Münster (SMS) "Wer, wo, was? Male und drucke das!": Im Stadtmuseum
können junge Leute zwischen acht und zwölf Jahren am Samstag, 29.
Juni, ab 15 Uhr bei einem lustigen Tierparade-Bilderspiel ihrer
Fantasie freien Lauf lassen. Passend zur Sonderausstellung "Alles auf
Leeze!" könnte dabei herauskommen, dass sich ein freundlicher Löwe auf
die Leeze schwingt und über den Prinzipalmarkt gondelt. So wie auf dem
Ausstellungsplakat von Alexander Gellner. Und das geht so: Aus einem
Stapel zieht jedes Kind blind drei Karten und formt daraus ein neues
Bild. Wie könnte die passende Geschichte dazu lauten? Sie wird dann
gezeichnet und gedruckt. Treffpunkt ist im Museumsfoyer (drei Euro).
Um Anmeldung unter Tel. 02 51/4 92-45 03 wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 21. Juni 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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SPORT UND SPIEL/251: Braunschweig - Konsolenspielenachmittag am 28. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Konsolenspielenachmittag im Schloss



Braunschweig. Die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, bietet
am Freitag, 28. Juni, von 14 bis 17 Uhr ihre Veranstaltung "Spiel &
Spaß rund um die Konsole" an. Bei diesem Konsolenspielenachmittag
können Kinder ab acht Jahren und Jugendliche ihre Sportlichkeit
testen, Geschicklichkeit beweisen oder einfach nur denken und knobeln.
Verschiedene Spiele und Konsolen stehen zum Ausprobieren und
Kennenlernen bereit. Die Aktion wird von spielkundigen und
spielfreudigen Mitarbeitern der Stadtbibliothek betreut, sodass auch
jederzeit Fragen rund um die Spiele beantwortet werden können.
Geschöpft wird aus einem reichhaltigen Angebot von rund 3.500 Spielen.
Der Eintritt ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-6834.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 21. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSTELLUNG/9695: Mönchengladbach - Malereien von Bernhard Heese vom 26.6.-31.7.2019


Stadt Mönchengladbach

Malereien von Bernhard Heese - Vernissage am Mittwoch, 26. Juni, 18
Uhr



Das Quartiersmanagement Rheydt bringt Kunst und Kulinarik zusammen. Am
kommenden Mittwoch, 26. Juni, stellt der Künstler Bernhard Heese um 18
Uhr bei einer Vernissage im türkischen Restaurant "Harmony",
Bahnhofstr. 46, seine Werke vor. Heeses Werke sind dabei im wahrsten
Sinne des Wortes 'vielschichtig', denn sie entwickeln sich durch
vielfache Übermalungen. Die einzelnen Schichten werden auf
verschiedenste Weise bearbeitet, zum Beispiel durch Abwaschung,
Abkratzen oder Schleifen. Mit seinen Bildern möchte Heese Gedanken und
Gefühle jeglicher Art, seien es Freude, Neugier oder auch Irritation,
anregen. Präsentieren wird Heese aktuelle Werke aus den Jahren 2018
und 2019. Musikalisch begleitet wird den Abend von Wolfgang Wiedemann
mit seiner Bluesgitarre. Die Ausstellung wird noch bis zum 31. Juli im
"Harmony" zu sehen sein.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 24. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/302: Braunschweig - "Der spätgotische Flügelaltar" am 27. und 30. Juni 2019


Stadt Braunschweig

Vortrag im Museum am Altstadtmarkt über spätgotischen
Flügelaltar

Vortragsreihe "Exponat des Monats"



Braunschweig. Im Rahmen der Vortragsreihe "Exponat des Monats" hält
Sigrid Hartmann am Donnerstag, 27. Juni, und am Sonntag, 30. Juni,
jeweils um 15 Uhr, einen Vortrag mit dem Titel "Vom Opferstein zum
spätgotischen Flügelaltar" in der Kleinen Dornse des Städtischen
Museums im Altstadtrathaus. Der Eintritt ist frei.

Exponat des Monats ist das sogenannte Borgentrik-Altar-Retabel aus dem
Städtischen Museum, Haus am Löwenwall. Es gehört in den Bereich der
Spätgotik und wurde 1483 von dem Braunschweiger Schnitzer Cord (auch
Conrad bzw. Konrad) Borgentrik für eine kleine Kirche in Hemmerde im
Westfälischen gefertigt. Mit großer Erzählfreude werden in dem Retabel
Bildergeschichten dargestellt, wie sie in der Bibel oder in Legenden
berichtet werden, unter anderem aus dem Leben von Maria und Jesus.

Das Städtische Museum im Altstadtrathaus, Altstadtmarkt 7, ist
dienstags bis sonntags von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt in
dieses Museum ist frei. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
0531/470-4551, per E-Mail an museum@braunschweig.de, oder im Internet
unter www.braunschweig.de/museum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 21. Juni 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/301: Mönchengladbach - "Jagdmotive in der Düsseldorfer Malerschule" am 30.6.19


Stadt Mönchengladbach

"Von Wilddieben, Neureichen und röhrenden Hirschen - Jagdmotive in
der Düsseldorfer Malerschule"



Die Einrichtung der Kunstakademie in Düsseldorf 1819 gehörte zu den
kulturpolitischen Akzenten Preußens in seinen 1815 neu hinzugewonnenen
Ländern am Rhein. Unter seinem Direktor Wilhelm Schadow entwickelte
sich das Institut in kürzester Zeit zu einem weltweit führenden
Zentrum. Die bürgerliche Kunsterwartung verhalf der Landschafts- und
Genremalerei zum Erfolg. Unter der Leitung des aus Jülich stammenden
Johann Wilhelm Schirmer (1807 - 1863) wurde 1830 eine sehr
erfolgreiche Landschafter-Klasse neu eingerichtet. Entsprechend der
Unterhaltungsliteratur der Zeit wurden darin Jäger in historisierender
Kleidung oder Wilddiebe in Szene gesetzt. Bekannte Düsseldorfer
Genrebilder, wie Carl Hübners "Jagdrecht" von 1845, prangerten die
Ungerechtigkeiten adeliger Jagdprivilegien auf Kosten bäuerlicher
Wildschäden an. Die Deutsche Revolution 1848/49 führte zur Öffnung der
Jagd für Bürger, die Exklusivität blieb jedoch bestehen. Der
finanzkräftige Kundenkreis führte ab der Jahrhundertmitte zum
Entstehen einer ausgesprochenen Jagd- und Tiermalerei. Der naturnahe
"Jägerblick" auf Wildtiere wird zum kompensatorischen Verlustreflex
einer Gesellschaft im industriellen Wachstum. Dies ist Inhalt des
Vortrags des Leiters der Museum Zitadelle Jülich Marcell Perse am
Sonntag, 30. Juni, um 11.30 Uhr im Museum Schloss Rheydt.

Im Anschluss wird auch eine offene Führung durch die Sonderausstellung
"Die Jagd - Ein Schatz an Motiven" angeboten.

Termin: Sonntag, 30. Juni 2019, 11.30 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 19. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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ARBEITERSTIMME/380: Flucht und Migration und die Linke


Arbeiterstimme Nr. 202 - Winter 2018/2019

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Flucht und Migration und die Linke



Das Thema Flucht, Migration und Integration hat allen anderen
Problemen den Rang abgelaufen. Es wird immer wieder auf die
Tagesordnung gesetzt. Die Wahlkämpfe waren dadurch geprägt. Die
Wahlerfolge der AfD gründen sich darauf. Längst treibt sie die anderen
Parteien mit dieser "Flüchtlingsproblematik" vor sich her.

Aber auch in anderen Ländern der EU ist darüber eine Diskussion
entbrannt, an der die EU wegen des Eigeninteresses der einzelnen
Nationalstaaten sowie dem direkt daraus resultierenden Nationalismus
zerbrechen könnte.

In der Gruppe haben wir uns in unseren Monatsversammlungen oder auf
Redaktionssitzungen mit der Thematik auseinandergesetzt - in der
ganzen Gruppe haben wir das allerdings bis jetzt noch nicht getan,
geschweige denn einen Gruppenstandpunkt dazu erarbeitet. Deswegen
haben wir uns entschieden, den Themenkomplex Flucht und Migration auf
der Jahreskonferenz zu behandeln.

Auf der Tagesordnung haben wir angekündigt: "Die Flüchtlingsfrage -
Versuch einer thematischen Annäherung".

Zur Herangehensweise: Am Anfang steht ein Überblick, wie das Thema in
der Linkspartei und in der bundesdeutschen Linken behandelt wird. Im
Anschluss stellt ein Genosse unsere Sichtweise der Problematik vor.

Gespaltenheit in der Partei Die Linke

Die Partei Die Linke ist in dieser Frage gespalten. Es geht ein Riss
zwischen jenen, die bedingungslose Solidarität gegenüber allen
Migranten einfordern, und jenen, die Zuwanderung begrenzen wollen -
ein Riss zwischen Personen und deren Lagern, ein Riss zwischen Kipping
und Wagenknecht. Die Auseinandersetzung um die Flüchtlingspolitik hat
mittlerweile den Charakter eines Glaubenskriegs angenommen. Die
Positionen beider Seiten stützen sich mehr auf Annahmen und
Wunschvorstellungen, als auf die Analyse der gesellschaftlichen
Verhältnisse.

Der Streit um die Flüchtlingspolitik wird von denen, die für offene
Grenzen eintreten, vornehmlich vom Standpunkt der moralischen
Überlegenheit aus geführt, sie sehen sich als die Vertreter der
Menschlichkeit. Eine politische Diskussion auf der Basis von
Argumenten und der Einschätzung gesellschaftlicher Zustände und
Entwicklungen ist kaum noch zu erkennen. Ihre politische Aussage
gipfelt in dem Vorwurf an die Wagenknecht-Fraktion, eine
"Renationalisierung linker Politik" zu betreiben und
"Flüchtlinge und Deutsche gegeneinander auszuspielen". Viele in
der Partei werfen Wagenknecht vor, mit ihren Positionen rechten
Parteien in die Hände zu spielen. Dabei fällt auch schon mal der
Begriff AfD light.

Aber was ist nun die Position von und um Sahra Wagenknecht? Offene
Grenzen für alle werden abgelehnt. Dabei sieht sie sich in einer Linie
mit dem US-Demokraten Bernie Sanders und dem britischen Labour-Chef
Jeremy Corbyn, die sich gegen bedingungslos offene Grenzen
ausgesprochen haben. Sie mahnt zu einer Debatte über Arbeitsmigration
und spricht von einer Abwerbung "qualifizierter Fachkräfte" aus
armen Ländern. Sie begründet ihre Ablehnung offener Grenzen für alle
mit der Frage, "ob eine Welt ohne Grenzen unter kapitalistischer
Ordnung ein linkes Ziel sein kann."

Für viele in der Linken sind das Tabuthemen; ist das, was Wagenknecht
tut, eine Provokation. In den Augen dieser Delegierten hat sich der
Parteitag klar zu "offenen Grenzen" ohne Einschränkung bekannt.
Die Fraktionschefin ignoriere die Entscheidung.

Forderungen der Linken

- Wir wollen Fluchtursachen bekämpfen, nicht die Flüchtlinge! Wir
brauchen eine gerechte Entwicklungshilfe und fairen globalen Handel.

- Wir unterstützen die Forderungen nach einem sofortigen Stopp der
Abschiebungen und nach einem Bleiberecht für alle.

- Geschlechtsspezifische Fluchtursachen wollen wir als Asylgrund
umfassend anerkennen und bedrohte Frauen vor Abschiebung schützen.
Menschen, die wegen ihrer sexuellen Orientierung verfolgt werden,
sollen umfassenden Schutz erhalten.

- Wir wollen sichere Fluchtwege schaffen, damit das Sterben im
Mittelmeer aufhört. Das Recht auf Asyl stellen wir wieder her und
setzen die Genfer Flüchtlingskonvention durch. Der schmutzige Deal mit
der Türkei und anderen Ländern muss aufgekündigt werden!

- Wir wollen eine solidarische Einwanderungsgesellschaft: mit sozialer
Sicherheit statt Konkurrenz um Arbeitsplätze, Wohnungen und Bildung.
Mit einer sozialen Offensive für alle, die den Zusammenhalt der
Gesellschaft stärkt.

- Wir fordern ein Bleiberecht für alle Menschen mit unsicherem
Aufenthaltsstatus, spätestens, wenn sie fünf Jahre in Deutschland
leben. Die Praxis der sogenannten Kettenduldungen wollen wir zugunsten
von dauerhaften Perspektiven abschaffen.

- Wir wollen die Unterbringung von Geflüchteten in Massenunterkünften
beenden und dezentral organisieren.

- Die Residenzpflicht, Wohnsitzauflagen und die Unterbringung in
Sammellagern müssen bundesweit abgeschafft werden.

- Abschiebungen lehnen wir ab. Insbesondere Abschiebungen in
Kriegsgebiete und existenzielle Not wie Obdachlosigkeit, mangelhafte
medizinische Versorgung und Diskriminierung werden wir sofort stoppen.

- Die Ausnahmen vom Mindestlohn und das Asylbewerberleistungsgesetz
wollen wir abschaffen.

Ein Konsens zwischen den beiden Lagern ist in noch weitere Ferne
gerückt.

Einige Mitglieder der Linken (um Fabio de Masi, Sabine Zimmermann
u.a.) bemühen sich um mehr Sachlichkeit in der Flüchtlingsfrage. Sie
haben ein Thesenpapier dazu erstellt.

Thesenpapier zu einer humanen und sozial regulierenden LINKEN
Einwanderungspolitik

"DIE LINKE muss konsequent für eine humanitäre Flüchtlingspolitik
eintreten. Der Schutz von Menschen in Not, die vor Krieg oder
politischer Verfolgung fliehen, kennt keinerlei Einschränkungen. Wir
wollen die Wiederherstellung des Asylrechts für politisch Verfolgte
(insbesondere eine Überwindung der Dublin-Abkommen und Abschaffung der
"sicheren Herkunftsstaaten") und eine konsequente Anwendung des
Nichtzurückweisungsprinzips an den Grenzen von BRD und EU. Der
zunehmenden Militarisierung der EU-Außengrenzen wollen wir ein linkes
Konzept entgegenstellen sowie unmenschlicher Internierung von
MigrantInnen in- und außerhalb Europas einen Riegel vorschieben. Wir
wollen umfassenden subsidiären Schutz für flüchtende Menschen, deren
Leben durch Kriege in Gefahr ist.

Das Sterben im Mittelmeer muss beendet werden. Dafür müssen die
EU-Länder gemeinsam die Möglichkeit eröffnen, Anträge auf Asyl und
subsidiären Schutz direkt in Botschaften von Ursprungs- und
Transitländern zu stellen. Die lebensgefährliche Überfahrt übers
Mittelmeer wäre dann keine Bedingung mehr, um Schutz in der EU zu
beantragen. Die EU-Staaten müssen groß angelegte Programme zur
Seenotrettung ins Leben rufen. Ein EU-Programm (oder ein Programm
mehrerer Staaten außerhalb der EU-Strukturen) könnte noch effektiver
sein und das Sterben endlich beenden.

Das Leitbild der offenen Grenzen in einer friedlichen und
solidarischen Welt ist eine Zukunftsvision, die wir anstreben.
Gegenwärtig sind die Bedingungen dafür jedoch nicht gegeben. Wir
brauchen realistische Zwischen- und Übergangslösungen, die uns diesem
Ziel näherbringen.

Deshalb gilt es, Fluchtursachen zu beseitigen, die wirtschaftlichen
und sozialen Bedingungen und Lebensperspektiven vor Ort zu verbessern.
Unser Ziel muss lauten, nicht nur die Symptome, sondern auch die
Ursachen von Hoffnungslosigkeit und Armut systematisch zu bekämpfen.
Das Engagement vieler Menschen für bessere Lebens- und
Arbeitsbedingungen sowohl hier als auch in den Herkunftsländern ist
konkrete internationale Solidarität. Unregulierte Arbeitsmigration ist
dagegen kein Ausdruck von linkem Internationalismus, sondern kommt dem
Interesse der 'Internationalen' des Kapitals zugute."

Ganz anders wird das von der "Antikapitalistischen Linken" in der
Linken gesehen, wie es Thies Gleiss in folgendem Beitrag deutlich zum
Ausdruck bringt:

Zuhause ist es doch am Schönsten

Zur Debatte um Klasse, Migration und Einwanderung in der
LINKEN.

Aus der Sicht der Beschäftigten und Arbeiter*innenklasse sind diese
Menschen Konkurrent*innen um Arbeitsplätze, Wohnungen und
Transferleistungen. Aber sie sind auch Klassenbrüder und
Klassenschwestern, die überall unter der Politik im Interesse ein und
derselben Klasse von Produktionsmittelbesitzer*innen und Superreichen
leiden. Ein gemeinsames Interesse über Landes- und Sprachgrenzen
hinweg ist keine Fiktion, sondern Realität - völlig unabhängig davon,
ob dieses gemeinsame Interesse auch sofort einsichtig ist oder wie
einflussreich die politischen Bemühungen der Herrschenden sind, die
Realisierung solcher gemeinsamen Interessen immer wieder zu
verstellen.

Linke Politik sollte also zunächst nur sagen, was ist und darüber
aufklären, wer verantwortlich für all die unmenschlichen und
ungerechten Erscheinungen in unserer Gesellschaft ist. Zweitens
sollte sie eine massive Bewegung des Willkommens und der Solidarität
aller Opfer des Kapitalismus organisieren und eine ad-hoc-Umverteilung
für ein Arbeits-, Wohnungs- und Investitionsprogramm für alle fordern;
drittens sollte sie alle Geflüchteten, so wie alle hier
Lebenden, gleichermaßen als Menschen und als politische Subjekte
anzusprechen und sie in eine politische "Einheitsfront" gegen das
Kapital einbeziehen; und schließlich viertens müsste es darum
gehen, eine internationale (und internationalistische) politische
Bewegung gegen Kriege, Freihandel, Klimazerstörung und den
Kapitalismus allgemein aufzubauen - als Voraussetzung einer wirklichen
Bekämpfung von Fluchtursachen.

Die Antwort der Linken kann darauf nur eine umfassend politische
Antwort sein: Erstens konsequent internationalistisch, für
weltweite Umverteilung des Reichtums. Für Reparationen an in der armen
Welt angerichtete Zerstörung. Zweitens, eine Politik in
Richtung internationalen Ausgleichs des Wertes der Ware Arbeitskraft
(also: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit weltweit), einschließlich
internationaler gewerkschaftlicher Kämpfe.

Drittens, Kampf für das Recht auf internationale Mobilität der
Arbeitskraft, weil dies unerlässlich ist, zum Ausgleich des Wertes und
weil das Kapital schon lange international ist und überall offene
Grenzen antrifft oder sie sich schafft. Und viertens eine Politik der
Zähmung des Kapitals: Gegen Krieg und Rüstung; für strenge
Investitionsregeln und staatliche Kontrolle über die Finanzmärkte; für
das Recht der unproduktiveren Ländern und Sektoren der Weltwirtschaft
auf protektionistische Maßnahmen und gegen das Diktat des Freihandels.

Es gibt heute 70 Millionen Geflüchtete. Die Ursachen sind Krieg,
Freihandel und Klimazerstörung. Das sind die Hauptursachen, alle
weiteren - wie Flucht vor religiöser Unterdrückung, patriarchalen
Zwängen, sexueller Repression und rassistischer Ausgrenzung - sind
davon abgeleitet. Die Ursachen sind also klar zu benennen: Nicht
Staatsversagen in Deutschland oder Europa, nicht Kontrollverlust des
Staates, nicht Lug und Trug, sondern die kapitalistische Normalität
und Eigentumsordnung und ihre weltweite Zerstörungskraft.

Positionen zur Flüchtlingsfrage in der deutschen Linken 

Die DGB-Jugend widerspricht in ihren "Argumentationskarten für
Flucht und Asyl" dem Thesenpapier der Linken. "Durch den
Begriff 'Wirtschaftsflüchtlinge' werden zwei Gruppen von Geflüchteten
gegeneinander ausgespielt ... Ist es nicht legitim, vor
menschenunwürdigen und bedrohlichen Lebensbedingungen zu fliehen?
Jeder Mensch hat das Recht dazu!"

Gegen das Thesenpapier bezieht eine Erklärung von linken
Gewerkschaftssekretärinnen und -sekretären Stellung unter dem Titel:

Auslassung und Suggestion. Wie ein Thesenpapier daran arbeitet,
eine realistische Perspektive auf Migration zu verhindern.

Die Verfasser*innen erkennen durchaus an, dass die Autorinnen und
Autoren des Thesenpapiers die Gelegenheit geboten haben, die Debatte
um Migration zu versachlichen. Dies v.a., weil mit dem Papier zum
ersten Mal eine Position, die auf Begrenzung von Migration durch deren
Reglementierung zielt, umfassend und kohärent begründet wird. Außerdem
wäre die Verwirklichung der Forderungen des Thesenpapiers natürlich
eine deutliche Verbesserung gemessen an der heutigen Situation. Die
linken Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter kritisieren aber die
Aussonderung derjenigen, die vor wirtschaftlicher Not, Klima- oder
Hungerkatastrophen fliehen, sowie das unterschwellige Eintreten für
"Obergrenzen»" ihrer Einwanderung. Sie verlangen, die Flüchtlinge als
politische Subjekte zu sehen und zu behandeln. Nur die gemeinsame
solidarische Aktion der Betroffenen zusammen mit der
Flüchtlingshilfebewegung und den deutschen abhängig Beschäftigten und
Ausgegrenzten könne die Lage grundlegend wenden.

Patrik Köbele, der Vorsitzende der DKP, geht mit Flucht und Migration
wie folgt um:

(Auszug aus der Rede von Patrik Köbele auf der
Bundesmitgliederversammlung zur Kandidatur der DKP bei der EU-Wahl
2019)

Die Perspektivangst der Menschen hat eine völlig reale Grundlage.
Sie erleben, dass die Konkurrenz auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt
härter wird. Sie erleben die Verteilungskämpfe drastisch zum Beispiel
an den Tafeln. Sie erleben, dass dabei Kulturen zusammenstoßen und sie
erleben, dass in diesen Auseinandersetzungen die Gewalt zunimmt. Auf
diese berechtigte Perspektivangst gibt ihnen niemand eine Antwort bzw.
die oftmals einzig nachvollziehbare Antwort scheint von Rassisten,
Nationalisten, Faschisten, scheint wahlpolitisch von der AfD zu
kommen.

Das Massenempfinden ist völlig gerechtfertigt, wenn es erkennt,
dass Flucht und Migration zu einer Verschärfung der Konkurrenz führen.
Auch das Empfinden, dass Angela Merkel ihr "Wir schaffen das" nicht
aus humanistischen Gründen gemacht hat, ist völlig richtig. Das
Massenbewusstsein geht aber völlig in die Irre und stützt damit die
Herrschaft der Verursacher dieser Situation, wenn daraus Rassismus,
Nationalismus, Faschismus folgen und AFD gewählt wird.

Wir begrüßen jeglichen Widerstand gegen Rassismus, Nationalismus
und Faschismus. Wir sind, wo wir können, dabei. Wir sind froh über
jede Empörung dagegen, zuerst oft moralisch empört und begründet.
Diese moralische Empörung ist wichtig. Oft reicht sie aber nicht.
"Refrugee welcome" ist eine wichtige Losung, sie trägt aber auch die
Gefahr in sich, dass die herrschende Klasse den Flüchtling begrüßt,
weil er instrumentalisiert werden kann, um die Konkurrenz unter den
Ausgebeuteten - zu denen er auch gehört - zu verschärfen.

Ich denke, wir können sagen, dass wir mit unserem Sofortprogramm
die einzige parteipolitische Kraft waren, die dieser Doppelzüngigkeit
der herrschenden Klasse etwas entgegengesetzt hat. Wir sagten und
sagen: Wir müssen die Ursachen von Krieg, Flucht und Armut beleuchten,
wir müssen die Verursacher von Krieg, Flucht und Armut benennen und
zeigen, dass dort und in ihrer Hochrüstungspolitik das Geld zu holen
ist, um die Ursachen von Flucht zu beseitigen und die Konkurrenz unter
den Ausgebeuteten zurückzudrängen.

Auch in dieser Frage sind wir einzigartig: Wir benennen gegenüber
den Menschen, dass ihre Perspektivangst berechtigt ist und dass die
Konkurrenz in diesem Land natürlich zunimmt, wenn mehr Menschen ins
Land kommen. Wir sagen aber auch, dass das von den Herrschenden
gewollt ist, und eben nicht die Geflüchteten und Migranten daran
schuld sind. Und wir beteiligen uns nicht an einer Diskussion der
herrschenden Klasse, wie man "Zuzug" am besten steuert. Das
unterscheidet uns übrigens auch von beiden, wie vereinfacht gesagt
wird, "Flügeln" der Linkspartei.

Wenn man von der Bekämpfung der Fluchtursachen reden will, dann führt
kein Weg daran vorbei, das kapitalistische System dafür verantwortlich
zu machen: das der grenzenlosen Ausbeutung, der Zerstörung der Umwelt
und damit der Lebensgrundlagen für die Bevölkerung der sogenannten
Dritten Welt, des Reichtumstransfers in die Länder des Nordens, des
ungleichen Tausches und der Alimentierung und Hofierung der Komplizen
im globalen Süden.

 * 

Quelle:

Arbeiterstimme Nr. 202 - Winter 2018, Seite 11 bis 14

Verleger: Thomas Gradl, Bucherstr. 20, 90408 Nürnberg
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GRASWURZELREVOLUTION/1882: Frankreich - eine wahlpolitische Katastrophe


graswurzelrevolution Nr. 440, Sommer 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Frankreich: eine wahlpolitische Katastrophe

Die rechtsliberale Partei Macrons und der neofaschistische
Rassemblement National als dauerhafte "Alternativen"?

von Lou Marin



Es hätte nicht viel schlimmer kommen können: Mit 23,3% gewann
Marine Le Pens neofaschistische Partei Rassemblement National (RN,
früher: Front National) die Europawahlen in Frankreich, kurz vor
Macrons rechtsliberaler Partei LREM (La République en Marche) mit
22,4% - und langem Abstand vor der grünen Liste EE-LV mit 13,5%.
Abgestürzt sind die alte konservative Partei LR (Les Républicains) mit
nur 8,5% und Jean-Luc Mélenchons linke LFI (La France Insoumise) mit
nur 6,3%. Die massiven sozialen Protestbewegungen des letzten halben
Jahres haben sich quasi überhaupt nicht im Parteiensystem
niedergeschlagen - oder sogar negativ. Und das bei mit 50,1% deutlich
gestiegener Wahlbeteiligung für Europawahlen in Frankreich
(GWR-Red.)


Die Schallwellen der österreichischen "Ibiza-Affäre" und
Straches Offenbarungseid; ständige Medienberichte über die illegale
Umwidmung von Geldern der RN-Europaabgeordneten für innenpolitische
Parteizwecke; die Tatsache, dass Marine Le Pen laut Urteil des
Europäischen Gerichtshofs 300.000 Euro ans EU-Parlament zurückzahlen
muss, weil sie sich ihre fiktive Mitarbeiterin aus EU-Mitteln bezahlen
ließ - all diese Skandale haben am Ergebnis nichts geändert: Der RN
lag bei erhöhter Wahlbeteiligung in Frankreich vorne, Macron an
zweiter Stelle.(1)

Weil das französische Parteiensystem trotz Gelbwesten-Protesten nicht
reformiert wurde und außer den Europawahlen, wo es nur einen Wahlgang
gab, in allen anderen Wahlen eine Stichwahl zwischen den beiden
größten Formationen organisiert, lässt diese Konstellation eine
dauerhafte Festsetzung der vermeintlichen Alternativen RN oder LREM
befürchten. Angesichts der vielfältigen Proteste und der
Gelbwesten-Bewegung der letzten sechs Monate ist diese Feststellung
die einer Katastrophe.


Rechtsliberal versus Neofaschismus als dauerhafte
Konkurrenz?

Macron hatte die Wahl in öffentlichen Auftritten unter eigenem
persönlichem Einsatz zu einer Art innenpolitischen Entscheidung
zwischen ihm und Le Pen hochgepuscht, sich als einziges "Bollwerk
gegen die Nationalisten" bezeichnet und versprochen, "alles zu tun,
damit der RN nicht gewinnt"(2) - doch genau das ist eingetreten.
Marine Le Pen kann sich als Revanche-Siegerin im Vergleich zur
Präsidentschaftswahl von 2017 gerieren, obwohl die Prozentzahl des RN
noch unter der der Europawahl von 2014 liegt (damals 24,9%, ebenfalls
an erster Stelle).

Schlimmer als diese symbolische Niederlage, mit der Macron aber der
Protestwelle zum Trotz gut leben und weiter regieren kann, weil sein
Ergebnis gleichwohl nicht katastrophal ist, wie das noch im
vergleichbaren Zeitraum der Mitte der Regentschaft bei François
Hollande der Fall war, ist - aus Sicht der Protestbewegungen
betrachtet - die nunmehr allenthalben festgestellte dauerhafte
Institutionalisierung zweier großer Parteien, des RN und der LREM.

Wie nahe beide Formationen ideologisch zusammen liegen, zeigt die
Tatsache, dass ökonomisch beide einen neoliberalen Kurs befürworten,
mit der sekundären Differenz der Förderung nationaler Firmen bei Le
Pen und des internationalen Freihandels bei Macron - ohne dass
Letzterer aber die französische Exportwirtschaft, vor allem den
Waffenhandel benachteiligen würde. Die politische Nähe fast bis zur
Verwechslung beider Formationen zeigt sich zudem in der politischen
Sozialisation von Nathalie Loiseau, Macrons offizieller
EU-Spitzenkandidatin. Sie ist heute eine rechtsliberale Technokratin,
war aber, wie die kritische Medienplattform "Mediapart" im April
aufdeckte, in ihrer Zeit als Studentin der Politikwissenschaft
Mitglied der faschistischen Liste "Commission paritaire", die von der
Schlägergruppe GUD (Groupe union défense; Vereinigte
Verteidigungs-Gruppe) gegründet worden war. Loiseau meinte auf die
Veröffentlichung hin, das sei ein "Fehler" gewesen, sie hätte die
politische Tragweite dieser Liste "nicht erkannt" und GUD-Mitglieder
auf der Liste nicht "identifizieren" können - für eine ehemalige
Politikstudentin ein verblüffendes Statement.(3)


Mélenchon und die sozial-nationale Linke: der Super-GAU

Neben dem Absturz der ehemaligen Sarkozy-Volkspartei des Bürgertums
(LR) auf 8,5% fällt auf der gegenüber liegenden Seite des
Parteienspektrums die Zersplitterung der linken Parteien auf, die noch
bedeutungsloser daher dümpeln und sogar zusammen nur noch auf ca. 30%
kommen, selbst wenn man die Grünen mitzählen will, was schon gewagt
wäre: Die PCF (Kommunistische Partei Frankreichs) trat mal wieder
- nach langer Zeit unter fremdem Namen in Bündnissen - unter eigenem
Namen an und landete bei 2,4%, der frühere PS
(Sozialistische Partei)-Präsidentschaftskandidat Hamon war ausgetreten
und mit seiner eigenen Liste bei 3,4% gelandet, noch weniger als die
Mutterpartei PS, die 6,2% bekam.(4)

Der größte Absturz gelang dem mit Lafontaine vergleichbaren linken
Volkstribun Jean-Luc Mélenchon und seiner Formation LFI (La France
insoumise), die mit 6,3% ein Desaster erlebte. Und hier muss man einen
Moment innehalten: Denn Mélanchon hatte wie kaum jemand anders
ostentativ über alle Medien die Gelbwesten-Bewegung als
parteipolitische Linke unterstützt. Dabei hat er versucht, die rechten
Tendenzen, die dort zweifellos vorhanden waren, aber immer auch mit
einer Erweiterung sozialer Forderungen konfrontiert worden sind,
aufzugreifen und auf seine Seite zu ziehen: also einen, wie er es
nannte, "linkspopulistischen" Kurs zu fahren, wofür wohl die
Bezeichnung "sozial-national" angemessener wäre.

So versuchte er bis zur inhaltlichen Selbstaufgabe, dem RN-Einfluss
bei den Sympathisant*innen der Gelbwesten das Wasser abzugraben: Er
änderte bei seinen Auftritten die Musik, anstelle der Internationale
wurde die Nationalhymne (La Marseillaise) gespielt - und er selbst
lehnte sich zu weit aus dem Fenster, als er einen der prägenden
Gelbwesten-Aktivisten, den LKW-Fahrer Eric Druet, öffentlich als
"faszinierend" anhimmelte, während dieser zugleich Videos gegen
illegale Einwanderer*innen auf seiner Website "La France en colère"
veröffentlichte und zum UN-Pakt von Marrakesch seinem
Gelbwesten-Freund Maxime Nicolle zustimmte, als dieser eine seiner
Verschwörungstheorien von sich ließ, Macron unterzeichne da einen
"Pakt, um 480 Millionen Migranten auf acht Länder verteilt
aufzunehmen".(5)

Für die Gelbwesten-Bewegung muss konstatiert werden, dass diese fast
aufdringliche mediale Solidarisierung Mélenchons seiner Partei weitaus
weniger genutzt hat, als die eher distanziertere, aber gleichwohl
eindeutige Solidarisierung von Marine Le Pen mit der Bewegung. Ohne
diese Bewegung pauschaul der Rechten zuzuschlagen, muss ernüchtert
konstatiert werden, dass einige Gelbwesten-Strömungen im Kampf gegen
den Hauptfeind Macron bereitwillig geneigt waren, Le Pen zu wählen,
eher jedenfalls als die linken Parteien. Nach einer ersten Schätzung
des Meinungsforschungsinstituts "Ipsos-Sopra Steria" vom Wahlsonntag
haben 38% der Gelbwesten-Sympathisant*innen Frankreichs RN gewählt,
eineinhalb mal soviel wie die französischen
Durchschnittswähler*innen.(6) Das ist viel - zu viel!


Die Konsequenz für soziale Protestbewegungen: die
Marginalisierung der Gewerkschaften und die Ignoranz gegenüber der
Klimabewegung abbauen!

Wenngleich es einen legitimen Versuch wert war, die
Gelbwesten-Bewegung nach links hin zu beeinflussen, so muss doch
festgestellt werden, dass dieser weitgehend gescheitert ist und die
untergründige ideologisch-praktische Beteiligung von RN-Mitgliedern
oder Sympathisant*innen innerhalb der Bewegung, ihr penetrantes und
unhinterfragtes Mittragen der französischen Nationalflagge etwa, eine
stärkere Wirkung aufs politische System ausgeübt hat als jede linke
Anbiederung.

In der Graswurzelrevolution war schon bei einer früheren Analyse der
RN-Wähler*innenschaft zu lesen, dass sie aus "den unteren Schichten
der Mittelklasse sowie den oberen Schichten der Arbeiterklasse"(7)
kommen.

Dasselbe gilt für die Herkunft der Gelbwesten. Ich bin mir bewusst,
dass eine Erweiterung der sozialen Forderungen der Gelbwesten-Bewegung
stattgefunden hat und sie deshalb weit über eine pauschale
Charakterisierung als "rechts" hinausreicht, doch muss an dieser
Stelle der damit einhergehende Wandel im Milieu der Protestbewegungen
Frankreichs analysiert werden:

Die äußerst heterogene Bewegung der Gelbwesten kann sich kaum auf
eindeutige politische Forderungen einigen, von der Einführung der
Vermögenssteuer, der Senkung der Kraftstoff-Steuern für Autos/LKWs und
der Einführung von Volksabstimmungen abgesehen. Weil es eine
Mittelstandsbewegung ist, die auch Interessen von Kleinhändler*innen
und ländlichen Gewerbetreibenden sowie Kleinbauern vertritt, gibt es
keine klare antikapitalistische Ausrichtung, von Sozialismus als Ziel,
gar einem libertären Sozialismus, ganz zu schweigen. Hier setzte der
national-soziale Diskurs des RN an und übertrumpfte die
links-sozial-nationale Rhetorik von Mélanchon.

Gleichzeitig wurde aber auch die über Jahrzehnte hinweg radikaler als
in der BRD agierende Gewerkschaftsbewegung in Frankreich geschwächt,
woran sie allerdings durch Ritualisierungen in ihren
Mobilisierungsdemos und zuletzt regelmäßig verlorene Streiks zum Teil
selbst schuld war. Die Gelbwesten haben sich außerhalb der
Gewerkschaften über soziale Netzwerke organisiert und den
Schulterschluss mit den Gewerkschaften nie wirklich gesucht.

Den Gewerkschaften ist dadurch aber die soziale Initiative abhanden
gekommen und ihre Bedeutung in den Protestbewegungen wurde
marginalisiert. Wenn Macron nun in der zweiten Phase seiner Amtszeit
weitere rechts-neoliberale Sozialkürzungen bei der
Arbeitslosenversicherung und der Rentenversicherung, wie schon
angekündigt, in Angriff nehmen wird, könnte sich diese
Marginalisierung rächen.

Jedenfalls sollte jenseits der Fokussierung auf die Gelbwesten eine
breitere Sicht auf die Protest- und Widerstandsbewegungen in
Frankreich einsetzen.

Dabei muss auch die jüngere Klimabewegung ins Blickfeld geraten, die
parallel zu den Gelbwestenprotesten auch in Frankreich Fahrt
aufgenommen hat und von der bei diesen Wahlen die französischen Grünen
(EE-LV), die immerhin lange Zeit intern stark zerstritten waren (Dany
Cohn-Bendit, der 2009 für sie noch 16% geholt hatte, unterstützt heute
Macron), und ihr Spitzenkandidat Yannick Jadot mit seinen 13,5%
profitiert hat. Libertäre und gewaltfreie Aktivist*innen könnten hier
ansetzen und parlamentarische Illusionen in die Grünen, wie sie ja
auch in der BRD ins Kraut schießen, produktiv widerlegen und in eine
radikalökologische und gewaltfreie Bewegung des Ökosozialismus münden
lassen. Dieser Perspektive käme entgegen, dass seit einiger Zeit auch
in Frankreich ein großes Interesse jugendlicher Aktivist*innen aus der
Klimabewegung an direkter gewaltfreier Aktion besteht, wie etwa ein
Trainingsbericht bezeugt, der im Vorfeld der Klimamärsche in 90
französischen Städten Ende Januar stattfand: Dort sollte "man zwar
auch auf der Straße demonstrieren, aber gleichzeitig auch alternative
Aktionsformen anwenden: Die-Ins, Sit-Ins, Menschenketten... Der zivile
Ungehorsam wird dort während einer 'Agora für das Klima' diskutiert,
am 27. Januar, auf der Place de la République in Paris."(8)

Solche Trainings werden neuerdings gleich von mehreren
radikalökologischen Zusammenhängen durchgeführt, die den Zivilen
Ungehorsam als Hauptaktionsmittel einüben, wie z.B. "Les
Désobéissants", gegründet 2006; die Gruppierung "Alternatiba",
gegründet 2015, die einen eigenen Flügel für Aktionen zivilen
Ungehorsams hat, nämlich ANV-COP21 (ANV = Action non-violente);
französische Gruppen der in England im November 2018 gegründeten
"Extinction Rebellion", die sich als radikal und gewaltfrei
deklarieren, in London Brücken blockiert und Ministerien besetzt haben
und für die sich in Frankreich bereits über 1000 Aktivist*innen
einschrieben; ebenso "Les Amis de la Terre" oder auch "350.org". Im
Sommer 2018 hat etwa Alternatiba eine Fahrrad-Städtetour über 5800 km
in ganz Frankreich durchgeführt, dabei 105 Trainings in direkter
gewaltfreier Aktion mit zusammen 2500 Beteiligten gemacht.

Vorbilder in der französischen Widerstandsgeschichte sind dabei der
Widerstand gegen den Militarismus im Larzac in den Siebzigerjahren
sowie die vielen direkten gewaltfreien Aktionen gegen Felder mit
gen-manipuliertem Anbau (Anti-OGM) in den Neunziger- und Nullerjahren.
Während dieser Fahrradtour allein wurden 40 neue lokale gewaltfreie
Aktionsgruppen gegründet.(9)

Wir werden noch von ihnen hören - und sie werden sich nicht mit
halbherzigen parlamentarischen Debatten der französischen Grünen
zufrieden geben.

Anmerkungen:

(1): Lucie Soullier: Emploi fictif: le RN devra rembourser, in: Le
Monde, 25.5.2019, S. 2.

(2): Alexandre Lemarié: Le pari à hauts risques de Macron, in: Le
Monde, 25.5.2019, S. 2, a.a.O.

(3): Nach einer Pressemeldung der Nachrichtenagentur AFP, 23.4.2019,
siehe:

https://www.lepoint.fr/societe/lrem-loiseau-sur-une-liste-d-extreme-droite-dans-sa-jeunesse-n-a-pas-percu-sa-couleur-politique-23-04-2019-2308944_23.php

(4): Zahlen nach dpa.infocom, 27.5.2019.

(5): Angaben nach einem Artikel von Cyril Simone, in: Le Parisien,
1.12.2018, siehe: 

www.leparisien.fr/economie/on-a-epluche-les-profils-facebook-des-porte-parole-des-gilets-jaunes-28-11-2018-7955883.php

sowie einem weiteren Artikel von Aurelie Rossignol, in: Le Parisien,
3.1.2019, siehe:

www.leparisien.fr/economie/qui-est-eric-drouet-cinq-declarations-du-leader-des-gilets-jaunes-au-crible-03-01-2019-7980339.php

(6): Vgl. Le RN en tête chez les "gilets jaunes", in: Le Monde,
28. Mai 2019, S. 12.

(7): Coastliner: Kommt nach Trump Marine Le Pen in Frankreich? Zur
ideologischen Ausrichtung der Wählerschaft des Front National, in:
Graswurzelrevolution Nr. 414, Dez. 2016, S. 6.

(8): Audrey Garric: La désobéissance civile gagne du terrain. Face à
l'urgence environnementale, de plus en plus de citoyens se forment à
l'action directe et non violente (Der Zivile Ungehorsam gewinnt an
Terrain. Angesichts der Dringlichkeit des Umweltschutzes, üben mehr
und mehr Bürger*innen die direkte gewaltfreie Aktion), in: Le Monde,
27./28.1.2019, S. 6.

(9): Ebd. Zu Extinction Rebellion in Frankreich siehe: Au. G.:
Extinction Rebellion se prépare à "entrer en résistance" en France
(Extinction Rebellion bereitet sich auf den "Eintritt in den
Widerstand" in Frankreich vor), in: Le Monde, 27./28. Januar 2019, S.
6., a.a.O.
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IMI/954: "Krieg ist der größte Klimakiller"
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IMI-Standpunkt 2019/023 vom 21. Juni 2019

"Krieg ist der größte Klimakiller"

von Markus Pflüger



Ein wenig beachteter Zusammenhang im aktuellen Engagement für
Klimaschutz und in der Diskussion um Klimagerechtigkeit ist die
Bedeutung von Militär und Kriegseinsätzen, von deren Zielen und deren
Folgen für das Klima und für daraus folgende Klimakriege. Der Kampf
für eine intakte Natur ist offenbar für viele Menschen greifbarer, wie
die abstrakter erscheinende Frage nach Krieg und Frieden. Einige
Zusammenhänge zwischen Krieg und Militär sowie Umweltzerstörung und
Klimapolitik sollen hier daher beleuchtet werden.

"Die Zerstörung der Umwelt und die Ausbeutung endlicher Ressourcen
unseres Planeten gefährden den Frieden. Kriege werden für den Zugang
zu diesen Ressourcen und den klimaschädlichen Lebensstil der reichen
Länder geführt. Kriege verbrauchen dabei selbst enorme Mengen von
Treibstoffen und Energie und produzieren entsprechend viele
klimaschädliche Emissionen - ganz zu schweigen von den massiven
Zerstörungen und Emissionen durch die Kriegshandlungen und Ihre
tödlichen Folgen", heißt es in einer gemeinsame Pressemitteilung von
Friedensnetz Saar, Pax Christi Saar, Fridays for Future Saarland und
Kampagne Krieg beginnt hier vom 30.4.2019. (www.krieg-beginnt-hier.de)

Damit sind die wichtigsten Zusammenhänge umrissen. Es geht um
Fluglärm, Kerosinablass als Notmaßnahme und im Normalbetrieb, Boden-
und Grundwasserverschmutzung und -verseuchung beispielsweise durch
Betriebsunfälle, nicht fachgerechte Entsorgung oder Ableitung zum
Beispiel von Löschschäumen und Diesel und anderen Gefahrenstoffen
inklusive Munition. Hinzu kommen große Mengen an freigesetzten
Luftschadstoffen wie Feinstaub, Ultrafeinstaub und Stickoxide, aber
auch Elektrosmog durch Mobilfunk und Radar und schließlich negative
Einwirkung auf Landwirtschaft sowie Biotope und Naturschutzgebiete
oder die Zerstörung derselben. Die Produktion von radioaktiv
angereichtem Uran und die damit verbundenen Umweltbelastungen
einschließlich der Urangewinnung sind nicht Thema dieses Textes,
ebenso wenig wie die giftigen Rückstände von Munition auf
Übungsflächen, bei Manövern und in Kriegsgebieten wie etwa auch
abgereichertes Uran, weißer Phosphor und Dioxine. 

(vgl. http://umwelt-militär.info/?Umweltbelastungen/Globale-Themen)

Einige diese Phänomene werden im Folgenden genauer erläutert. So die
Frage, was konkret Luft-, Boden- und Wasserverschmutzungen für Mensch
und Umwelt und damit auch das Klima bedeuten.


Klimaschädliche Emissionen des Militärs

"Wieviel Klimagas erzeugt eine abgefeuerte Patrone? Wieviel Ressourcen
werden dafür klimaschädlich verbraucht? Wieviele werden davon pro Tag
abgefeuert? Dieselben Fragen stelle man sich für Kriegsfahrzeuge, wie
LKW, Panzer, Flugzeuge, Hubschrauber, Marschflugkörper, alle Arten von
Raketen. Munition bzw. Sprengstoffe in Lenkwaffen, Geschossen,
Raketen, Bomben. Überall werden Klimakiller frei, bei Herstellung und
Verbrauch. Und wieviel Feinstaub wird da jeweils frei, bei einem
Panzer, Hubschrauber, einer Hellfire-Rakete?" fragte ein Leser auf
Telepolis. 

(https://www.heise.de/forum/Telepolis/Kommentare/Klimapolitik-als-Knackpunkt-einer-Jamaika-Koalition/Worueber-keiner-redet-Krieg-ist-der-groesste-Klimakiller-sogar-schlimmer-als/posting-31107551/show)

Diese Luftverunreinigungen sind sicher eine der klimaschädlichsten
Emissionen des Militärs bei all seinen Aktivitäten. Festzuhalten ist
also, dass alle Armeen weltweit enorme Mengen an klimaschädlichen
Emissionen verursachen, indem sie sich auf Kriege vorbereiten, bei
Manövern üben und schließlich im Einsatz selbst, aber auch bei
anschließenden Besatzungen. So ist der Treibstoff-Verbrauch
beispielsweise von Kriegsflugzeugen und Kriegsschiffen enorm,
entsprechend hoch sind auch die Emissionen. Ein Eurofighter ohne
Nachbrennereinsatz verbraucht ca. 70-100 Liter Flugbenzin pro
Minute.

(eurofighter.airpower.at/technik-daten.htm)

Die Rolle von CO2-Emissionen des Militärs, auf die für die USA The
Conversation aufmerksam macht, verdeutlicht die enorme Bedeutung des
Militärs für den Klimawandel: "Das US-Verteidigungsministerium ist mit
einem Anteil von 77 bis 80 Prozent am gesamten Energieverbrauch der
US-Regierung seit 2001 der größte Verbraucher fossiler Brennstoffe.
(...) Im Jahr 2017 betrug der Ausstoß von Treibhausgasen im Pentagon
über 59 Millionen Tonnen Kohlendioxid-Äquivalent." Weiter wird
errechnet, dass das US-Militär, wenn es ein Land wäre, Platz 55. Der
größten Treibhausgasemittenten der Welt belegen würde, noch vor
Portugal, Schweden oder Dänemark. 

(https://theconversation.com/the-defense-department-is-worried-about-climate-change-and-also-a-huge-carbon-emitter-118017)

An allen Militärstandorten weltweit ist die Belastung zu spüren. So
kritisiert die "Bürgerinitiative Erweiterungsgegner Airbase
Spangdahlem" schon 2003 die Abgasbelastungen für Anwohner des
Militärflughafens: "Die Transportmaschinen werden so aufgestellt, dass
ihre Abgase in den Ort getrieben werden. Nur 500 Meter von den ersten
Häusern Binsfelds entfernt sollen die Maschinen abgestellt werden." Es
geht um Triebwerks-Teststände wo Triebwerke der Großraumflugzeuge
unter Volllast getestet werden. Bei den ersten Wohnhäusern soll der
Abgasstrahl eine Geschwindigkeit von rund 54 Kilometern pro Stunde
haben, hinzu kommen die Risiken, die der hochgiftige
Flugzeugtreibstoff JP 8 mit sich bringt, dazu gehören auch
Ruß-Emissionen

(www.volksfreund.de/region/bitburg-pruem/plaene-muessen-geaendert-werden_aid-5679754 )

"Nicht nur Diesel-Fahrzeuge produzieren Feinstaub, sondern auch
Flugzeuge beim Verbrennen von Kerosin", berichtet der Deutschlandfunk
anhand einer Schweizer Analysetechnik: "Eine Sekunde Laufzeit
entspricht etwa 60 Kilometer Autofahrt von einem Euro-6-Dieselfahrzeug
mit Filter." 

(www.deutschlandfunk.de/abgase-im-flugverkehr-feinstaub-kommt-auch-von-oben.676.de.html?dram:article_id=355766 )


Landschaftszerstörung und Altlasten als Folgeschäden durchs Militär

Dass viele Bundeswehrstandorte mit schwersten Umweltproblemen belastet
sind, wurde schon länger immer wieder kritisiert. In einer Studie der
Naturfreunde Deutschlands und der Informationsstelle Militarisierung
"Grüner Tarnanstrich fürs Militär?! Das Greenwashing der Bundeswehr am
Beispiel ausgewählter Truppenübungsplätze" vom Dezember 2016 werden
militärische Umweltschäden nicht nur im Krieg, sondern auch bei dessen
Vorbereitung im eigenen Land und der Folgenutzung der ehemaligen
Militärflächen untersucht. (siehe IMI-Studie 2016/11). Hinzu kommen
enorme Probleme durch Altlasten, angefangen von Munitionsresten, über
Treibstoffe bis zu Löschschäumen die Boden und Grundwasser großflächig
verseuchen. Das Militär genießt Privilegien, die das Umweltrecht und
damit den Natur- und Umweltschutz aushebeln. Die Studie resümiert:
"Umweltbelastungen, nicht nur durch Kriege oder Militär, sondern
generell durch alle Tätigkeiten der Menschheit verändern das Klima.
Was vielleicht weniger offensichtlich ist - der Klimawandel wiederum
kann in der nicht mehr fern liegenden Zukunft massive bewaffnete
Konflikte oder sogar Kriege verursachen." Solche "Klimakriege" um
Ressourcen, Rohstoffe und Fläche werden zunehmen, weil diese aufgrund
des Klimawandels immer weniger Menschen zur Verfügung stehen werden.
Im Fazit heißt es schließlich: "Das Verhältnis Militär -
Umweltbelastung - Klimawandel - Klimakriege stellt einen Teufelskreis
dar. Um in Kriege zu intervenieren, greift man zum Militär, wenn das
Militär sich auf einen Krieg vorbereitet, verursacht es
Umweltbelastung, welche den Klimawandel nach sich zieht. Der
Klimawandel führt eventuell zum Krieg und so fängt man wieder mit dem
Militär, der Umweltbelastung usw. an. Militär und Umweltschutz
schließen sich aus, es kann kein grünes Militär geben und man sollte
sich nicht vom Greenwashing täuschen lassen." 

(www.imi-online.de/2016/12/07/gruener-tarnanstrich-fuers-militaer/)

Auch die "Bürgerinitiative Erweiterungs- Gegner Air-Base Spangdahlem"
(BIEGAS) erklärte angesichts der Pläne zum Ausbau des
Militärflughafens: "Tonnen von Erde werden umgegraben, Menschen
skrupellos um ihr Hab und Gut enteignet und riesige Flächen
zubetoniert, wo seit alters her Wiesen blühten und Äcker bebaut
wurden." Die BIEGAS verweist damit auch auf die Versiegelung und
Zerstörung von Ökosystemen fürs Militär, neben Bodenverdichtung und
Vergiftung - ein weiterer Aspekt. Durch das Militär wird Natur
zerstört und so auch der vorher auf diesen Naturflächen stattfindende
CO2-Abbau reduziert oder gänzlich unmöglich gemacht. 

(www.volksfreund.de/region/bitburg-pruem/kein-grund-zu-feiern_aid-6052150 )

Auch direkt auf die Gesundheit sind negative Auswirkungen des Militärs
kaum zu leugnen; "Bei allen Militäreinrichtungen leiden Mensch und
Umwelt: erst die Zubetonierung und Ver-siegelung der Landschaft, dann
krankmachender Lärm sowie Abgase und schließlich die Perfluorierten
Tenside (PFT). Was kaum untersucht wird, ist der hochgiftige
Nato-Treibstoff JP-8: Ob über Emissionen oder das Ablassen von
Treibstoff sowie bei Abstürzen, er gelangt in die Umwelt und zum
Menschen", so ein Leserbrief im Trierischen Volksfreund von
2015.

(www.volksfreund.de/meinung/leserbriefe/militaer_aid-5323514;

siehe zu JP-8 auch diese Zusammenstellung:

http://www.imi-online.de/2002/12/15/zusammenstellung-von/)

Die Problematik Altlasten begleitet das Militär schon länger, es geht
um aktuelle und ehemalige Liegenschaften der Bundeswehr und der
Alliierten: "Zahlreiche Liegenschaften der Bundeswehr sind mit
giftigen Chemikalien verunreinigt. 'Nach derzeitigem Stand wurde auf
20 Liegenschaften eine PFC-Kontamination nachgewiesen', sagte eine
Sprecherin des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz und
Dienstleistungen der Bundeswehr in Bonn. Die betroffenen Standorte
müssten umfassend untersucht und möglicherweise saniert werden,
erklärte sie. Recherchen des Bayerischen Rundfunks ergaben, dass rund
100 weitere Standorte möglicherweise ebenfalls vergiftet sind. Der
Sender beruft sich auf Bundeswehrberichte mit Gutachten und
Messwerten." 

(https://www.n-tv.de/politik/Bundeswehr-Grundstuecke-mit-Gift-belastet-article20975462.html )

Militär belastet also auch Böden und Grundwasser und hinterlässt nicht
nur im Kriegsgebiet verbrannte Erde.


Krieg um Öl?

"Für fast alle Kriege der letzten Jahre lässt sich nachweisen, dass
der Zugang zu Erdöl, Erdgas und anderen Rohstoffen sowie den
Transportwegen zu den wesentlichen Kriegsgründen zählte", so die IPPNW
im Beitrag "Deutschland und die Rohstoffkriege" mit Beispielen aus dem
Sudan, Kongo und Zentralasien. 

(http://www.ippnw.de/frieden/energie-krieg-frieden/artikel/de/deutschland-und-die-rohstoffkriege.html)

Wichtig in diesem Zusammenhang sind die offenen und verdeckten Ziele
von Kriegseinsätzen, so geht es meistens zumindest auch um den Zugang
zu Ressourcen und Märkten. Konkret sind Öl- und Gas, aber auch
Uranvorkommen und andere Rohstoffe wie Coltan, Koblat und Kupfer
wichtige Kriegsfaktoren.

Bereits die verteidigungspolitischen Richtlinien aus dem Jahr 1992
benannten dies auch konkret als Ziel der Bundeswehreinsätze:
"Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des ungehinderten
Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in aller Welt im Rahmen einer
gerechten Weltwirtschaftsordnung." Die Friedensbewegung kritisiert,
dass dies "der deutschen Wirtschaft den gewaltsamen Zugriff auf
Ressourcen und Handelswege" ermöglichen soll.

(www.bundesregierung.de/resource/blob/975292/730634/383a8886aaa1d1774920562ded11600d/verteidigungspolitische-richtlinien-download-bmvg-data.pdf?download=1 

und: Die Rohstoffkriege der Wirtschaftsmächte: 

www.ag-friedensforschung.de/themen/Bundeswehr/vpr-ngo.html )

In der aktuellen Fassung der Verteidigungspolitischen Richtlinien aus
dem Jahr 2011 liest sich das inzwischen so: "Freie Handelswege und
eine gesicherte Rohstoffversorgung sind für die Zukunft Deutschlands
und Europas von vitaler Bedeutung. Die Erschließung, Sicherung von und
der Zugang zu Bodenschätzen, Vertriebswegen und Märkten werden
weltweit neu geordnet. Verknappungen von Energieträgern und anderer
für Hochtechnologie benötigter Rohstoffe bleiben nicht ohne
Auswirkungen auf die Staatenwelt. Zugangsbeschränkungen können
konfliktauslösend wirken. Störungen der Transportwege und der Rohstoff-
 und Warenströme, z.B. durch Piraterie und Sabotage des Luftverkehrs,
stellen eine Gefährdung für Sicherheit und Wohlstand dar. Deshalb
werden Transport- und Energiesicherheit und damit verbundene Fragen
künftig auch für unsere Sicherheit eine wachsende Rolle spielen."
(Verteidigungspolitische Richtlinien: Nationale Interessen wahren -
Internationale Verantwortung übernehmen - Sicherheit gemeinsam
gestalten, Berlin, den 18. Mai 2011, S. 4f.).

Auch die EU hat entsprechende Ambitionen, die mit der Militarisierung
korrespondieren. Das globalisierungskritische Netzwerk attac
kritisierte deswegen 2011 die Rohstoffinitiative der EU: "Die
Europäische Union fordert in ihrer neuen Rohstoffinitiative den
schrankenlosen Zugang zu Rohstoffen und übt dabei massiven Druck auf
die Exportländer aus. In kolonial anmutender Weise wird
Entwicklungshilfe vom Zugang zu Rohstoffen abhängig gemacht.
Entwicklungspolitik wird so zum willfährigen Instrument
wirtschaftsliberaler Interessen. Sogar der Einsatz von militärischen
Mitteln zur Deckung des steigenden Ressourcenbedarfs ist
eingeplant."

(www.attac-netzwerk.de/ag-welthandelwto/rohstoffraub/)

Anders ausgedrückt: Kriege verbrauchen enorme Mengen an fossilen
Treibstoffen, um an neue Lagerstätten für solche Treibstoffe
heranzukommen. Konkret sind die wahrscheinlich letzten Reserven des
schwarzen Goldes im Persischen Golf und dem Kaspischen Meer
strategisch wichtig und überschneiden sich mit vielen
Kriegsschauplätzen der jüngeren Geschichte.

Weitere Faktoren für Rohstoffkriege sind auch geostrategische Zugänge
wie Häfen und Pipelines, die wichtig sind für Abbau, Transport,
Vertrieb und Verkauf. Entscheidend ist letztendlich, wer den Zugriff
auf die Ressourcen hat und am meisten von ihnen profitiert.

"Aufgrund knapper werdender Ressourcen muss sich die Welt in Zukunft
auf Rohstoff-Kriege einstellen", heißt es zu einer Studie der
Transatlantic Academy zur Ressourcen-Knappheit aus dem Jahr 2012.
Rohstoffe seien häufig nicht die einzige, aber eine entscheidende
Ursache von Konflikten. "Die Leitidee des westlichen Luxuslebens und
des Wirtschaftswachstums, das sich auf einen immer stärkeren
Ressourcen-Verbrauch gründe, müsse überdacht werden." 

(https://www.focus.de/finanzen/news/studie-zu-knapp-werdenden-ressourcen-wie-sich-rohstoff-kriege-noch-verhindern-lassen_aid_763545.html )

Prognostiziert werden "gewaltsame Auseinandersetzungen und regelrechte
Kriege um die verbleibenden Nahrungsquellen, landwirtschaftlich
nutzbaren Böden und bewohnbaren Flächen". Von Kriegszuständen wie in
Libyen, Syrien und dem Jemen ist die Rede: "Manche Leute werden
bleiben und um ihr Überleben kämpfen; andere werden abwandern und so
gut wie sicher auf wesentlich gewaltsamere Formen jener Feindseligkeit
stoßen, die Einwanderern und Flüchtlingen in ihren Zielländern heute
schon entgegenschlägt. Somit würde es unausweichlich zu einer
weltweiten Epidemie von Bürgerkriegen und anderen gewalttätigen
Auseinandersetzungen um Ressourcen kommen." (Klima und Krieg von
Michael T. Klare aus: »Blätter« Seite 45-50: 

www.blaetter.de/archiv/jahrgaenge/2015/dezember/klima-und-krieg )

Krieg ist somit ein Instrument innerhalb der kapitalistischen Logik
der Mächtigen und des Militärisch-industriellen Komplexes. Während die
Hauptverursacher von Kriegen, Klimawandel und Flucht im globalen
Norden sitzen, sind die gravierendsten Folgen der Kriege und des
Klimawandels im globalen Süden zu tragen. Es geht darum, das System am
Laufen zu halten und den Profit und die Macht Weniger auch mit Gewalt
und zu Lasten von Mensch und Klima zu sichern.


Fazit & Alternativen

Alternativen sind der konsequente Ausbau erneuerbarer Energien in
BürgerInnenhand und ein Wandel hin zu weniger Energieverbrauch und
mehr Effizienz im Rahmen einer neuen Verteilungsgerechtigkeit: "Um den
Teufelskreis aus Energie, Macht und im schlimmsten Fall Krieg zu
durchbrechen, muss der Zugang der Menschheit zu Energie pluralisiert
und demokratisiert werden." - hieß es schon 2008 in der IMI-Studie
"Deutschlands Kampf um den letzten Tropfen - Militärische
Rohstoffsicherung und die kommenden Kriege".

(www.imi-online.de/download/JWAUSDRUCK2008-01.pdf)

Konversion, also die Umwandlung militärischer Produktion und Nutzung
in zivile Produktion oder Nutzung ist sicher ein sinnvoller Ansatz für
eine sozial-ökologischen Transformation des Militärs, ebenso wie
Konzepte ziviler Konfliktbearbeitung inklusive Gewalt- und
Kriegsprävention. Ein Beispiel ist das Konzept "Konversion - Zivile
Arbeitsplätze statt Kriegsunterstützung" herausgegeben vom Regionalen
Bündnis für die Konversion des Kriegsflughafens Spangdahlem von 2005.


(www.krieg-beginnt-hier.de/attachments/article/18/readerkonversion2.pdf )

Kriege werden um Ressourcen geführt und sie zerstören dabei Mensch und
Natur und verbrauchen dabei selbst viele Ressourcen inklusive
Folgeschäden und klimaschädlichen Emissionen. "Die Zeit zu Handeln ist
jetzt. Dürren, Hitzewellen, Überschwemmungen - wir wissen es längst.
Die Klimakrise ist heute schon zerstörerische Realität für Menschen
auf der ganzen Welt - vor allem im globalen Süden", heißt es bei
EndeGelände im Aufruf für Klimagerechtigkeit weltweit! 

(https://www.ende-gelaende.org/de/aufruf-2019/)

Die Themen und Handlungsfelder Klimaschutz und Klimagerechtigkeit
sowie Kriegskritik und Friedenspolitik zu verbinden ist anhand der
auffallend klimaschädigenden Aspekte von Militär und Krieg nur
naheliegend. Zudem verweist die systemerhaltende Funktion von
Kriegseinsätzen auf die grundsätzliche Klimaschädlichkeit des
Kapitalismus. Friedenspolitik ist damit auch Klimapolitik und
Kriegskritik ein notwendiges Feld im Engagement für
Klimagerechtigkeit.

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2019/023 vom 21. Juni 2019

"Krieg ist der größte Klimakiller"

https://www.imi-online.de/2019/06/21/krieg-ist-der-groesste-klimakiller/
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OSSIETZKY/1058: Europäische Verdrängung


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 12 vom 15. Juni 2019

Europäische Verdrängung

von Georg Fülberth



Dass die Wahl zum Europäischen Parlament am 26. Mai eine
"Schicksalswahl" werden würde, war eine Reklamelosung der sozial- und
christdemokratischen Parteien der Mitte, der Grünen und der Liberalen
sowie des ihnen gewogenen Teils der Medien. Es gehe um den Fortbestand
der Europäischen Union.

Die aber stand in Wirklichkeit nie auf dem Spiel, wenn man sie als das
nimmt, was sie ist: ein gemeinsamer Markt für Waren und Arbeitskräfte,
eingebettet in weltweite Kapitalmärkte.

Das ist die Basis. Im Überbau ist zusätzlich von liberalen
europäischen Werten die Rede, die von rechts in Gefahr gebracht
würden.

Beschränken wir uns zunächst auf die ökonomische Basis. Die Gefahr,
dass die EU zerbricht, bestand und besteht nicht. Auch die
rassistisch-nationalistischen Parteien und Bewegungen (oberflächlich
als rechtspopulistisch bezeichnet) wollen dies - mit der Ausnahme von
Großbritannien, wo der Brexit auch ein Projekt eines Teils der Mitte
ist - entweder explizit nicht, oder sie tun nur so als ob. Ihnen geht
es lediglich um eine Machtverlagerung innerhalb eines von ihnen nicht
in Frage gestellten wirtschaftlichen Rahmens: Freizügigkeit für Waren,
Kapital und Arbeitskräfte innerhalb des Schengen-Raums ja, Liberalität
nein. Verließen Polen und Ungarn die EU, stürzten Kaczynskis PIS und
Orbáns Fidesz ins Nichts: Sie verlören von einem Tag auf den anderen
ihre Massenbasis, weil die Transferzahlungen aus Brüssel ausblieben.
Wie im Osten, so im Süden: In der griechischen Krise von 2015 war
Schäuble von Anfang an auf der sicheren Seite, denn als die Gefahr
bestand, dass an den Bankautomaten keine Euro-Scheine mehr zu erhalten
wären, wurde die Grenze sichtbar, die Tsipras und auch seine
nationalistischen Koalitionspartner niemals überschreiten wollten.
Salvini in Italien braucht ebenfalls die Europäische Zentralbank
(EZB), und er sogar besonders.

Der Brexit widerspricht dieser Erklärung nicht, er bestätigt sie:
Großbritannien ist EU-Nettozahler - das benutzen Nationalisten als ihr
Argument und halluzinieren überdies von neuen wirtschaftlichen Chancen
durch eine Vitalisierung des Commonwealth und einer engeren
Zusammenarbeit mit den USA. Manche mögen den globalen Kapitalhandel
auf dem Finanzplatz London für wichtiger halten als etwaige zu
erwartende Einbußen auf dem europäischen Warenmarkt.

Das ökonomische Skelett der Europäischen Union ist keineswegs nur ein
Arrangement von Eliten, es hat auch eine Massenbasis. Hier kommen
tatsächlich die sogenannten europäischen Werte ins Spiel - als
Widerspiegelung eines lebens-weltlichen Angebots: Für junge, gut
ausgebildete Arbeitskräfte sind Reise- und Niederlassungsfreiheit eine
Chance, bei Schüler(inne)n und Studierenden ist die EU beliebt, das
Austauschprogramm "Erasmus" öffnet ihnen Horizonte, und sie nutzen es
gern. Es gefiele ihnen nicht, bei Auslandsaufenthalten
fremdenfeindlich angemacht zu werden, und sie sind auch zu Hause
tolerant. Wer in der einen oder anderen Weise nicht mithalten kann -
nicht qualifiziert genug, zu alt, zu arm, zu müde ist - steht solcher
Liberalität mit Ressentiments gegenüber, die sich in der Regel aber
weniger gegen innereuropäische Migration als gegen Geflüchtete aus
Afrika und Asien (aber auch gegen Sinti und Roma aus der Slowakei und
Rumänien) richten. Hier haben die rassistisch-nationalistischen
Parteien ihre Klientel.

Der Wahlkampf entsprach diesen Stimmungslagen. Andere Themen wurden
nur noch per Weichzeichner sichtbar. Die zunehmende Ungleichheit
zwischen Reich und Arm wurde in der Forderung von SPD und Linkspartei
nach einem "sozialen Europa" eher zart angedeutet. Sie zog nicht, da
die Voraussetzung für ihre Realisierung: eine steuer- und
abgabenpolitische Umverteilung von oben nach unten als machtpolitisch
unrealistisch abgetan war - sehr früh, 2013, schon, als der damalige
Wirtschaftsminister Gabriel die gut durchgerechneten Vorschläge des
französischen Ökonomen abblitzen ließ. Der Versuch, sie in einer
Massenbewegung wiederzubeleben - "Aufstehen!" - floppte.

Verschwunden war im Wahlkampf die sich anbahnende Militarisierung der
EU und die Aufstockung des deutschen Wehretats. Es gibt ICAN
Deutschland - den deutschen Zweig der International Campaign to
Abolish Nuclear Weapons. Im Wahlkampf konnte sie sich kein Gehör
verschaffen, denn es besteht die Hoffnung, dass - anders als von der
Friedensbewegung 1979-1983 befürchtet - die nächsten Bomben nicht auf
deutsche Köpfe fallen werden.

Abschottung gegen Geflüchtete, Ertrinkende im Mittelmeer: Man sah
einen ekelerregenden Werbespot der Liste Die Grauen und einen
aufklärenden der Satire-Truppe Die Partei. (Schön, dass sie jetzt zwei
Sitze hat.) Im Übrigen war dieses Thema Mobilisierungspotential für
die rassistisch-nationalistische Rechte. Die Fürsprecher(innen) des
"Europas der Werte" hatten herausgefunden, dass es im Wahlkampf hier
keinen Blumentopf zu gewinnen gab, und hielten sich vornehm zurück.

Die Verdrängung dieser drei vorderhand unlösbar erscheinenden Probleme
führte zur Projektion und Beschränkung auf ein viertes, ebenso
schwieriges: Klimaschutz. Gut für die Grünen. Erleichterung und
Entsetzen der Werte-Europäer(innen) bei der Wahlauswertung fielen
gleichermaßen subaltern aus. Linkspartei, SPD und Union überlegen, wie
sie bei "Fridays for Future" etwas für sich abgreifen können. Man
freut sich darüber, dass die Wahlbeteiligung gestiegen ist und die AfD
weniger zugenommen hat, als sie selbst gehofft haben mag. Wichtiger
als Sachthemen ist die Mutter aller Fragen: Wer wird Präsident(in) der
Europäischen Kommission? Normalbetrieb eben.

Dabei hat eine andere Zukunft längst begonnen:

Während die CDU verlor, hat die Orbán-nahe CSU zugelegt. In
Brandenburg und Sachsen - da wird im September über die neuen Landtage
entschieden - erhielt die AfD die meisten Stimmen. Im Vergleich zu
dem, was da kommt, dürfte die Wahl zum Europäischen Parlament eher wie
ein banales Event erscheinen.

 * 
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FESTIVAL/404: Nur Sieger und Gewinner in Hildesheim (KJF)


Deutsches Kinder- und Jugendfilmzentrum - 23. Juni 2019

Nur Sieger und Gewinner in Hildesheim

Happy End im Thega Filmpalast, in Hildesheim wurden die besten
Nachwuchs-Filmemacherinnen und Filmemacher aus ganz Deutschland gekürt,
Dank an eine perfekte Festivalstadt und ihr Orga-Team,
Bundes.Festival.Film. zieht weiter nach Wuppertal



KJF, 23. Juni 2019 - Am Samstagabend wurden im Thega Filmpalast in
Hildesheim die insgesamt 30 Wettbewerbspreise (10 Hauptpreise, 20
Auszeichnungen) zu den Wettbewerben Deutscher Jugendfilmpreis und Deutscher
Generationenfilmpreis vergeben. Im Rahmen des Bundes.Festival.Film. fanden
die beiden bundesweit ausgetragenen Filmwettbewerbe damit ihren glanzvollen
Höhepunkt in beeindruckender Kino-Kulisse. Die Veranstaltung für jüngere
und ältere Filmschaffende gehört zu den größten und bedeutendsten
Veranstaltungen ihrer Art in Deutschland.

Grußworte und Glückwünsche

In seinem Grußwort hatte Peter Joseph, Leiter des Referats Jugend und
Bildung im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, den
einzigartigen Charakter des Festivals hervorgehoben, der sich vor allem im
Bestreben widerspiegele, die Entwicklung junger Menschen zu
verantwortungsbewussten, emanzipierten und teamfähigen Persönlichkeiten zu
begleiten und zu fördern. "Die Summer der Filme, die ich während der drei
Festivaltage gesehen habe, ist ein wahrer Schatz im Hinblick darauf, wie
wir die Anliegen junger Menschen kennenlernen und danach handeln", so
Joseph. Sein Ministerium fördere seit über 30 Jahren die Filmwettbewerbe,
weil damit drei Begriffe untrennbar verbunden seien: Begeisterung,
Begegnung und am Ende vielleicht sogar ein eigenständiger Berufsweg.

Dirk Schröder, Leiter der Abteilung Migration und Generationen im
Niedersächsischen Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung,
freute sich, dass mit dem Bundes.Festival.Film. abermals bewiesen worden
sei, dass in Hildesheim die Kultur zu Hause ist. "Die Stadt hat in den
beiden Jahren, in denen das Festival hier gastierte, neue Impulse für die
eigene filmkulturelle und medienpädagogische Arbeit erhalten."
Medienkompetenz sei, so Schröder, eine der zentralen Qualifikationen der
Zukunft. Seinen Dank richtete er deshalb an das Deutsche Kinder- und
Jugendfilmzentrum als Veranstalter und die Partner vor Ort - die Stiftung
Universität Hildesheim sowie die Hochschule für angewandte Wissenschaft und
Kunst.

Das Besondere am Bundes.Festival.Film. ist die Verbindung von jugendlichen
Filmteams mit älteren Filmemacherinnen und Filmemachern. Insbesondere im
Wettbewerb Deutscher Generationenfilmpreis arbeiten Teams
generationenübergreifend zusammen an Themen, die für beide Altersgruppen
von Relevanz sind. Die eingereichten Filme bilden regelmäßig die ganze
Bandbreite jugendkultureller und gesellschaftspolitischer Themen ab.
Während des dreitägigen Festivals wurden in Hildesheim die 44 besten von
insgesamt 767 eingereichten Filmen dieses Jahrgangs präsentiert und
prämiert. Rund 300 Festivalgäste zeigten sich beeindruckt von der
Kreativität und thematischen Vielfalt, die die Filmemacher und
Filmemacherinnen in ihren Produktionen gezeigt hatten.

Hochkarätige Filmexpertinnen geben wertvolle Tipps

Das Bundes.Festival.Film. war am Freitagnachmittag gestartet. Höhepunkt war
die feierliche Preisverleihung im Thega Filmpalast. Zudem wurden den
Teilnehmenden in insgesamt drei Gesprächspanels wertvolle Einblicke und
Anregungen zu verschiedenen Aspekten des Filmemachens vermittelt. Alle
Screenings und die Panels waren öffentlich und kostenfrei zugänglich.

Thomas Hartmann, Leiter des Bundes.Festival.Film., zeigte sich in seinem
Resümee begeistert von der Zusammenarbeit mit den Partnern vor Ort: "Zwei
wunderbare Festivaljahre liegen hinter uns und Hildesheim hat sich als
perfekter Gastgeber für das Bundes.Festival.Film. erwiesen. In Kooperation
mit der Universität und der HAWK ist die Stadt ihrem Ruf als Kultur- und
Medienstadt mehr als gerecht geworden. Uns als Veranstaltern wird
Hildesheim in bester Erinnerung bleiben. Mein Dank geht an unsere Partner
vor Ort, die diese beiden großartigen Festivals ermöglicht haben. Wir
hoffen, dass wir mit der Veranstaltung einen Impuls für die weitere
Filmarbeit geben konnten."

Das Bundes.Festival.Film. - als Wanderfestival konzipiert - wird 2020
weiterziehen und dann in Wuppertal gastieren.

Publikumspreis vergeben

Neben den 30 Jurypreisen waren die Festivalgäste aufgerufen, ihren
Favoriten aus allen Filmbeiträgen des Veranstaltungswochenendes zu wählen
und einen Publikumspreis zu vergeben. Die Wahl fiel auf: "Two tracks" von
Old?ich Justa aus Berlin.

Informationen zu allen Preisträgerinnen und Preisträgern unter: 

www.bundesfestival.de



Das Bundes.Festival.Film. bildet den jährlichen Höhepunkt der
Bundeswettbewerbe Deutscher Jugendfilmpreis und Deutscher
Generationenfilmpreis. Beide Wettbewerbe sowie das Bundes.Festival.Film.
werden im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend vom Deutschen Kinder- und Jugendfilmzentrum (KJF) organisiert und
durchgeführt. Zusätzliche Förderung erhält das Festival durch das
Niedersächsische Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung,
die Stadt Hildesheim und die Friedrich Weinhagen Stiftung.
Kooperationsveranstalter vor Ort sind die Stiftung Universität Hildesheim
(Institut für Medien, Theater und Populäre Kunst, Abteilung Medien), sowie
die Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst (HAWK).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Deutsches Kinder- und Jugendfilmzentrum

Küppelstein 34, 42857 Remscheid

Telefon: 02191-794 233, Telefax: 02191-794 230

E-Mail: post@kjf.de

Internet: http://www.kjf.de
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DOKUMENTATION/1645: BR - Schwermut und Leichtigkeit. Dietls Reise, 25.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 27. Mai 2019

Kulturdokumentation

Schwermut und Leichtigkeit. Dietls Reise

Dienstag, 25. Juni 2019, 22.30 - 23.15 Uhr



Am 22. Juni hätte der 2015 verstorbene Helmut Dietl 75. Geburtstag
gefeiert. Aus diesem Anlass zeigt das BR Fernsehen am
Dienstag, 25. Juni 2019, die Dokumentation "Schwermut und
Leichtigkeit. Dietls Reise". Der Film ist liebevolle Hommage und eine
psychologische Annäherung an einen der wichtigsten bayerischen Film-
und Fernsehregisseure der vergangenen Jahrzehnte. Bereits ab 10. Juni
2019 wiederholt das BR Fernsehen außerdem Dietls Kultserie "Kir Royal"
- immer montags, 22.45 Uhr.


Zum Inhalt von "Schwermut und Leichtigkeit. Dietls
Reise":

Im Juni 2014, wenige Tage nach seinem 70. Geburtstag, gab Helmut Dietl
dem Fernsehautor Lars Friedrich ein letztes langes Fernsehinterview.
Dieses Gespräch war Rückblick, Bilanz und Vermächtnis. Dietl erzählte
darin nicht nur über sein Werk, sondern von seiner Kindheit, seinen
Sehnsüchten und dem Scheitern. Er tat dies - gezeichnet von seiner
Krankheit - mit großer Offenheit. Melancholisch, ehrlich,
selbstironisch. Helmut Dietl starb am 30. März 2015.

"Kir Royal" seit Montag, 10. Juni 2019

Ebenfalls zu Ehren von Helmut Dietl wiederholt das BR Fernsehen seine
sechsteilige Kultserie "Kir Royal" über die Münchner Schickeria der
1980er-Jahre - seit 10. Juni 2019 immer montags, 22.45 Uhr.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle
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FEATURE/1270: ARD radiofeature - Wie Putin Deutschland spaltet, 26.-30.6.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Wie Putin Deutschland spaltet - Ein Feature über die Sehnsucht nach
dem starken Mann

Eine Produktion des Bayerischen Rundfunks für das ARD radiofeature
2019

SWR - Mittwoch, 26. Juni 2019, 22:03 - 23.00 Uhr

BR 2 - Samstag, 29. Juni 2019, 13:05 - 14.00 Uhr

SR 2 KulturRadio - Samstag, 29. Juni 2019, 17:04 - 18.00 Uhr

Bremen Zwei (RB) - Samstag, 29. Juni 2019, 18:05 - 19.00 Uhr

WDR 5 - Sonntag, 30. Juni 2019, 11:05 - 12.00 Uhr

NDR Info - Sonntag, 30. Juni 2019, 11:05 - 12.00 Uhr

hr2-kultur - Sonntag, 30. Juni 2019, 18:05 - 19.00 Uhr



Wladimir Putin spaltet mitten in Deutschland Familien, Freunde und
Arbeitskollegen in Putin-Gegner und so genannte "Putin-Versteher". Die
einen haben Verständnis für den russischen Präsidenten und
rechtfertigen seine Einmischung - etwa in der Ukraine und in Syrien.
Die anderen sehen in ihm eine ernste Gefährdung der europäischen
Demokratien. Ein Riss namens "Putin" geht durch die deutsche
Gesellschaft.

Wer sind die "Putin-Versteher"? Was weckt bei Russischstämmigen und
bei Deutschen Bewunderung für den russischen Präsidenten? Was gefällt
ihnen so sehr, dass sie über die Schattenseiten seiner Herrschaft
hinwegsehen? Die aus Russland stammende Autorin Julia Smilga hat zu
diesen Fragen recherchiert. "Wie Putin Deutschland spaltet - Ein
Feature über die Sehnsucht nach dem starken Mann" heißt das neue ARD
radiofeature. Ab Mittwoch, 26. Juni 2019, ist es in sieben Wort- und
Kulturwellen der ARD zu hören und ist im Internet unter
www.ardaudiothek.de sowie als Podcast verfügbar.

"das ARD radiofeature" begibt sich auf Spurensuche. Recherchiert
Hintergründe und Zusammenhänge, sucht nach der Wahrheit hinter der
Wirklichkeit.

Die Autorin ist durch die Bundesrepublik gereist und hat mit
Russlanddeutschen, Einheimischen, Historikern und
Medienwissenschaftlern auf beiden Seiten der Trennlinie gesprochen.

Dabei befürworten bessere Beziehungen zu Russland am stärksten die
Anhänger der AfD, aber auch eine große Mehrheit der Anhänger von
Linken und FDP. Und auch namhafte Journalisten und Politiker, etwa
Ex-Bundeskanzler Gerhard Schröder oder der sächsische
Ministerpräsident Michael Kretschmer, verbreiten öffentlich
Kreml-freundliche Positionen.

Wichtiges Instrument der Pro-Putin-Meinungsmache in Deutschland sind
die Sender Sputnik und RT Deutsch. "Sie verstehen sich selber als
Bestandteil eines Informations-Krieges", sagt die
Medienwissenschaftlerin Susanna Spahn. Daneben gibt es ein breites
Netzwerk aus Unterstützern, das versucht, die politische Debatte in
Deutschland im Sinne Wladimir Putins zu beeinflussen. Teilweise
durchaus mit Erfolg, wie das ARD radiofeature zeigt.

Julia Smilga, geboren in Leningrad, studierte Musik- und
Kunstgeschichte und arbeitet seit 2003 als freie Hörfunkjournalistin.
Ihr Radiofeature "Der Richter und die Opfer" (BR/WDR 2012) wurde beim
Prix Europa 2012 in der Kategorie Investigatives Feature
ausgezeichnet. 2018 erhielt sie den KAUSA Medienpreis für den
Radiobeitrag "Vom Arzt zum Wachmann - Ein syrischer Flüchtling in
Bayern".

Redaktion: Till Ottlitz (BR)
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FEATURE/1269: Deutschlandfunk Kultur - China und das Rennen um die globale Technologieführerschaft, 25.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vom dankbaren Abnehmer zum Tonangeber?

China und das Rennen um die globale Technologieführerschaft

Von Matthias Becker

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 25. Juni 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der chinesische Technologiekonzern Huawei steht seit Monaten im
Zentrum einer internationalen wirtschaftspolitischen und
geostrategischen Auseinandersetzung. Es geht um nationale Sicherheit,
Handelspolitik und Technologieführerschaft. Bei der Mobilfunktechnik
hat die Volksrepublik den Sprung von der billigen Werkbank zur
Technologieführerschaft geschafft. Und das ist erst der Anfang, denn
mit der Industriestrategie "Made in China 2025" strebt das Land dies
für weitere Branchen an: Robotik, Künstliche Intelligenz,
Elektroantriebe, Biomedizin und Maschinenbau. Eine Kampfansage. Wie
soll Deutschland reagieren? Der dankbare Abnehmer deutscher Produkte
wandelt sich zu einem Konkurrenten deutscher Produzenten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Juni 2019
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MELDUNG/1913: Deutschlandradio stellt in drei bayerischen Regionen auf die digitale Hörfunkverbreitung mit DAB+ um (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 24.06.2019

Deutschlandradio stellt in Amberg, Füssen und Kempten auf digitale
Programmverbreitung mit DAB+ um



Deutschlandradio stellt in drei bayerischen Regionen auf die digitale
Hörfunkverbreitung mit DAB+ um.

In Amberg und Kempten sind die Programme Deutschlandfunk,
Deutschlandfunk Kultur, Deutschlandfunk Nova sowie der Sonderkanal
Dokumente und Debatten bereits jetzt digital über Antenne empfangbar,
zusammen mit neun weiteren privaten Programmen im bundesweiten DAB+
Multiplex im Kanal 5C. In Füssen ist digitaler Empfang voraussichtlich
ab dem 29. August möglich. Die parallele analoge UKW-Ausstrahlung von
Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Kultur wird in Kempten zum 30.
Juni und in Füssen zum 30. September beendet, in Amberg bleibt der
Deutschlandfunk bis auf Weiteres über UKW verfügbar.


DAB+ Pionier Deutschlandradio

Als erster öffentlich-rechtlicher Sender hat Deutschlandradio im
letzten Jahr auf Helgoland und im bayerischen Mittenwald eine rein
digitale Programmverbreitung realisiert. Mit der Umstellung in drei
weiteren Regionen setzt Deutschlandradio diesen Weg konsequent fort
und unterstreicht seinen Ruf als DAB+ Pionier. Die Verbreitung über
den Digitalradiostandard ist um rund ein Drittel wirtschaftlicher als
UKW, da der Stromverbrauch deutlich geringer ist. Mit den
Investitionen zur Stärkung des DAB+ Sendenetzes folgt Deutschlandradio
auch den Forderungen der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs
(KEF).

Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue: "Wir sind von der
Digitalisierung des Hörfunks überzeugt. Die Entwicklung in den letzten
Jahren ist eindeutig. Der Trend zu DAB+ kommt nicht von ungefähr, denn
digitales Radio bietet sowohl für Hörerinnen und Hörer als auch für
uns als Radiosender zahlreiche Vorteile. Vor allem aber ist es für
Deutschlandradio die einzige Möglichkeit, unseren Auftrag zu erfüllen,
nämlich ein tatsächlich bundesweit empfangbares Angebot
bereitzustellen."


Mehr Radio: Größere Vielfalt, besserer Klang

Hörerinnen und Hörer in Amberg, Füssen und Kempten profitieren im
Digitalradio vom klaren Klang und einer insgesamt größeren
Programmvielfalt sowie wertvollen, auch multimedialen Zusatzdiensten.


Informationen vor Ort

Deutschlandradio begleitet die Umstellung mit
Informationsveranstaltungen vor Ort. Gemeinsam mit Radio-Fachleuten
und Digitalradioherstellern stehen Beraterteams von Deutschlandradio
für alle Fragen rund um DAB+ und die neuen Funktionalitäten zur
Verfügung.

Kempten: 13. Juli, 7.00-15.00 Uhr, DAB+ Informationsstand an der
Ostseite des Residenzplatzes.

Amberg: 10. Juli, 7.00-15.00 Uhr, DAB+ Informationsstand beim
Wochenmarkt auf dem Marktplatz.

Mehr Informationen unter: www.dabplus.de/wechsel


Über DAB+

Digital Audio Broadcasting (DAB+) ist der internationale digitale
Radiostandard und gilt als Nachfolger von UKW. In Deutschland und
zahlreichen Ländern ist die DAB+-Abdeckung schon weit fortgeschritten,
in Norwegen ist die UKW-Verbreitung bereits eingestellt worden. Das
Digitalradio überzeugt mit einer klaren Klangqualität, kostenlosen
Zusatzdiensten wie Radiotext, Programmführer, Bilder,
Verkehrsinformationen sowie einer im Vergleich zu UKW deutlich
größeren Programmvielfalt. Die Netzabdeckung liegt in Deutschland bei
98%, Autobahnen sind nahezu vollversorgt. Digitalradio DAB+ ist
unabhängig vom Internet und verbraucht kein Datenvolumen. Alle DAB+
Radios haben UKW inklusive.

Auf www.dabplus.de finden Interessierte die DAB+ Programmauswahl in
ihrer Region. Das Portal bietet auch eine Übersicht zu Digitalradios
für jede Gelegenheit, ob morgens im Badezimmer, auf dem Weg zur Arbeit
oder abends für den entspannten Hörgenuss im Wohnzimmer.

 * 
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TALK/1656: Deutschlandfunk - Schlaganfall. Frühwarnzeichen, Symptome, Erste Hilfe, 25.6.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schlaganfall

Frühwarnzeichen, Symptome, Erste Hilfe

Gast: Prof. Dr. med. Armin J. Grau, Direktor der Neurologischen Klinik
am Klinikum der Stadt Ludwigshafen am Rhein, 1. Vorsitzender Deutsche
Schlaganfallgesellschaft

Hörertel.: 0 08 00-44 64' 44 64

sprechstunde@deutschlandfunk.de

Sprechstunde

Dienstag, 25. Juni 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Der Schlaganfall ist eine plötzliche Durchblutungsstörung im Gehirn
mit der Folge, dass die Gehirnzellen zu wenig Sauerstoff und
Nährstoffe erhalten. Schlaganfälle müssen so schnell es geht behandelt
werden, weil sonst so viele Zellen absterben, dass der Patient
bleibende Schäden wie Taubheitsgefühl, Lähmungen oder Sprach- und
Sehstörungen davonträgt. Bei rascher Behandlung bilden sie sich
manchmal wieder zurück, in anderen Fällen bleiben sie dauerhaft
bestehen. Ein schwerer Schlaganfall kann auch tödlich enden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Juni 2019
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ONKOLOGIE/2002: Metastasen - Kleine Verwandlung, großer Effekt (idw)


Klinikum der Universität München - 19.06.2019

Metastasen: Kleine Verwandlung - großer Effekt



Meist sterben Krebspatienten nicht an ihrem ursprünglichen Tumor in einem
bestimmten Organ. Zur tödlichen Bedrohung erwächst der Tumor erst, wenn
einzelne Tumorzellen sich aus dem Ersttumor lösen, durch den Körper
wandern und sich beispielsweise in Leber, Lungen, Knochen oder Gehirn
ansiedeln und das dortige Gewebe durch die Bildung von Metastasen
zerstören. Bei einem Metastasierungsprozess verwandeln sich manche Zellen
des Ersttumors in ganz bestimmter Weise.Ein deutsch-chinesisches
Forscher-Team um Prof. Olivier Gires von der Klinik und Poliklinik für
Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde des Klinikums der LMU München hat die Studie jetzt im
Fachblatt Science Advances veröffentlicht.

Um langfristig Therapien gegen die Metastasierung zu entwickeln, muss die
Medizin verstehen, wie der verhängnisvolle Prozess genau vonstattengeht.
Noch aber gibt es einige Rätsel zu lösen. Zum Beispiel ist nicht
vollständig geklärt, wie die Beschaffenheit und der Typ von Krebszellen
die Streuung in den Körper beeinflusst. Die bösartigen Zellen der meisten
Ersttumoren sind "epithelialen Ursprungs": Sie vermehren sich stark, und
sie bilden Kontakt mit ihren Nachbarn, um im Verband zu wachsen.

Die Fragen

Können diese epithelialen Tumorzellen in andere Gewebe des Körpers
eindringen? Oder müssen sie erst die sogenannte epitheliale-mesenchymale
Transition (EMT) durchmachen? Mesenchymale Zellen brechen ihre
Zell-zu-Zell-Kontakte auf und lösen sich eher aus einem Verband. Dann verschaffen
sie sich Zugang zu einem Gefäß und wandern durch das Blut, verlassen den
Kreislauf wieder und besiedeln ein anderes Gewebe im Körper.

Die Münchner Forscher haben zunächst Brustkrebszellen bestimmter Mäuse in
tumorfreie Mäuse verpflanzt. Sie haben die entstehenden Tumore analysiert
und aus Blut und Knochenmark wieder potenzielle Krebszellen isoliert.
Dabei, so Olivier Gires, "haben wir gezeigt, dass diese Zellen aus Blut
und Knochenmark wirklich aus dem Ersttumor stammen."

Die weiteren Ergebnisse

Doch diese streuenden Tumorzellen variierten in ihrem Typ sehr stark:
Einige blieben mehr epithelial und bildeten entsprechend viele Kontakte zu
anderen Zellen aus und vermehrten sich. Aber sie hatten auch klassische
Eigenschaften mesenchymaler Zellen in geringem Umfang gewonnen. Andere der
isolierten Tumorzellen hatten hingegen eine starke oder komplette EMT
durchgemacht. Letztere waren kaum in der Lage, Metastasen in der Lunge zu
bilden und wenn, dann nur sehr spät. Anders als die mehr-epithelial leicht
mesenchymalen Zellen. "Diese epithelialen Tumorzellen mit einem leicht
mesenchymalen Drift besiedelten die Lungen sehr stark", sagt Gires.

In Kooperation mit Prof. Hongxia Wang von der Universität Shanghai haben
die Münchner Forscher, zu denen auch Privat-Dozent Sebastian Kobold von
der Abteilung für Klinische Pharmakologie am Klinikum der LMU gehört, die
Ergebnisse für Patientinnen mit metastasiertem Brustkrebs bestätigt. "Wir
konnten zudem zeigen, dass die Expression des epithelialen
Oberflächenproteins EpCAM auf Tumorzellen im Blut und im Knochenmark der
Patientinnen ein Maß für eine geringe EMT und für die Metastasenbildung
und das Überleben darstellt", erklärt Gires.

Und der klinische Nutzen?

Der direkte Benefit für die Patienten ist noch begrenzt, da es sich um
Grundlagenforschung handelt. Eine potenzielle Anwendung in der Zukunft
könnte laut Gires sein: Wenn man aus dem Blut von Brustkrebspatientinnen
EpCAM-positive Zellen isoliert und die molekularen Eigenschaften dieser
Zellen untersucht, also zum Beispiel die Expression des therapeutisch
relevanten Oberflächenmolekül HER2, kann man nach den Erkenntnissen
unserer Studie zumindest davon ausgehen, dass man mit der angestrebten
Therapie höchstwahrscheinlich auch die metastatischen Zellen trifft. "Um
dies zum Nutzen der Patientinnen einsetzen zu können, sagt der Münchner
Molekularbiologe, "sind selbstverständlich klinische Studien notwendig,
die die beschriebenen Optionen stützen."


Originalpublikation:

https://advances.sciencemag.org/content/5/6/eaav4275

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution550

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Klinikum der Universität München - 19.06.2019
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ETHIK/1293: Abtreibung und Selbstbestimmung - Drei Positionen (APuZ)


APuZ - Aus Politik und Zeitgeschichte

20/2019 - 13. Mai 2019

Abtreibung

Abtreibung und Selbstbestimmung: Drei Positionen



Die Debatte um die Regulierung von Schwangerschaftsabbrüchen ist
geprägt von unterschiedlichen Positionen, von denen drei im Folgenden
versammelt sind (in alphabetischer Reihenfolge der Nachnamen).
Kirsten Achtelik, problematisiert pränatale Tests, die nach
"Normabweichungen" suchen und von denen die meisten nur die
Entscheidung für oder gegen eine Abtreibung eröffnen. Liane Bednarz
kritisiert, dass Positionen radikaler Abtreibungsgegner wie
-befürworterinnen die mediale Debatte dominieren, und plädiert für
einen seriösen Lebensschutz. Sarah Diehl schließlich
argumentiert, dass Verbote in der Frauengesundheit kontraproduktiv
sind, und fordert, Abtreibung ins Ermessen derjenigen zu stellen,
deren Körper und Leben betroffen sind.

 * 

Eingeschränkte Entscheidungsfreiheit

von Kirsten Achtelik

Schwangere Personen müssen selbst entscheiden können, ob sie ein Kind
bekommen wollen oder nicht, das ist eine alte und immer noch aktuelle
feministische Forderung, die auch aus menschenrechtlicher und
gesundheitspolitscher Perspektive unterstützt wird. In Deutschland
wird eine selbstbestimme Entscheidung über einen
Schwangerschaftsabbruch weiterhin erschwert, da dieser im
Strafgesetzbuch im Abschnitt der Straftaten gegen das Leben verhandelt
wird. Dies hat negative Folgen: Beispielsweise sind Abtreibungen kein
regulärer Teil ärztlicher Lehrpläne, Mediziner*innen durften bis vor
Kurzem noch nicht einmal öffentlich darauf hinweisen, dass sie
Abbrüche vornehmen, und obwohl weltweit jede dritte Frau im Laufe
ihres Lebens eine Abtreibung hatte, ist das Thema tabuisiert und
schambesetzt. Restriktive Gesetze, religiöse Traditionen und
Stigmatisierung veranlassen jedes Jahr weltweit Frauen und Mädchen zu
unsachgemäßen und gefährlichen Schwangerschaftsabbrüchen, rund sieben
Millionen Patientinnen werden laut Ärzte ohne Grenzen jährlich
weltweit aufgrund von daraus resultierenden Komplikationen in
Krankenhäuser eingeliefert. Selbsternannte Lebensschützer sorgen
dafür, dass dies so bleibt.

Aber was ist, wenn die Entscheidung, die Schwangerschaft auszutragen,
bereits getroffen wurde, und die schwangere Person sich entschieden
hat, aus dem Fötus ein Kind werden zu lassen? Dann gibt es -
normalisiert und als Teil der Schwangerschaftsvorsorge wahrgenommen -
viele Untersuchungen, die scheinbar sicherstellen sollen, dass mit dem
werdenden Kind "alles in Ordnung" ist. Wenn das nicht der Fall ist,
wenn eine Normabweichung oder Beeinträchtigung festgestellt wird, dann
wird diese Entscheidung häufig revidiert und eine Abtreibung
vorgenommen. Auch solche Entschlüsse müssen Frauen treffen können,
allerdings spielen die gesellschaftliche Behindertenfeindlichkeit,
fehlende sozialstaatliche Absicherungen und ableistische Annahmen über
Behinderung bei diesen Entscheidungen oft eine so große Rolle, dass
sie schwerlich als selbstbestimmt zu qualifizieren sind.

Wenn eine Abtreibung wegen einer erwarteten Beeinträchtigung des
werdenden Kindes erwägt wird, ist das in vielen Ländern nach
"embryopathischer Indikation" legal. In Deutschland wurde diese
Sonderregel mit der letzten Reform des in §§ 218ff.
geregelten Abtreibungsrechts Mitte der 1990er Jahre abgeschafft. Dies
war ein Erfolg der Behindertenverbände, die eine Sondergesetzgebung
als diskriminierend kritisierten. Die Abschaffung dieser Indikation
bedeutet allerdings nicht, dass Abtreibungen nach pränataler
Beeinträchtigungsdiagnose nicht mehr möglich sind. Solche Fälle
sollten künftig von der medizinischen Indikation aufgefangen werden,
vermerkt der Kommentar zum Gesetzentwurf: Die medizinische Indikation
erlaubt Schwangerschaftsabbrüche, wenn durch die Schwangerschaft das
Leben oder die Gesundheit der Frau gefährdet werden. Durch die
Integration der embryopathischen in die medizinische Indikation wird
den indikationsausstellenden Ärzt*innen die Annahme nahegelegt, dass
das Austragen der Schwangerschaft und das Leben mit einem behinderten
Kind die psychische Gesundheit der Frau gefährden könnten und ihr
deswegen nicht zugemutet werden kann.

In dieser Annahme der Unzumutbarkeit steckt ein großes Problem, da sie
an das gesellschaftlich dominante Bild von Behinderung andockt, das
körperliche, geistige und seelische Beeinträchtigungen mit Leiden,
Schmerzen und Autonomieverlust gleichsetzt. Diese Meinung ist so
omnipräsent, dass es schwerfällt, sie als behindertenfeindliches und
ableistisches Vorurteil wahrzunehmen - Ableism bezeichnet die
Abwertung von Menschen aufgrund ihrer angenommenen
unterdurchschnittlichen Fähigkeiten, mit dem Begriff sind
gesellschaftliche Dimensionen besser zu erfassen als mit dem älteren
Begriff der Behindertenfeindlichkeit. Menschen mit Behinderung kämpfen
jedoch schon seit Jahrzehnten gegen die Vorstellung, dass ihre
Lebensqualität durchweg schlechter wäre als die von Menschen ohne
Beeinträchtigungen. Die Fokussierung auf das vermeintliche Defizit und
die unterschiedliche Bewertung von Menschen aufgrund von angenommener
geringerer Funktions- und Leistungsfähigkeit lässt ein Leben mit
Behinderung als reduzierten menschlichen Zustand erscheinen und ist
daher diskriminierend.

Diese Denkweise findet sich eben auch in der pränatalen Diagnostik:
Das werdende Kind wird mit dem Defizit identifiziert und unzumutbar -
in der Vorstellung der werdenden Eltern wegen der Gleichsetzung von
Behinderung und Leiden auch für das werdende Kind selbst. Die
normalisierte defizitorientierte Pränataldiagnostik wiederholt und
verstärkt also das ableistische Vorurteil und damit die
Diskriminierung behinderter Menschen.

Die Kritik an der strukturellen Behindertenfeindlichkeit der
pränatalen Suche nach Normabweichungen und Beeinträchtigungen richtet
sich nicht gegen die einzelne Frau oder die Abbruchsentscheidung. Sie
richtet sich gegen ein Gesundheits- und Sozialsystem, das die Angst
vor einer möglichen Behinderung mit immer mehr und genaueren Tests zu
bekämpfen vorgibt, statt das Leben mit Behinderung und das Leben mit
einem behinderten Kind zu unterstützen und zu erleichtern. In einer
behindertenfeindlichen Gesellschaft, in der Inklusion als Kosten- und
Störfaktor statt als Menschenrecht wahrgenommen wird, ist die Sorge
darum, was eine mögliche Behinderung des späteren Kindes für das Kind
und die Familie bedeuten könnte, verständlich. Das ist allerdings kaum
als ein gesundheitliches Problem zu sehen, das mit pränatalen
Untersuchungen und einem Schwangerschaftsabbruch "behandelt" werden
kann, sondern eher als gesellschaftliches Problem, dem mit
gesellschaftlicher Normalisierung eines Lebens mit Behinderung
begegnet werden sollte.

Der defizitorientierte Blick auf Behinderung hat nicht nur negative
Auswirkungen auf behinderte Menschen, sondern schränkt auch die
Entscheidungsfreiheit von Schwangeren und werdenden Eltern ein: Eine
Entscheidung, die aus Angst und in Unkenntnis ihrer möglichen
Konsequenzen getroffen wird, ist nicht sonderlich selbstbestimmt. Die
Angst-Kontroll-Spirale der pränatalen Untersuchungen lässt wenig Raum
für die Frage, wozu das Wissen dient. In einer Dynamik, in der Frauen
mit Kinderwunsch ihren Körper schon vor der Schwangerschaft
optimieren, um dem späteren Kind die besten Startchancen zu bieten,
kann es als Verantwortungslosigkeit wahrgenommen werden, nicht alle
Untersuchungen in Anspruch genommen zu haben. Wenn die Untersuchungen
von der Krankenkasse bezahlt werden und die Ärzt*innen dazu raten,
dann sind sie scheinbar notwendig und medizinisch sinnvoll. Wenn die
Schwangere dennoch Zweifel hat, können Nachfragen im Freundeskreis
oder die in der ärztlichen Praxis geforderte Unterschrift, dass sie
auf eigenes Risiko auf den Test verzichtet, als Druck wahrgenommen
werden. Dazu kommt der Wunsch der Schwangeren selbst, zu wissen, ob
"alles in Ordnung" ist.

Dass die meisten Tests und ihre Ergebnisse keine positive Auswirkung
auf die Lebensqualität des späteren Kindes haben und nur die
Entscheidung für oder gegen eine Abtreibung eröffnen, ist den
wenigsten Schwangeren bewusst. Nur ein kleiner Teil der pränatalen
Untersuchungen trägt zur Gesundheit des werdenden Kindes bei, kann als
Geburtsvorbereitung lebensrettend sein oder eine pränatale Therapie
des Fötus ermöglichen. Die meisten Tests suchen nach körperlichen und
genetischen Abweichungen von einer gedachten und festgelegten Norm.
Werden hierdurch Hinweise auf Beeinträchtigungen gefunden, folgen
weitere Untersuchungen, um die Ursache zu finden und einen Schweregrad
abschätzen zu können. In der Wartezeit auf die Ergebnisse erhöht sich
die Angst der Schwangeren enorm. Bestätigt sich der Verdacht, gibt es
für die meisten diagnostizieren Beeinträchtigungen keinen
Behandlungsvorschlag. Schwangere stehen nach so einer Diagnose vor der
Entscheidung, ob sie das werdende Kind, dessen Wohlergehen die Tests
dienen sollten, unter diesen Umständen überhaupt noch bekommen wollen.

Statt diese fatale Dynamik weiter anzuheizen, ist es an der Zeit, die
Ängste der Schwangeren statt mit Pränataldiagnostik mit einer
inklusiven, geschlechtergerechten und behindertenfreundlichen Politik
zu bekämpfen und so auch die Selbstbestimmungsmöglichkeiten von Frauen
zu vergrößern.


Kirsten Achtelik

ist Sozialwissenschaftlerin und arbeitet beim Gen-ethischen Netzwerk
e.V. in Berlin sowie als freie Journalistin und Autorin.

www.kirsten-achtelik.net

Link zum Artikel:

http://www.bpb.de/apuz/290800/eingeschraenkte-entscheidungsfreiheit

 * 

Für einen seriösen Lebenschutz

von Liane Bednarz

Anm. der Redaktion Schattenblick:

Den vollständigen Text des Artikels der promovierten Juristin, freien Publizistin 
und Buchautorin Liane Bednarz ist im Internet unter dem folgenden Link zu finden:

http://www.bpb.de/apuz/290802/fuer-einen-serioesen-lebensschutz

 * 

Die Paragrafen 219 und 218 Strafgesetzbuch machen Deutschland zum
Entwicklungsland

von Sarah Diehl

Seit vier Jahren unterstütze ich mit der Organisation Ciocia Basia
(polnisch für "Tante Barbara") Frauen aus Polen, einen
Schwangerschaftsabbruch in Berlin vornehmen zu lassen. Denn in ihrer
Heimat ist das Abtreibungsrecht noch restriktiver als bei uns. In
diesem Zusammenhang habe ich Frauengruppen in Polen kennengelernt, die
den Abbruch in freundlicher solidarischer Atmosphäre unter
fachkundiger Anleitung - mithilfe der Organisationen Women on Web oder
Women help Women - mit der Abtreibungspille selbst organisieren.

Als ich zum ersten Mal davon hörte, war ich schockiert. Nicht, weil
ich dieses Vorgehen für unverantwortlich hielt, sondern, weil es mir
verrückt erschien, dass wir Frauen so sehr in einem patriarchalen
(Denk-)System gefangen sind, dass wir nicht einfordern, eine zutiefst
private und intime Erfahrung wie einen Schwangerschaftsabbruch selbst
gestalten zu können. Und dass Frauen ausgerechnet in der Illegalität,
wenn sie den Abbruch eigenständig organisieren müssen, Strukturen
aufbauen, mit denen sie diese Erfahrung zu ihren Bedingungen machen,
indem sie sich dem Zerrspiegel von Kirche und Politik mit ihrer
Psychologisierung, ihrem Paternalismus, ihren Schuldzuweisungen und
normativen Moralvorstellungen entziehen.

Das beeindruckende an Organisationen, die Frauen den Zugang zur
Abtreibungspille ermöglichen und in denen viele Ärztinnen mitarbeiten,
ist nicht nur, dass sie Hilfe zur Selbsthilfe geben, sondern auch,
dass sie durch diese Praxis, auch wenn sie klandestin begann, Wege
eröffnen, das selfmanagment der Abtreibungspille und Telemedizin, also
Arztkonsultationen via Skype, in der Medizin zu etablieren. Ihre
Erkenntnisse veröffentlichen sie in wissenschaftlichen Studien und
ermöglichen Techniken, die vor allem für sogenannte Entwicklungsländer
als Abhilfe gesehen werden - für Gegenden also, in denen es einen
Ärztemangel gibt.

Weltweit zeigt sich, dass Länder mit liberalen Abtreibungsgesetzen
auch die Länder mit den wenigsten Schwangerschaftsabbrüchen sind.
Verbote in einem Feld wie Frauengesundheit bringen im Wesentlichen
Einsamkeit, Schweigen, gefährliche Falschinformation und Todesfälle
hervor. Denn nicht Zwang, Scham und Kontrolle verhindern ungewollte
Schwangerschaften, sondern umfassende Sexualaufklärung, günstige oder
kostenlose Verhütungsmittel und Selbstbestimmung in den Händen der
Betroffenen. Wenn die Komplexität der Frauengesundheit anerkannt wird,
funktioniert sie auch am besten.

Die §§ 219 und 218 im Strafgesetzbuch verhindern das und
verschlechtern die Versorgungslage. Immer mehr ÄrztInnen schrecken im
Angesicht der Kriminalisierung und des damit verbundenen Stigmas
zurück, einen Schwangerschaftsabbruch anzubieten, und das Thema wird
in der ärztlichen Ausbildung ausgespart. Doch so halten sich
stereotype Vorbehalte gegenüber den Betroffenen auch in der
ÄrztInnenschaft, weshalb jüngere ÄrztInnen keine Abbrüche mehr
anbieten und ältere sich nicht über die neuesten Methoden weiterbilden
lassen. Dabei gilt der Eingriff als sehr sicher, sogar sicherer als
eine Geburt. Ciocia Basia bekommt bereits Anfragen von Frauen aus
Deutschland, die Möglichkeiten für einen Abbruch suchen. In
Deutschland ist die Zahl der Ärzte, die Abtreibungen vornehmen, seit
2003 um 40 Prozent zurückgegangen, und die wenigsten von ihnen bieten
die Abtreibungspille an. Ist Telemedizin also auch bei uns von Nöten?

Gerade die freie Wahl der Abtreibungsmethode ist essenziell für die
Frau, und es ist unhaltbar, dass in Deutschland die Abtreibungspille
so schwer zu finden ist, die laut Weltgesundheitsorganisation sehr
sicher ist, eine geringe Fehlerquote hat und auch außerhalb von
Kliniken sicher angewendet werden kann. Zudem machen die Frauen die
Erfahrung, dass ein früher Abbruch vor der zehnten
Schwangerschaftswoche eher einer Menstruation gleicht als, wie gern
dargestellt, einer "Kindstötung" - und ich frage mich, ob es diese
alternative Wahrnehmung eines Abbruchs ist, die man den Frauen nicht
ermöglichen will. Die genannten Pro-Choice-Selbsthilfeorganisationen
berücksichtigen die Lebensrealität von Frauen, während viele Politiker
und Ärzte, unter anderem aus Angst vor Karriereknick und
Rufschädigung, Klischees bedienen, die wissenschaftlich unhaltbar
sind. So suggerierte etwa Jens Spahn (CDU) 2014 anlässlich der Debatte
um die rezeptfreie Vergabe des Notfallverhütungsmittels
Levonorgestrel, Frauen würden diese "Pille danach" wie "Smarties"
essen, sollte sie rezeptfrei erhältlich sein. Dass jemand, der
Aussagen tätigt, die mangelndes Fachwissen und Ressentiments bezeugen,
Gesundheitsminister wird, kann auch als Hinweis gelesen werden, dass
viele Aspekte der Frauengesundheit einen geringen Stellenwert haben.

Viele ungewollte Schwangerschaften entstehen trotz Verhütung. Die
Vorstellung, Frauen seien zu verantwortungslos und unbedarft zum
Verhüten, speist sich aus der Unwissenheit über die Fehlerquote,
Kosten und Unverträglichkeit der gängigsten Verhütungsmethoden und die
mangelnde Kooperation von Männern. Verhütungsmittel für Männer werden
nicht weiter entwickelt, allein, weil sie ähnliche Nebenwirkungen
haben, wie die, die Frauen seit Jahrzehnten ertragen. Warum halten wir
den Frauen das Narrativ der Verantwortungslosigkeit und Schuldigkeit
dennoch genüsslich vor? Warum erscheint es uns überhaupt akzeptabel,
dass Staat und Gesellschaft Zugriff auf die Frau bekommen, sobald sie
schwanger wird? Weil wir Zugriff auf die Frau als Ressource haben
wollen, die selbstlos Fürsorge und Liebe in unserer Gesellschaft
spendet, allerdings unbezahlt und unsichtbar durch die geschlechtliche
Arbeitsteilung in der Kleinfamilie, die bis heute ihre Wirkungsmacht
nicht verloren hat.

Eine einfache Zahl hilft, um die Lebensrealität von Frauen ins rechte
Licht zu rücken: In Deutschland haben mehr als 60 Prozent der Frauen,
die sich für einen Abbruch entscheiden, bereits Kinder. Sie lassen
einen Abbruch vornehmen, weil sie wissen, wie viel Zeit, Geld und
Fürsorge Kinder benötigen, die sie unter ihrem Nachwuchs aufteilen
müssen. Doch diese Perspektive, dass Abtreibung eine
verantwortungsvolle Entscheidung ist, die Frauen für sich und ihre
Familien treffen, hat im gängigen Gruselnarrativ keinen Raum.

Zu diesem gehört auch die Vorstellung, Frauen würden nach einer
Abtreibung unvermeidbar psychische Probleme bekommen. Christliche
AbtreibungsgegnerInnen sprechen gar von einem "Post-Abtreibungs-
Syndrom" (PAS). Tatsächlich ist das PAS weltweit von keiner einzigen
wissenschaftlichen Institution als Krankheitsbild anerkannt. Natürlich
können Frauen ambivalente Gefühle und Traurigkeit über ihren
Schwangerschaftsabbruch verspüren, und es ist wichtig, dass sie
darüber sprechen können. Eine Langzeitstudie der American
Psychological Association (APA), die 2008 veröffentlicht wurde, ergab
jedoch, dass die größte psychologische Belastung und Angst vor
der Abtreibung liegt, also in der Zeit der Ungewissheit, wie und wo
man Hilfe bekommt. Laut APA haben Abtreibungen keinen negativen
Einfluss auf die psychische und physische Gesundheit von Frauen.
Hingegen könne es sehr wohl Traumata auslösen, eine ungewollte
Schwangerschaft austragen zu müssen. Meine Erfahrung ist: Viele Frauen
gehen gestärkt aus diesem Prozess hervor, weil sie sich ihrer
Handlungsfähigkeit und ihres Rechts auf eigene Bedürfnisse bewusst
werden.

Aber statt einer wissenschaftlichen Betrachtung über die embryonale
Entwicklung werden Frauen genüsslich Fantasien von hilflosen
empfindsamen Babys im Mutterleib vorgehalten. In der emotionalen
Erpressung von Frauen haben sich AbtreibungsgegnerInnen
professionalisiert. Das Internet ist voll mit Websites, die sich auf
den ersten Blick als Hilfsangebote an ungewollt Schwangere darstellen,
aber mit einseitigen oder falschen Informationen Frauen Angst und
Schuldgefühle machen wollen. Organisierte, radikale
AbtreibungsgegnerInnen machen Angebote für den Schulunterricht und
haben Stände auf Messen für Jugendliche. Sollte der Staat nicht eher
dort eingreifen, wo manipulative Falschinformationen über medizinische
Methoden an Schutzbefohlene verbreitet werden?

Unsere christlich-männlich und technokratisch geprägte Kultur macht
aus einer Stärke der Frau, ihrer Gebärfähigkeit, eine Schwäche. Ein
Gesundheitssystem, das Abtreibung stigmatisiert, hat ein generelles
Problem mit der Qualität der Frauengesundheit. Ein sensibler Umgang
mit Abtreibung würde sich gut auf die Frauengesundheit auswirken, da
er eine Atmosphäre schafft, in der die Bedürfnisse aller Schwangeren
berücksichtigt werden. Einen Raum, in dem Abtreibung, Fehlgeburten,
postnatale Depression, selbstbestimmte Geburt, Pannenanfälligkeit von
Verhütungsmitteln, eben allen Aspekten der Gebärfähigkeit mit Kenntnis
und Empathie begegnet wird - anstatt Schwangerschaft und Mutterschaft
zum Glückszustand zu verklären und Frauen damit mundtot zu machen.


Sarah Diehl

ist Aktivistin und Publizistin und drehte 2008 den preisgekrönten
Dokumentarfilm "Abortion Democracy: Poland/South Africa". 
Ihr Sachbuch über gewollte Kinderlosigkeit "Die Uhr, die nicht tickt 
- Kinderlos glücklich. Eine Streitschrift" erschien 2014 im Arche 
Literatur Verlag.

http://sarah-diehl.de
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GESUNDHEIT/1357: Gesund durch den Sommer - Tipps für sommerliche Hitze und Hitzewellen (Deutscher Wetterdienst)


Deutscher Wetterdienst - Gemeinsame Pressemitteilung von

Umweltbundesamt und Deutscher Wetterdienst vom 19.06.2019

Gesund durch den Sommer - Tipps für sommerliche Hitze und

Hitzewellen



Sommer, Sonne, Urlaubszeit und Badespaß: Der Sommer ist für viele
Menschen die schönste Zeit im Jahr. Doch jüngst der heiße Sommer 2018
zeigte, dass neben viel Spaß und Entspannung vor allem die Gesundheit
zählt. Über den richtigen Umgang mit der "Schattenseite" des Sommers
informiert eine neue Broschüre vom Deutschen Wetterdienst (DWD) und
Umweltbundesamt (UBA).

Sonnenbrand, Hitzeerschöpfung, Hitzeausschlag oder Hitzekollaps -
alles ernstzunehmende Begleiterscheinungen im sonst so schönen Sommer.
Sehr warme Tage können für jede und jeden Einzelnen sowie liebe
Familienmitglieder und Freunde zu gesundheitlichen Beschwerden führen.
Vor allem ältere Menschen sowie Säuglinge und Kleinkinder sind
gefährdet. Flüssigkeitsmangel, eine Verschlimmerung bestehender
Grundkrankheiten, Hitzekrämpfe sowie Sonnenstich und Hitzschlag können
die Folge sein. Ernstzunehmende Warnzeichen des Körpers sind:
Kreislaufbeschwerden, Muskelkrämpfe in Armen und Beinen, Bauchkrämpfe,
Kopfschmerzen, Schwindel, Übelkeit, Erbrechen, erhöhter Puls, ein
Gefühl der Erschöpfung oder von Unruhe, Verwirrtheit und ein trockener
Mund.

Die neue Broschüre "Klimawandel und Gesundheit" erklärt kompakt die
Zusammenhänge zwischen Wärmebelastung und gesundheitlichen Problemen.
Kurz und knapp gibt sie Tipps bei sommerlicher Hitze und Hitzewellen,
informiert über die Symptome, das richtige Verhalten und vorsorgenden
Schutz.

Hier einige Faustregeln für einen unbeschwerten Sommer:

Trinken Sie viel an heißen Tagen. Besonders geeignet sind
mineralstoffhaltige Getränke, wie Wasser oder Tee. Alkohol besser
vermeiden.

Achten Sie vor allem auf ältere Personen und Kinder, die durch die
Hitze besonders belastet sind. Sie brauchen gezielte Aufmerksamkeit.

Sport an heißen Tagen besser in den frühen Morgen- oder späteren
Nachmittags- und Abendstunden. Vermeiden Sie während der Mittagshitze
starke körperliche Anstrengungen.

Achten Sie auf einen angemessenen Schutz gegen ultraviolette
Strahlung. Der beste Sonnenschutz sind geeignete Kleidung, Sonnenhut
und Sonnenbrille. Haut, welche nicht mit Kleidung bedeckt ist, muss
gut mit Sonnenschutzmittel eingerieben werden.

Weitere Informationen:

Sommersmog

Hohe Lufttemperaturen und intensive Sonneneinstrahlung können zum so
genannten Sommersmog führen. Dies ist eine zu hohe Belastung mit
bodennahem Ozon und anderen Luftschadstoffen. Folgen sind
Schleimhautreizungen, Einschränkungen der Lungenfunktion,
Entzündungsreaktionen der Atemwege und Beeinträchtigungen der
körperlichen Leistungsfähigkeit.


Links:

Broschüre "Klimawandel und Gesundheit - Tipps für sommerliche Hitze
und Hitzewellen":

https://www.dwd.de/DE/presse/pressemitteilungen/DE/2019/download/20190619_broschuere_uba_dwd.pdf?__blob=publicationFile&v=2

Hitzewarnsystem des Deutschen Wetterdienstes


https://www.dwd.de/DE/wetter/warnungen/warnWetter_node.html

Hitzewarnungen in der Warnwetter-App des Deutschen Wetterdienstes

https://www.dwd.de/warnwetter

Informationen des UBA zu Ozon:


https://www.umweltbundesamt.de/daten/luft/ozon-belastung

Für den unbeschwerten Badespaß: Bestnoten für deutsche Badegewässer

https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/bestnoten-fuer-deutsche-badegewaesser

© DWD 2019
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VORSORGE/813: Fachtagung Impfen in Kiel - Diskussion über Impfpflicht (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 5/2019

Impfen

Überzeugen und Hürden senken

von Martin Geist



Fachtagung Impfen in Kiel: Diskussion über Impfpflicht und weitere
Maßnahmen, mit denen die Impfrate erhöht werden könnte.


Groß war am 24. April der Zulauf, als die Landesvereinigung für
Gesundheitsförderung zu ihrer jährlichen Fachtagung rund um das Thema
Impfen ins Kieler Wissenschaftszentrum bat. Rund 150 Interessierte
waren nicht nur da, sondern mit Nachfragen und Diskussionsbeiträgen
engagiert dabei. Als Impfskeptiker gab sich zwar niemand im Saal zu
erkennen. Wohl aber klang eine deutliche Skepsis gegen die derzeit
diskutierte Einführung einer Impfpflicht durch.

Dr. Anne Marcic erinnerte als Infektionsschutzreferentin im Kieler
Gesundheitsministerium an die gesetzlichen Voraussetzungen für die
Einführung einer Impfpflicht. Infrage kommt ein solcher Zwang nur
dann, wenn es um eine Krankheit mit klinisch schwerem Verlauf und der
Gefahr einer epidemischen Verbreitung geht. Masern sind nach ihren
Angaben in Schleswig-Holstein innerhalb der vergangenen zehn Jahre
statistisch bei 0,14 bis 1,45 Betroffenen auf 100.000 Einwohner
aufgetreten, das Ziel von einer Erkrankung auf eine Million Einwohner
ist damit also noch weit entfernt.

Marcic ist nicht überzeugt davon, dass eine Impfpflicht viel bewirken
würde. "Wenn Impfskeptiker gezwungen werden, werden sie zu
Impfgegnern", beruft sie sich auf sie Untersuchung der Psychologin
Prof. Cornelia Betsch aus Erfurt. Auch der Blick auf andere Länder in
Europa gibt aus ihrer Sicht wenig Anlass zu Optimismus. So erhob
Italien im Jahr 2017 einen Impfnachweis zur Voraussetzung für die
Anmeldung in einem Kindergarten. Prompt machten die Gegner des Impfens
derart mobil, dass die Regelung inzwischen faktisch ausgesetzt ist.
Kaum besser sieht es in Frankreich aus, wo nach Einführung einer
entsprechenden Pflicht die Zahl der Fälle, in denen nichtmedizinische
Gründe gegen das Impfen vorgebracht wurden, um 40 Prozent
hochgeschnellt ist. Ihr Resümee: "Es gibt immer Mittel und Wege, die
Impfpflicht zu umgehen."

Der in Schleswig-Holstein beschrittene Weg dagegen ist aus Sicht der
Ärztin nicht der schlechteste: Schon seit fast 20 Jahren müssen Eltern
mit der Kita-Anmeldung ihres Nachwuchses nachweisen, dass sie beim
Kinderarzt eine Impfberatung in Anspruch genommen haben und der
jeweilige Impfstatus überprüft worden ist. Schon das führt nach ihrer
Erfahrung ohne jeden formellen Zwang dazu, dass etwaige Lücken meist
geschlossen werden. Wirklichen Handlungsbedarf gibt es nach
Einschätzung der Infektionsschutzreferentin ohnehin nicht so sehr bei
den Kindern, sondern bei jüngeren Erwachsenen und auch beim Personal
in medizinischen Einrichtungen. Bei diesen Zielgruppen hilft nach
Meinung von Marcic nur eins: "Impfen muss einfach werden." Dazu zählt
u.a., dass Betriebsärzte aufsuchend tätig werden, statt in abgelegenen
Räumen auf Freiwillige zu warten.

Zwang, so fürchtet Marcic, würde auch in Deutschland Impfgegnern
Argumente liefern. Die ganze Debatte um die Impfpflicht ist nach ihrer
Wahrnehmung eher dem "politischen Momentum" als der Not entsprungen.
Ähnlich sahen es offenbar die Teilnehmer der Fachtagung in Kiel, die
sich bei einer Spontanbefragung mit deutlicher Mehrheit gegen die
Einführung einer Impfpflicht aussprachen.

Dass eine Impfung auch langfristig segensreiche Wirkungen entfalten
kann, wurde beim Vortrag von Prof. Jörg Steinmann vom Medizinischen
Versorgungszentrum für Labormedizin und Humangenetik in Hamburg
deutlich. Herpes Zoster wird demnach grundsätzlich von meist über
viele Jahre abgetauchten Erregern der Windpocken verursacht - egal ob
diese von einer tatsächlich erlittenen Erkrankung oder einer dagegen
vorgenommenen Impfung stammen. Die Wahrscheinlichkeit, dass es bei
geimpften Personen irgendwann zu einer Gürtelrose kommt, ist laut
Steinmann allerdings um ein Vielfaches geringer. Davon abgesehen gibt
es nach Angaben des Experten seit einiger Zeit einen Totimpfstoff, der
speziell für über 60-Jährige empfohlen wird und auch bei noch einmal
wesentlich älteren Menschen sehr gut wirkt.

Eine andere Frage ist indes, wie man Impfen möglichst einfach machen
kann. Dr. Jens Uwe Meyer, Kinder- und Jugendarzt in Bad Oldesloe,
verteilt in seiner Gemeinschaftspraxis das Anliegen auf möglichst
viele Schultern. Fast alle medizinischen Fachangestellten setzen
selber Injektionen, sodass praktisch das komplette Team den Impfstatus
der Patienten im Blick hat. Nachteile hat diese Regelung aus Meyers
Sicht überhaupt nicht. Im Gegenteil: "Die machen das alle super."

Erlaubt ist eine solche Delegation laut Dr. Uta Kunze von der
Ärztekammer Schleswig-Holstein grundsätzlich dann, wenn ein Arzt sich
von der Qualifikation der Medizinischen Fachangestellten (MFA)
überzeugt hat und nach Anamnese, Indikationsstellung und Aufklärung in
unmittelbarer Nähe ist, um bei Komplikationen einschreiten zu können.
Das wäre nicht möglich, wenn auch Apotheker impfen dürften. Die
Verantwortung liegt grundsätzlich beim Arzt. Deswegen spricht sich die
Ärztekammer Schleswig-Holstein gegen das Impfen in Apotheken aus.
Kunze verwies außerdem auf Aktivitäten in verschiedenen Gremien wie
etwa der Planungsgruppe für die Impfkampagne in Schleswig-Holstein.
Die Ärzte in Schleswig-Holstein erlebt sie beim Thema Impfen auf
breiter Front als engagiert und aufgeschlossen.

Marcic empfahl in Zusammenhang mit der Forderung nach Impfungen durch
Apotheker einen Blick auf die Schweiz. Dort lernen angehende Apotheker
im Studium das Impfen und auch den Umgang mit möglichen
Komplikationen. Die Apotheke sei damit eine bequeme und sichere
Alternative für Menschen, die sich schützen wollen, aber den Aufwand
für einen Gang zum Arzt scheuten. Wenigstens in Modellversuchen könnte
die Sache mit den impfenden Apothekern deshalb auch in Deutschland
erprobt werden, unterstützte Marcic einen entsprechenden Vorstoß von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn.

Meyer gewinnt der aktuellen Impfdebatte auch positive Züge ab. Das
Thema ist nach seinem Eindruck bei den Eltern deutlich präsenter
geworden, deutlich häufiger als früher fragen sie nach seiner
Wahrnehmung von sich aus nach Impfmöglichkeiten. Auch die Skeptischen,
so sagt Meyer, sind nicht das große Problem, wenn man ihnen mit einer
gesunden Mischung aus Gelassenheit und Hartnäckigkeit begegnet: "Man
kriegt sie mit der Zeit."


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 5/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201905/h19054a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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DEMENZ/448: "Wenn Opa klaut, kommt er dann ins Gefängnis?" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

"Wenn Opa klaut, kommt er dann ins Gefängnis?"

von Bärbel Schönhof



Herbert M. ist 67 Jahre alt. Er ist an einer immer weiter
fortschreitenden Demenz erkrankt. In dem kleinen Dorf, in dem er seit
40 Jahren mit seiner Frau Edith lebt, kennt ihn fast jeder, denn
Herbert war Polizist. Doch an seinen Beruf kann er sich schon nicht
mehr erinnern. Seine Frau schickt ihn jeden Morgen zum Einkaufen in
den nahegelegenen Supermarkt. Er bekommt von ihr einen Zettel mit den
zu erledigenden Einkäufen und Geld mit. Bislang hat alles gut
funktioniert. Nun erhält Edith einen Anruf von ehemaligen Kollegen
ihres Mannes, Herbert sei vom Supermarktleiter wegen Ladendiebstahls
angezeigt werden. Edith fällt aus allen Wolken, kann dies gar nicht
glauben und fährt sofort zum Laden. Dort trifft sie auf den völlig
entrüsteten Herbert, der sich darüber aufregt, dass man ihn hier
festhält, er wisse gar nicht warum. Der Supermarktleiter erklärt, der
Ladendetektiv habe Herbert beim Diebstahl von Zigaretten erwischt.
Drei Packungen habe er eingesteckt und den Laden verlassen wollen,
ohne zu bezahlen. Da habe er eingegriffen. Weil Herbert sich nicht
ausweisen konnte oder wollte, habe der Marktleiter die Polizei
gerufen. Edith ist in Begleitung ihrer kleinen Enkelin Eva, die nun
fragt: "Oma, wenn Opa klaut, kommt er dann ins Gefängnis?"

Diebstahl ist strafbar und kann mit Freiheitsstrafe oder Geldstrafe
belegt werden. Herbert M. als ehemaliger Polizist kennt diesen
Straftatbestand. Er hat die Zigaretten eingesteckt und nicht bezahlt.
Für den Ladendetektiv und den Supermarktleiter ist die Sache klar. Sie
wollen Strafanzeige erstatten und erreichen, dass Herbert M. bestraft
wird. Doch kann "Opa" wirklich bestraft werden?

Um strafrechtlich zur Verantwortung gezogen zu werden, müssen Täter
schuldfähig sein. Das bedeutet, dass Täter in der Lage sein müssen,
das Unrecht der Tat einzusehen und entsprechend zu handeln, also:
"Stehlen darf man nicht, deshalb lasse ich es." Sind Täter
schuldunfähig, dürfen sie allerdings nicht bestraft werden.

Kinder unter 14 Jahren sind schuldunfähig (§ 19 StGB). Aber auch
Erwachsene können schuldunfähig sein (§ 20 StGB), wenn sie
aufgrund krankhafter seelischer Störungen oder tiefgreifender
Bewusstseinsstörungen das Unrecht der Tat nicht einsehen und nicht
einer solchen Einsicht nach handeln können. Eine Demenz führt zu einem
Abbau kognitiver Funktionen, sodass komplexe Handlungsleistungen nicht
mehr möglich sind. Dies kann zu einer solchen tiefgreifenden
Bewusstseinsstörung führen. In der Regel geht man davon aus, dass bei
einer leichten Demenz nur eine verminderte Schuldfähigkeit (§ 21
StGB), bei einer mittelschweren Demenz aber bereits eine vollständige
Schuldunfähigkeit vorliegt.

Kann bei Herbert M. durch ein ärztliches Gutachten nachgewiesen
werden, dass eine bereits mittelschwere Demenz vorliegt, durch die
seine kognitiven Funktionen schwer beeinträchtigt sind, und er -
obwohl ehemals Polizist - nicht mehr einsehen kann, dass er keinen
Diebstahl begehen darf, so darf er strafrechtlich nicht verfolgt
werden. Opa würde dann nicht ins Gefängnis kommen.

Allerdings würde ja möglicherweise die Gefahr bestehen, dass Herbert
regelmäßig im Supermarkt etwas einsteckt. Zwar kann er für diesen
Supermarkt Hausverbot bekommen, die Gefahr, dass er in einem anderen
Supermarkt etwas einsteckt, besteht aber trotzdem weiter. Das
Strafrecht bietet die Möglichkeit, seelisch kranke Straftäter in einem
psychiatrischen Krankenhaus unterzubringen. Die Anforderungen an diese
Maßnahmen sind jedoch sehr hoch. Hat jemand im Zustand der
Schuldunfähigkeit eine Straftat begangen, kann das Gericht die
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus anordnen, wenn von
dem Täter weitere erhebliche Straftaten zu erwarten sind und er
dadurch die Allgemeinheit gefährdet. Dies gilt allgemein
beispielsweise für Sexualstraftäter.

Herbert M. wird möglicherweise weiterhin Waren einstecken, ohne sie zu
bezahlen. Aufgrund der Demenz ist er auch in diesen weiteren Fällen
als schuldunfähig anzusehen. Allerdings sind diese Straftaten als
nicht "schwer" einzustufen, sodass eine Unterbringung in einer
psychiatrischen Klinik wegen dieser Vergehen nicht erfolgen darf.

Natürlich sind die Umstände, die mit solchen "Ladendiebstählen" durch
Demenzkranke verbunden sind, für die Betroffenen selbst und ihre
Familien höchst unangenehm und belastend. Auch eine Begutachtung mit
dem Ziel, die Schuldunfähigkeit feststellen zu lassen, damit ein
Strafverfahren eingestellt werden kann, ist für die Betroffenen eine
Belastung. Insoweit sollte alles getan werden, um ein solches
Strafverfahren überhaupt zu vermeiden. Hier hilft häufig ein offenes
Gespräch mit verantwortlichen Personen im Einzelhandel. Es können zum
Beispiel auch Regelungen getroffen werden, dass die "mitgenommenen
Waren" am Ende der Woche von der Familie bezahlt werden. Spätestens zu
Hause fällt ja auf, was "eingekauft" wurde, ohne dass es auf dem
Einkaufszettel stand.

Bärbel Schönhof

Assessorin jur., 

Lehrbeauftragte der Privaten Universität Witten/Herdecke

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 2/19, S. 16

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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TAGUNG/1079: Münster - Schwangerschaftsabbruch ... Aktuelle Auseinandersetzungen, 28.06.2019


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 19. Juni 2019

JAHRESTAGUNG DES CENTRUMS FÜR BIOETHIK 2019

Schwangerschaftsabbruch - Aktuelle Auseinandersetzungen



Zeit: 

Freitag, den 28. Juni von 15-18 Uhr

Ort: 

Hörsaal des Instituts für Neuro- und Verhaltensbiologie

Badestraße 9, 48149 Münster

Nach Jahren relativer Ruhe ist in den letzten Monaten wieder neue
Bewegung in die Diskussion um den Schwangerschaftsabbruch und die
Regelungen des Paragraphen 219 StGB gekommen. § 219a verbietet die
Werbung für den Schwangerschaftsabbruch. Ärztinnen und Ärzten dürfen
zwar darauf hinweisen, dass sie Schwangerschaftsabbrüche durchführen;
für Informationen über die Methoden müssen sie aber an die zuständigen
Behörden und Beratungsstellen verweisen. Was bedeutet das Werbeverbot
in der Praxis für Ärztinnen und Ärzte, die Schwangerschaftsabbrüche
anbieten, und für Frauen, die sich über die Möglichkeiten eines
Schwangerschaftsabbruchs informieren wollen? Auch vor dem Hintergrund,
dass in Deutschland immer weniger Ärztinnen und Ärzte und
Krankenhäuser Schwangerschaftsabbrüche durchführen und jungen
Ärztinnen und Ärzten offenbar häufig das nötige Knowhow fehlt? Wird
der Schwangerschaftsabbruch wieder zu einem Tabu-Thema?

Über diese und weitere Fragen diskutieren im Rahmen des Jahrestagung
2019 die Rechtswissenschaftlerin Prof. Dr. Monika Frommel (Kiel) und
die Fachärztin für Gynäkologie und Geburtshilfe Dr. Kerstin Hammer
(Universitätsklinikum Münster).

Interessentinnen und Interessenten sind herzlich eingeladen. 

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Weitere Informationen unter: 

https://www.uni-muenster.de/Bioethik/aktuelles/index.html

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3445], 19. Juni 2019

[AEM-AKTUELL] vom 15. Mai 2019

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9105: Aus aller Welt - 24.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Proteste in Tiflis - Regierungspartei kündigt Wahlrechtsreform an

Nach tagelangen Massenprotesten in der georgischen Hauptstadt Tiflis
mit mehr als 200 Verletzten und über 300 Festnahmen kündigte das
Parteienbündnis "Georgischer Traum - Demokratisches Georgien" eine
Reform des Wahlrechts an. Wie Parteichef Bidsina Iwanischwili am
Montag mitteilte, soll bereits für die Parlamentswahl 2020 das
Verhältniswahlrecht ohne Sperrklausel gelten. Auslöser der Proteste
war die Teilnahme einer russischen Delegation an einer
Interparlamentarischen Tagung am vergangenen Donnerstag, die
Problemen des orthodoxen Christentums gewidmet war. Die Demonstranten
forderten den Rücktritt der Regierung.

24. Juni 2019
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JUSTIZ/9105: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffneter Raubüberfall auf Apotheke in Freiburg

Bei einem bewaffneten Überfall auf eine Apotheke im Freiburger
Stadtteil Betzenhausen hat ein unbekannter Täter nach bisherigen
Kenntnissen einen vierstelligen Geldbetrag erbeutet. Laut
Polizeiangaben betrat der Mann am Samstagabend das Geschäft Am
Bischofskreuz, bedrohte den Apotheker mit einer Schußwaffe und
forderte die Herausgabe der Einnahmen. Er flüchtete anschließend zu
Fuß in Richtung Berliner Allee.

24. Juni 2019
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MILITÄR/9102: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Doppel-Absturz in Mecklenburg-Vorpommern

Zwei Eurofighter sind am Montagnachmittag bei einer Luftkampfübung
über der Müritzregion (Mecklenburg-Vorpommern) abgestürzt. Wie das
Luftwaffengeschwader 73 in Laage bei Rostock mitteilte, konnten beide
Piloten nach der Luftkollision ihre Schleudersitze betätigen. Ein
Pilot wurde lebend gefunden und von Rettungskräften aus einer
Baumkrone geborgen. Der andere Pilot überlebte das Unglück
möglicherweise nicht. In der Nähe der Absturzstelle entdeckten die
Einsatzkräfte Leichenteile. Die Ursache für den Zusammenstoß der
beiden Kampfjets ist noch völlig offen.

24. Juni 2019
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POLITIK/9104: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Spitze berät über Verfahren für ihren Parteivorsitz

Auf der Suche nach einem neuen SPD-Vorsitzenden und wie dieser
ermittelt werden soll hat Bundestagsvizepräsident Thomas Oppermann
der SPD-Führung vorgeschlagen, auch Nicht-Mitglieder mitbestimmen zu
lassen. Interessierte Bürger könnten sich für eine Kostenbeteiligung
von fünf Euro für eine Wahl registrieren lassen, sagte Oppermann den
Zeitungen der Funke Mediengruppe. Entscheidungen über Wahlprogramme
oder Koalitionen sollten wie bisher ausschließlich SPD-Mitglieder
treffen.

24. Juni 2019
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SONSTIGES/9102: Tragisches und Kurioses - 24.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



Fahrradfahrer bei Zusammenstoß schwer verletzt

Nahe der baden-württembergischen Gemeinde Bärenthal im Landkreis
Tuttlingen sind zwei Fahrradfahrer am Sonntagnachmittag schwer
verletzt worden. Ein 72jähriger hatte in einer Kurve die Kontrolle
über sein Elektrofahrrad verloren und war mit einem ihm
entgegenkommenden 51jährigen Rennradfahrer zusammengestoßen. Der
lebensgefährlich verletzte E-Bike-Fahrer wurde mit einem
Rettungshubschrauber in ein Krankenhaus geflogen. Der schwer
verletzte Rennradfahrer kam ebenfalls in eine Klinik.

24. Juni 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8187: Aus Forschung und Technik - 24.06.2019 (SB)




MELDUNGEN



NASA plant neue Missionen zur Erforschung der Sonne

Die US-Luft- und Raumfahrtbehörde NASA hat zwei neue Missionen zur
Erforschung der Sonne angekündigt: PUNCH ("Polarimeter to Unify the
Corona and Heliosphere") und TRACERS ("Tandem Reconnection and Cusp
Electrodynamics Reconnaissance Satellites"). Beide sollen die
Herkunft der Sonnenwinde und deren Einfluß auf die Erde erforschen.
Die Sonde PUNCH soll nähere Aufschlüsse darüber bringen, wie genau
der Sonnenwind und Sonneneruptionen entstehen. Bei der daran
angekoppelten TRACERS-Mission werden auch zwei Sonden ins All
gebracht, die den bisher wenig erforschten Einfluß der Sonnenwinde
auf die Erdatmosphäre untersuchen. Der gemeinsame Start der beiden
rund 280 Millionen Dollar teuren Missionen ist für das Jahr 2022
vorgesehen.

24. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8201: Aus aller Welt - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Belgischer Atommeiler Tihange 2 erneut in Betrieb

Der belgische Atommeiler Tihange 2 ist seit Sonntag wieder in
Betrieb. An ihm waren fast ein Jahr lang Wartungs- und
Reparaturarbeiten durchgeführt worden. Die Bausubstanz hatte sich
einmal mehr als marode erwiesen. Im nicht radioaktiven Teil der
Anlage mußten unter anderem zusätzliche Abdichtungen angebracht
werden. Der Meiler ist gut 35 Jahre alt. Der Betreiber Engie
Electrabel hatte vergangene Woche die Erlaubnis zum Weiterbetrieb von
der Föderalen Aufsichtsbehörde zur Nuklearkontrolle (FANK) bekommen.

24. Juni 2019
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GESUNDHEIT/8159: Medizin und Gesundheitswesen - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Übergewicht läßt Kinder an Bluthochdruck erkranken

Glaubt man den in den Medien kursierenden Meldungen, dann haben dicke 
Menschen ein erhöhtes Risiko für so viele Erkrankungen, daß es einen 
schon fast wundert, daß sie überhaupt leben können. Wie dpa gerade 
meldet, soll Übergewicht auch schon bei jüngeren Kindern zu einem mehr 
als zweifach erhöhten Risiko für Bluthochdruck führen. Zu diesem 
Ergebnis gelangte eine spanische Studie von Iñaki Galán 
von der Universidad Autonoma de Madrid und Mitarbeiter, für die 1796 
Kinder im Alter von vier Jahren und erneut mit sechs Jahren untersucht 
worden waren. Es zeigte sich unter anderem, daß das Risiko von 
Kindern, die mit vier und sechs Jahren übergewichtig oder fettleibig 
waren, zwei- bis zweieinhalb Mal so groß war, an Bluthochdruck zu 
erkranken wie das von normalgewichtigen Kindern.

24. Juni 2019
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JUSTIZ/8189: Kriminalität und Rechtsprechung - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Asylsuchende bezichtigen sich selbst als Terroristen

Wie ein Sprecher der Zentralstelle für Terrorismusbekämpfung (Zen
Ter) in Nordrhein-Westfalen dem Kölner Stadt-Anzeiger (Ausgabe vom
Montag) berichtete, haben sich seit April 2018 rund 70 Asylsuchende
gegenüber dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge als Terroristen
ausgegeben. Sie hofften, nicht in Länder wie Afghanistan
zurückgeschickt zu werden, wo ihnen Folter und Tod gedroht hätten. Im
folgenden Strafverfahren hatten die fraglichen Personen meist
eingeräumt, den Terrorismus als Vorwand genutzt zu haben, um in
Deutschland bleiben zu können.

24. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8112: Sprache, Kunst und Medium - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Erfurt erwägt Prüfung von Straßenmusikern

In fast allen größeren deutschen Städten dürfen Straßenmusiker nicht
einfach loslegen, sondern müssen von der Stadtverwaltung erst einen
Gewerbeschein besorgen oder eine andere Genehmigung einholen und sich
über Einschränkungen belehren lassen.

Das gilt auch für die Thüringens Hauptstadt Erfurt. Im Rathaus wird
nun aber erwogen, Straßenmusiker erst nach einem Vorspielen vor einer
Jury musizieren zu lassen, wie MDR Thüringen berichtete. Da kann es
für Durchreisende abschreckend sein, sich erst solch einer Prüfung
unterziehen zu müssen.

Wie es aus dem Rathaus hieß, werde darüber nachgedacht. Man stütze
sich dabei auf das Vorbild anderer Städte in Deutschland, die die
Auftritte von Straßenkünstlern steuern wollen.

24. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8178: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Absturz von zwei Eurofightern

In Mecklenburg-Vorpommern sind am Montagmittag zwei Eurofighter der
Bundeswehr bei einer Luftkampfübung zusammengestoßen und abgestürzt.
Die Piloten lösten offenbar ihren Schleudersitz aus. Einer konnte aus
einem Baum lebend gerettet werden. Der zweite Pilot ist ums Leben
gekommen. Die beiden rund zehn Kilometer voneinander
abgestürzten Maschinen hatten keine Munition an Bord. Die brennenden
Wracks lösten Waldbrände aus. Die Kampfjets gehören zu dem in Lage
bei Rostock stationierten Taktischen Luftwaffengeschwader 73, welches
unter anderem die Eurofighter-Piloten der Luftwaffe ausbildet.

24. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8192: Aus Parlament und Gesellschaft - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Regierung zieht Ende der Kohleverstromung nicht vor

Die Bundesregierung hält an dem von der Kohlekommission
vorgeschlagenen Termin 2035 für den frühsten Ausstieg aus der
Kohleverstromung fest. Das erklärte der Regierungssprecher Seibert,
nachdem Bayerns Ministerpräsident Söder (CSU) gegenüber dem Münchner
Merkur Ende 2030 ins Spiel gebracht hatte, da sonst die Klimaziele
nicht zu erreichen wären. Unter anderem Sachsens Ministerpräsident
Kretschmer (CDU) und Bundeswirtschaftsminister Altmaier (CDU) hatten
bereits Söders Vorschlag zurückgewiesen. Söder hatte auch angeregt,
statt die Braunkohlereviere mit 40 Milliarden Euro zu fördern, das
Geld in die Forschung für erneuerbare Energien zu stecken. Das würde
Arbeitsplätze in ganz Deutschland schaffen.

24. Juni 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8162: Tragisches und Kurioses - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Colorado wurde mitten im Sommer von Neuschnee überzogen

Exakt zur Sommersonnenwende wurden im US-Bundesstaat Colorado am
Wochenende Anwohner und Besucher höherer Lagen in der Region um Denver
durch ausgiebige Schneefälle überrascht. Auf der Rückseite der Rocky
Mountains fielen bis zu 60 Zentimeter Neuschnee. Der
Wetterdienst hatte sogar vor weiteren Niederschlägen gewarnt.

Zu vergleichbaren Wetterkapriolen soll es laut Nachrichtensender CNN
zuletzt im Sommer 1928 gekommen sein. Auch damals wurde das
Steamboat-Skigebiet nahe Denver kurzzeitig mit einer dichten
Schneedecke überzogen.
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SOZIALES/8190: Arbeit, Soziales und Familie - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Gay-Pride-Parade in Sâo Paulo

An der diesjährigen Gay-Pride-Parade im brasilianischen Sâo
Paulo haben sich am Sonntag Hunderttausende von Menschen beteiligt.
Schwule, Lesben und Transsexuelle erinnerten an den sogenannten
Stonewall-Aufstand in New York vor 50 Jahren und protestierten gegen
ihren homophoben, rechtsradikalen Präsidenten Bolsonaro. Vor kurzem
hatte der Oberste Gerichtshof Brasiliens Anfeindungen gegen Homo- und
Transsexuelle als Straftat eingestuft. Der Präsident kritisierte
diese Entscheidung. In den vergangenen Jahren haben in Brasilien
Feindseligkeiten gegenüber LGBT-Menschen vor allem außerhalb der
Metropolen stark zugenommen. Hunderte von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen und Transgender-Menschen wurden ermordet.
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UMWELT/8170: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Verbändebündnis fordert baldiges Tempolimit

Das Schnellfahren auf deutschen Straßen könnte bald der Vergangenheit
angehören. Ein breites Verbändebündnis aus Deutscher Umwelthilfe
(DUH), dem ökologischen Verkehrsclub VCD, Greenpeace, Changing Cities
und der Verkehrsunfall-Opferhilfe Deutschland fordert laut Deutschem
Ärzteblatt anläßlich des Autogipfels bei bei Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) ein Tempolimit noch in diesem Jahr. Auf Autobahnen soll
die Höchstgeschwindigkeit 120 Kilometer pro Stunde (km/h) betragen,
in Städten eine Regelgeschwindigkeit von 30 km/h vorgeschrieben sein
und außerorts von 80 km/h, so das Bündnis. Damit sollen Millionen
Tonnen des Treibhausgases CO2 eingespart werden können. Außerdem
sollen dadurch die Unfallzahlen und Lärm reduziert, die Luftqualität
verbessert und für mehr Lebensqualität gesorgt werden.
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WIRTSCHAFT/8178: Märkte und Finanzen - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Realohnanstieg um 1,2 Prozent im ersten Quartal 2019

Die Löhne und Gehälter in Deutschland einschließlich Sonderzahlungen
sind laut Statistischem Bundesamt im ersten Quartal 2019 um gut 2,5
Prozent gestiegen. Wegen der Teuerung nahm die Kaufkraft der
Nominallöhne im selben Zeitraum nur um 1,2 Prozent zu. Mit fünf
Prozent legten die Informations- und die Kommunikationsbranche am
meisten zu. Die Bereiche Kunst, Unterhaltung, Erholung und
wirtschaftlicher Dienstleistungen lagen beim Reallohnzuwachs
ebenfalls deutlich über dem Durchschnitt, während Lehrer und Erzieher
eher Verzicht leisten mußten.
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WISSENSCHAFT/8193: Aus Forschung und Technik - 24.06.2019 (SB)




VOM TAGE



Weltuntergangsasteroid kommt Erde gefährlich nahe

Astronomen durchforsten den Weltraum nicht nur nach außerirdischen
Leben und ungewöhnlichen Himmelskörpern. So hat die US-amerikanische
Weltraumbehörde NASA mit dem tiefschwarzen Asteroiden Bennu ein
Objekt auf der Beobachtungsliste, das das Ende allen Lebens auf der
Erde bedeuten könnte. Wie das Magazin Focus in seiner Online-Ausgabe
schreibt, wird Bennu seit 2016 von der Sonde OSIRIS Rex verfolgt.
Denn der 500 Meter breite Asteroid könnte der Erde gefährlich nahe
kommen. Nach den Berechnungen der NASA würde ein Einschlag auf der
Erde die Energie von rund 80.000 Hiroshima-Bomben freisetzen.
Fraglich, was dann von dem blauen Planeten noch übrig bleibt. Da die
NASA den möglichen Zusammenprall für das Jahr 2135 prognostiziert,
reicht vielleicht die Zeit, vorher entsprechende Schutzmaßnahmen
einzuleiten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/585: Erste Ergebnisse zur Genomik, Evolution und Anpassung von Wiederkäuern in Science publiziert (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 20.06.2019

Erste Ergebnisse zur Genomik, Evolution und Anpassung von Wiederkäuern
in Science publiziert



In der aktuellen Ausgabe der renommierten Zeitschrift Science werden
erste Ergebnisse des Ruminant Genome Project (RGP) vorgestellt. Faysal Bibi,
Forscher am Museum für Naturkunde Berlin, war Mitautor einer der drei
Artikel. Die Ergebnisse reichen von der Erklärung, wie Hirschgeweihe
krebsassoziierte Signalwege zur Regeneration nutzen, bis hin zur
Information über genetische Anpassungen von Rentieren, die diesen halfen
in der Arktis zu überleben. Die Arbeit bietet einen beispiellosen Einblick
in die Genomik, Evolution und Anpassung von Wiederkäuern.

Bei den Wiederkäuern handelt es sich um sehr erfolgreiche und vielfältige
Säugetiere mit erheblicher landwirtschaftlicher und biomedizinischer
Bedeutung, zu der auch viele bekannte einheimische und wilde Arten wie
Kühe, Ziegen, Rentiere und Giraffen gehören. Obwohl Wiederkäuer an den
meisten Orten vorkommen, sind evolutionärer Ursprung, Diversifizierung
sowie die Genetik, die ihren einzigartigen Eigenschaften zugrunde liegen,
relativ unbekannt. Um die Genetik von Wiederkäuern besser aufzulösen,
haben Lei Chen von der Northwestern Polytechnical University, Xi'an,
China, und Kollegen die Genome von 44 Wiederkäuerarten aus allen sechs
Wiederkäuerfamilien zusammengestellt - ein Datensatz, der mehr als 40
Billionen Basenpaare umfasst. Chen et al. nutzten diese und andere
Wiederkäuergenome dann, um einen zeitkalibrierten phylogenetischen
Stammbaum der Gruppe zu erstellen, der die Evolutionsgeschichte vieler
Wiederkäuergattungen darstellt. Interessanterweise zeigten die Ergebnisse
einen starken Rückgang der Wiederkäuerpopulationen vor fast 100.000
Jahren. Dies fällt mit der Migration des Menschen aus Afrika zusammen und
ist ein Beweis für die Auswirkungen der frühen Menschen auf verschiedene
Wiederkäuerarten, so die Autoren.

Faysal Bibi, Paläontologe am Museum für Naturkunde Berlin, war Mitautor
eines der Artikel. Er lieferte Informationen aus der Fossilienaufzeichnung
für die Alterskalibrierung der Wiederkäuerphylogenie und trug zur
evolutionären Interpretation der Daten bei. "Es war schockierend zu sehen,
wie die Population bei fast allen sequenzierten Arten abnimmt", sagt Bibi.
"Wir wussten bereits, dass viele große Pflanzenfresser im späten
Pleistozän ausstarben, aber diese Daten zeigen, dass auch viele
überlebende Arten in den letzten 100.000 Jahren fast ausgerottet wurden.
Wir haben noch keine guten Beweise dafür gefunden, dass die letzten
100.000 Jahre klimatisch anders waren als frühere Eiszeiten. Damit bleibt
der menschliche Faktor, aber für einen sicheren Nachweis ist noch mehr
Forschungsarbeit notwendig."


Article:

"Large-scale ruminant genome sequencing provides insights into their
evolution and distinct traits," by L. Chen; Q. Qiu; K. Wang; Z. Lin; G.
Liu; C. Liu; J. Yang; C. Zhang; Y. Yin; C. Zhang; Z. Wang; Y. Qin; R.
Zhang; W. Wan; W. Zhu; W. Wang at Northwestern Polytechnical University in
Xi'an, China; Y. Jiang; W. Fu; X. Pan; Y. Wang; Y. Zhao; B. Wei; R. Li at
Northwest A&F University in Yangling, China; Z. Li at Chinese Academy of
Agricultural Sciences in Changchun, China; F. Bibi at Leibniz Institute
for Evolution and Biodiversity Science in Berlin, Germany; Y. Yang at
Lanzhou University in Lanzhou, China; J. Wang; W. Nie; W. Su; G. Liu; W.
Liu; B. Wang; Y. Ren; Y. Zeng; W. Wan; R. Zhao; Y.E. Zhang; C. Chen; G.
Zhang; W. Wang at Chinese Academy of Sciences in Kunming, China; Q. Li; G.
Zhang at BGI-Shenzhen in Shenzhen, China; R.R. da Fonseca; H.R.
Siegismund; M.T.P. Gilbert; G. Zhang; R. Heller at University of
Copenhagen in Copenhagen, Denmark; Y. Wang at Kashgar University in
Kashgar, China; S. Duan; Y. Gao at Nowbio Biotechnology Company in
Kunming, China; Y.E. Zhang; C. Chen at University of Chinese Academy of
Sciences in Beijing, China; C. Hvilsom at Copenhagen Zoo in Frederiksberg,
Denmark; C.W. Epps at Oregon State University in Corvallis, OR; L.G.
Chemnick; O.A. Ryder at San Diego Zoo Institute for Conservation Research
in Escondido, CA; Y. Dong at Yunnan Research Institute for Local Plateau
Agriculture and Industry in Kunming, China; Y. Dong at Yunnan Agricultural
University in Kunming, China; S. Mirarab; O.A. Ryder at University of
California, San Diego in La Jolla, CA; M.T.P. Gilbert at Norwegian
University of Science and Technology in Trondheim, Norway; H.A. Lewin at
University of California, Davis in Davis, CA.

DOI Information: Reporters wishing to link to this paper's abstract on
sciencemag.org can use the following URL:

https://science.sciencemag.org/cgi/doi/10.1126/science.aav6202

Note: A summary of this paper will be published in print by the journal
Science on Friday, 21 June. A full-text version of this paper will be
published online when the embargo lifts at

https://www.sciencemag.org.
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MELDUNG/584: Künstliche Intelligenz lernt Nervenzellen am Aussehen zu erkennen (idw)


Max-Planck-Institut für Neurobiologie - 21.06.2019

Künstliche Intelligenz lernt Nervenzellen am Aussehen zu erkennen



Ist es möglich, das Gehirn zu verstehen? Noch ist die Wissenschaft weit
von einer Antwort auf diese Frage entfernt. Seitdem Forscher jedoch
künstliche Intelligenz auf neurobiologische Analysen trainieren, scheint
es zumindest möglich, den zellulären Aufbau eines Gehirns zu
rekonstruieren. Neue künstliche neuronale Netze, entwickelt vom
Max-Planck-Institut für Neurobiologie und Google AI, können Nervenzellen nun
sogar anhand ihres Aussehens selbstständig erkennen und zuordnen.

Das Gehirn besteht aus zirka 86 Milliarden Nervenzellen und etwa genauso
vielen Gliazellen. Dazu kommen an die 100 Billionen Verbindungen, allein
zwischen den Nervenzellen. Während die Kartierung aller Verbindungen eines
menschlichen Gehirns außer Reichweite bleibt haben Wissenschaftler nun
begonnen das Problem im Kleinen anzugehen. Durch die Entwicklung der
Serienschnitt-Rasterelektronenmikroskopie können mittlerweile alle Zellen
und Verbindungen eines Gehirnbereichs automatisiert erfasst und in einem
dreidimensionalen Bild dargestellt werden.

"Um ein würfelförmiges Stückchen Gehirn mit 0,3 Kubikmillimetern unter dem
Elektronenmikroskop zu erfassen, brauchen wir mehrere Monate", weiß
Philipp Schubert, Doktorand in der Abteilung von Winfried Denk am
Max-Planck-Institut für Neurobiologie. "Je nach Größe des Gehirns scheint
das viel Zeit für ein winziges Stückchen, aber bereits da sind Tausende
Zellen drin." So ein Datensatz bräuchte zudem knapp 100 Terrabyte
Speicherplatz. Doch nicht das Erfassen und Speichern, sondern die
Datenanalyse ist das Schwierige.

Glücklicherweise haben sich zeitgleich mit den Mikroskopietechniken auch
die Analysemethoden verbessert. Lange Zeit schien nur das menschliche
Gehirn die Teile und Verbindungen von Nervenzellen zuverlässig in den
elektronenmikroskopischen Aufnahmen erkennen und verfolgen zu können. So
mussten immer noch Menschen in stundenlanger Bildschirmarbeit
Zellbestandteile in den Bilderstapeln verfolgen und Computeranalysen
korrigieren. Dadurch dauerte die Rekonstruktion selbst kleinster
Datensätze viele Jahre. Vor wenigen Jahren holten sich die Forscher dann
jedoch Hilfe: von künstlicher Intelligenz.

Die Martinsrieder Neurobiologen trainierten sogenannte "Convolutional
Neural Networks" darauf, Nervenzellbestandteile in den Bilddaten zu
erkennen und voneinander zu unterscheiden. Durch verbesserte Bildanalyse
mittels "Flood Filling Networks" konnten bereits letztes Jahr, ganze
Nervenzellen mit all ihren Bestandteilen und Verbindungen nahezu
fehlerfrei aus einem Bilderstapel automatisch herausgearbeitet werden.
"Und nun gehen wir mit den Cellular Morphology Neural Networks noch einen
Schritt weiter in der Analyse", so Schubert. "Ähnlich wie der Mensch
erkennen die CMNs eine Zelle anhand ihrer Form und aus dem Zusammenhang,
und nicht über den Vergleich einzelner Pixel."

Die CMNs können nun die aus einem Bilderstapel herausgearbeiteten
Nervenzellen je nach ihrem Aussehen einem Nervenzelltyp oder einer
Gliazelle zuordnen. Zudem erkennen die CMNs, ob ein Zellbereich zum
Zellkörper, dem Axon, einem Dendriten oder zu dessen Dornenfortsätzen
gehört. "Diese Informationen sind wichtig, um die Funktion der Zellen oder
zum Beispiel die Richtung des Informationsflusses an den synaptischen
Kontaktstellen zu verstehen", so Schubert, der sich bereits auf die
nächste Aufgabe freut: "Jetzt können wir endlich auch die größeren
Datensätze analysieren!"


Originalpublikation:

Philipp J Schubert, Sven Dorkenwald, Michał Januszewski, Viren Jain,
Joergen Kornfeld

Learning cellular morphology with neural networks

Nature Communications, online am 21. Juni 2019


Weitere Informationen unter:

http://www.neuro.mpg.de

- Webseite des MPI für Neurobiologie

http://www.neuro.mpg.de/sbem/de

- Das Serienschnitt-Rasterelektronenmikroskop

https://www.neuro.mpg.de/3398203/news_publication_11074117

- Information zu Convolutional Neural Networks

https://www.neuro.mpg.de/3543539/news_publication_12130463

- Information zu Flood Filling Networks

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1167
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WETTER/267: Lokal und präzise - Neuronale Netze in der Wettervorhersage (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 21.06.2019

Lokal und präzise: Neuronale Netze in der Wettervor-hersage



Gewitter, Sonne, Kälte, Hitze - wie unbeständig das Wetter sein kann,
zeigte der diesjährige Mai. Verantwortlich ist das "chaotische System"
Atmosphäre: physikalische Eigenschaften wie Temperatur, Luftfeuchtigkeit
oder Bewölkung ändern sich ständig. Wetterprognosen versuchen, das Chaos
vorherzusehen und zuverlässige Aussagen zu machen. Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler aus Meteorologie und Mathematik des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT) haben gemeinsam eine neue Methode
entwickelt, die auf Basis von Künstlicher Intelligenz Fehler in der
Wettervorhersage unter Berücksichtigung nicht-linearer Zusammenhänge
korrigiert.

Luftmassen, die ständig in Bewegung sind, Temperaturen, die schwanken und
sich ändernde Luftdruckverhältnisse machen die Atmosphäre über uns schwer
berechenbar. Doch eben dies tun Meteorologen, um verlässliche
Wettervorhersagen zu treffen. Als Grundlage nutzen sie dabei Messungen vom
aktuellen Zustand der Atmosphäre und simulieren ausgehend davon
alternative Szenarien: Sie verändern bewusst zum Beispiel die Temperatur
oder die Luftfeuchtigkeit, und berechnen, wie sich diese Modifikation auf
das Wetter auswirken könnte. Für jede Messgröße vergleichen sie bis zu 50
Szenarien. "Ähneln sich die Ergebnisse, deutet das darauf hin, dass eine
Prognose mit diesen Werten relativ sicher und der Zustand der Atmosphäre
in diesem Bereich stabil und gut vorhersagbar ist", sagt Peter Knippertz
vom Institut für Meteorologie und Klimaforschung des KIT.

Diese Methode unterliegt jedoch systematischen Unsicherheiten, welche die
Ergebnisse verzerren: "Die Computerszenarien können manche physikalischen
Zusammenhänge nicht in der notwendigen Detailtiefe oder räumlichen
Auflösung abbilden", sagt Sebastian Lerch vom Institut für Stochastik des
KIT, der eng mit Knippertz zusammenarbeitet. So fallen beispielsweise
Vorhersagen über die Temperatur an bestimmten Orten stets zu mild, an
anderen zu hoch aus, weil lokale, teils zeitlich variable Gegebenheiten
den Modellen nicht mitgegeben werden können. Deshalb sei es nötig, die
Ergebnisse der Simulationen mit aufwendigen statistischen Verfahren und
Expertenwissen nachzubearbeiten, um bessere Prognosen und
Eintrittswahrscheinlichkeiten für Wetterereignisse zu erhalten.

"Wir haben einen Ansatz entwickelt, der bessere Vorhersagen als etablierte
Standardverfahren liefert", so Lerch, der zugleich auch am Heidelberger
Institut für Theoretische Studien (HITS) in der Gruppe von Tilmann
Gneiting arbeitet, der am KIT einen Lehrstuhl innehat. Grundlage hierfür
sind neuronale Netze, also Computerprogramme, die Informationen nach dem
Vorbild des Gehirns verarbeiten. Die künstlichen Neuronen sind in
Schichten angeordnet. So können die Mathematiker dem Netzwerk
"antrainieren", wie es bestimmte Daten optimal verarbeiten kann. Mit jeder
Information, die in der Trainingsphase durch das Netzwerk fließt, sammelt
es "Erfahrung", kann sich kontinuierlich verbessern und so beispielsweise
die Eintrittswahrscheinlichkeit von lokalen Wetterereignissen präzise
bestimmen.

"Wir haben in unser Netzwerk eine Zwischenschicht eingefügt, in der die
Neuronen die chaotischen, nicht-linearen Wechselwirkungen zwischen den
Daten aus den Wettermessstationen und den physikalischen Zuständen der
Atmosphäre in der Simulation analysieren und bewerten", sagt Lerch. "So
kann es eigenständig lernen, wie sich Veränderungen beispielsweise auf die
Temperatur an einer bestimmten Messstation auswirken." Um ihr Netz zu
trainieren, nutzen die Mathematiker Wetterdaten aus Deutschland, die 537
Wetterstationen von 2007 bis 2016 aufzeichneten. Eingangsgrößen für das
neuronale Netz waren unter anderem die Bewölkung, Bodenfeuchte und
Temperatur.

Die Prognosen, die das Netz getroffen hat, haben die Mathematiker mit
Prognosen aus etablierten Techniken verglichen. "Unser Ansatz hat für fast
alle Wetterstationen deutlich genauere Vorhersagen getroffen und ist
wesentlich weniger rechenaufwendig", fasst Lerch zusammen. Die Vorteile
von neuronalen Netzen als Nachbearbeitungsverfahren lägen vor allem darin,
dass sie nicht-lineare Zusammenhänge eigenständig erkennen und ihr Wissen
darüber kontinuierlich anpassen können. Zudem können sie schneller große
Datenmengen verarbeiten als bisherige Methoden und menschliche Experten.
"Wir konnten so erstmals zeigen, dass sich neuronale Netze bestens dafür
eignen, Wettervorhersagen zu verbessern und Informationen über
meteorologische Prozesse zu erhalten."

Überregionale Forschung für bessere Wettervorhersagen

Lerchs Forschung ist Teil des SFB/Transregios 165 "Waves to Weather"
(W2W), dessen Ko-Sprecher Knippertz ist. Wissenschaftler des KIT, der
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) München als Koordinator und der
Johannes-Gutenberg-Universität (JGU) arbeiten hier überregional und
interdisziplinär zusammen, um Wettervorhersagen noch genauer und
zuverlässiger zu machen. Damit stellt sich W2W der aktuell größten
Herausforderung in der Wettervorhersage: die Grenzen der Vorhersagbarkeit
in verschiedenen Situationen zu identifizieren und jeweils die
physikalisch bestmögliche Prognose zu erstellen. Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft fördert den SFB seit 2015 und hat seine Förderung
vor einigen Wochen für weitere vier Jahre verlängert.


Weitere Informationen:

www.kit.edu/kit/pi_2019_070_erfolgreiche-forschung-zur-ausbreitung-von-wellen.php

http://www.wavestoweather.de

Details zum KIT-Zentrum Klima und Umwelt:

http://www.klima-umwelt.kit.edu

Details zum KIT-Zentrum Mathematik in den Natur-, Ingenieur- und
Wirtschaftswissenschaften:

http://www.mathsee.kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173
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RAUMFAHRT/1023: Bildgebung des Paul Scherrer Instituts hilft bei Raketenstarts (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 21.06.2019

PSI-Bildgebung hilft bei Raketenstarts



Raketen der Europäischen Weltraumorganisation ESA fliegen mit
Unterstützung des Paul Scherrer Instituts PSI ins Weltall. In Kooperation
mit dem Unternehmen Dassault Aviation gewährleistet die am PSI
durchgeführte Bildgebung die Qualitätssicherung bestimmter Bauteile der
Trägerraketen vom Typ Ariane 5 sowie Vega. Mithilfe der an der
Neutronenquelle SINQ generierten Neutronen durchleuchten PSI-Forschende
sogenannte pyrotechnische Bauteile, die in die ESA-Raketen eingebaut
werden. Auch der Ariane-Start am 20. Juni fand mit Komponenten statt, die
am PSI untersuchten worden waren.

Die Neutronenquelle des Paul Scherrer Instituts PSI hilft, Bauteile zu
untersuchen, bevor diese in Trägerraketen vom Typ Ariane 5 und Vega
eingebaut werden. Diese von der Europäischen Weltraumorganisation ESA
entwickelten Raketen transportieren Satelliten und andere unbemannte
Raumflugkörper ins All. Bei den am PSI untersuchten Elementen handelt es
sich um sogenannte pyrotechnische Bauteile, welche während des
Raketenflugs eine entscheidende Rolle spielen: Sie sind mit Sprengstoff
gefüllt, einige von ihnen agieren wie eine Zündschnur, andere lösen
daraufhin eine Reihe gewünschter Effekte aus. Auch die Elemente, die für
einen erfolgreichen Start der Ariane-5-Rakete am 20. Juni sorgten, waren
Monate zuvor am PSI untersucht worden.

Neutronen dienen der Qualitätssicherung

Die für die Raketen Ariane 5 und Vega verwendeten pyrotechnischen Bauteile
bestehen aus einer Metallummantelung, die mit einem Sprengstoff gefüllt
ist. "Die pyrotechnischen Signalleitungen agieren wie beim Dominoeffekt",
erläutert Christian Grünzweig, Physiker in der Forschungsgruppe für
Neutronen-Imaging und angewandte Materialien am PSI. Einmal angestossen -
beziehungsweise in diesem Fall gezündet - läuft das Signal weiter und löst
entlang der Linie gezielt weitere Detonationen aus. "Und ähnlich wie beim
Domino ist danach Schluss: Die pyrotechnischen Bauteile lassen sich nur
einmal abbrennen. Ein Testlauf vorab, ob sie zuverlässig funktionieren
werden, ist unmöglich."

Röntgenbilder genügen nicht zur Prüfung, da Röntgenstrahlen kaum Metalle
durchdringen. "Die gute Nachricht ist", so Grünzweig, "wo Röntgenstrahlen
versagen, kann oft unsere Bildgebung mit Neutronen weiterhelfen."
Neutronen - die ladungsfreien Grundbausteine der Atome - durchdringen
beinahe ungehindert die meisten Metalle, darunter auch Blei. "Der
Sprengstoff dagegen enthält unter anderem Wasserstoff-Atome, die den
Neutronenstrahl deutlich abschwächen und ihn so als dunklen Kontrast
zeigen", so Grünzweig weiter. "Kurz gesagt: Sprengstoff hinter Metall
lässt sich nur mit Neutronen sichtbar machen."

Die Neutronenbilder werden später von Mitarbeitenden des Luft- und
Raumfahrtunternehmens Dassault Aviation ausgewertet. So wird geprüft, ob
der Sprengstoff wie vorgesehen und defektfrei in die Bauteile eingebracht
wurde. Dies ist entscheidend, da eine Fehlstelle in der
Sprengstoffverteilung beim Abbrennen den Dominoeffekt unterbrechen würde -
die Bauteile wären damit unbrauchbar. Der aktuelle Raketenstart war der
erste nach der Unterzeichnung einer offiziellen Kooperationsvereinbarung
zwischen PSI und Dassault Aviation im April dieses Jahres.

Bis zur Ablösung des Satelliten

Auch wenn die Aneinanderreihung der pyrotechnischen Bauteile oberflächlich
betrachtet einer Zündschnur ähnelt, so ist ihre Aufgabe in der Raumfahrt
ungleich komplexer. Während Sprengschnüre für eine schlichte Weiterleitung
des Signals sorgen, gibt es noch eine Vielzahl weiterer pyrotechnischer
Komponenten. Einige vervielfältigen das Signal, indem auf eine eingehende
Sprengschnur bis zu neun ausgehende Schnüre und damit Signale folgen. An
anderen Stellen verlaufen Sprengschnüre in Schlaufen, um das Signal
entsprechend verzögert zu einem bestimmten Ort zu bringen. Dort lösen sie
dann winzige Detonationen aus, woraufhin beispielsweise Klingen
entsprechende Halterungen durchtrennen. Auf diese Art werden mit perfekter
zeitlicher Abstimmung die beiden Booster abgeworfen, die gemeinsam die
erste Beschleunigungsstufe bilden. Im weiteren Verlauf des Raketenfluges
wird auf ähnliche Art die Schutzverkleidung der Nutzlast abgelöst.
Schliesslich wird durch eine weitere Sprengung eben diese Nutzlast, also
der Satellit oder anderweitige Raumflugkörper, von der Trägerrakete
gelöst.

"Mehrere entscheidende Vorgänge wie diese werden komplett durch die
pyrotechnischen Elemente angestossen, deren Initialzündung schon mit dem
Raketenstart erfolgt", erklärt David Mannes, ebenfalls Forscher in der
Gruppe für Neutronen Imaging und angewandte Materialien am PSI.

Vielseitiger Nutzen der Neutronenbildgebung

Die Bildgebung mittels Neutronen wird weltweit nur an wenigen weiteren
Forschungsinstituten durchgeführt und ist in der Schweiz einmalig am PSI
möglich. Hier ist die Bildgebungsmethode seit vielen Jahren etabliert und
der Industrie zugänglich. Die Methode erlaubt einen zerstörungsfreien
Blick ins Innere von Materialien und Bauteilen, wodurch sich vielfältige
wissenschaftliche Fragestellungen beantworten oder Probleme aus Technik
und Industrie lösen lassen. Beispielsweise brachten die
Neutronen-Durchleuchtungsbilder einer Goldbüste des römischen Kaisers Marc
Aurel aus dem zweiten Jahrhundert nach Christus neue Erkenntnisse über das
eingesetzte Herstellungsverfahren. Der Pharmaindustrie halfen Bilder, die
Grünzweig und Mannes aufgenommen hatten, die Prozesse bei der Lagerung
vorgefüllter Fertigspritzen zu verstehen. Und der ABB-Standort Wettingen
im Kanton Aargau erhielt dank PSI-Neutronenbildern Empfehlungen zur
Produktionssteigerung seiner industriellen Keramikbauteile.

Text: Paul Scherrer Institut/Laura Hennemann


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 407
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution695

 * 
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / FAKTEN





POLITIK/013: Landtagsbeschluss stärkt die Rechte von Menschen mit Behinderung im Saarland (DMIR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 24. Juni 2019

Landtagsbeschluss stärkt die Rechte von Menschen mit Behinderung im
Saarland



Berlin. Das Deutsche Institut für Menschenrechte begrüßt die
Verabschiedung des Saarländischen Behindertengleichstellungsgesetzes am
19. Juni. "Dem Saarland ist es gelungen, den gesetzlichen Rahmen für die
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen deutlich zu stärken",
erklärte Valentin Aichele, Leiter der Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonvention des Instituts. Das Gesetz habe wichtige
Impulse der UN-Behindertenrechtskonvention hinsichtlich des Begriffs von
Behinderung, der Barrierefreiheit sowie der Stellung des
Landesbehindertenbeauftragten aufgegriffen und damit die Rechte von
Menschen mit Behinderungen deutlich gestärkt.

Institutsdirektorin Beate Rudolf erklärte: "Wir begrüßen, dass der
Saarländische Landtag beschlossen hat, die Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention durch eine unabhängige Monitoring-Stelle
begleiten zu lassen. Das ist ein starkes Signal für die Menschen mit
Behinderungen im Saarland." Das Institut sei bereits erfolgreich auf
gesetzlicher Grundlage mit dem unabhängigen Monitoring in
Nordrhein-Westfalen betraut. "Wir freuen uns daher, dass das Saarland
hinsichtlich des unabhängigen Monitorings mit dem Institut
zusammenarbeiten möchte."


Weitere Informationen:

Monitoring auf der Ebene der Bundesländer: 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/bundeslaender/

Gesetz zur Änderung des Saarländischen
Behindertengleichstellungsgesetzes und weiterer gesetzlicher Vorschriften
(Drs. 16/618) vom 31.10.2018

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?RDCT=013c7d1bd4ae98370dc5

Änderungsantrag (Drs. 16/873) vom 12.06.2019

https://www.landtag-saar.de/file.ashx?FileId=12496&FileName=Ab16_0873.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





BERATUNG/724: Münster - Sprechzeit zu Depressionen am 27. Juni 2019


Stadt Münster

Beratung zu Depressionen



Münster (SMS) Das "Bündnis gegen Depression" bietet persönliche und
professionelle Beratung zu allen Fragen rund um das Thema Depression
an. Der nächste Termin ist am Donnerstag, 27. Juni, 16 bis 18 Uhr im
Paritätischen Zentrum, Dahlweg 112, Erdgeschoss. 

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Diese Einzelberatung findet regelmäßig am letzten Donnerstag im Monat statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 21. Juni 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1800: Kein Blankocheck für die Wiederaufnahme Russlands in die Parlamentarische Versammlung des Europarates


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Juni 2019

Kein Blankocheck für die Wiederaufnahme Russlands in die Parlamentarische Versammlung des Europarates



Zur aktuellen Tagung der Parlamentarischen Versammlung (PV) des
Europarates und einem möglichen Antrag Russlands auf erneute
Akkreditierung in der PV erklären Dr. Frithjof Schmidt und Luise
Amtsberg, Mitglieder der deutschen Delegation in der PV:

Der Europarat darf Russland keinen Blankocheck für die Wiederaufnahme
in die Parlamentarische Versammlung ausstellen. Wir begrüßen, dass in
dieser Woche ein Bericht in der Parlamentarischen Versammlung zur
Abstimmung steht, der ihre Verfahren im Fall von Sanktionen gegen
Mitgliedsstaaten präzisiert und klar stellt, das die Mitgliedschaft in
der Parlamentarischen Versammlung eine zwingende Voraussetzung für die
Mitgliedschaft im Europarat ist.

Deshalb ist es auch richtig, Russland in diesem Rahmen einen Antrag
auf Wiederaufnahme in die Versammlung formal zu ermöglichen. Russland
hatte nach Sanktionen wegen der Annexion der Krim auf einen erneuten
Antrag auf Akkreditierung einer Delegation verzichtet und seine
Beitragszahlungen eingestellt.

Sollte Russland im Anschluss an den in dieser Woche zu erwartenden
Beschluss der Parlamentarischen Versammlung einen Antrag auf
Akkreditierung stellen, erwarten wir vorher eine verbindliche und
glaubwürdige Erklärung Russlands, sich an das Statut des Europarates
zu halten.

Dazu gehört die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte und anderer internationaler Gerichte - wie auch z.B.
des Internationalen Seegerichtshofs - anzuerkennen, die bedingungslose
Beitragszahlung an den Europarat wieder aufzunehmen und auch die
Vereinbarung von Minsk umzusetzen.

Ohne die vorherige Zusage Russlands, diese Voraussetzungen zu
erfüllen, muss die Akkreditierung für die Parlamentarische Versammlung
abgelehnt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Juni 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1847: Wahl in Istanbul ist ein Sieg für die Demokratie in der Türkei


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 24. Juni 2019

Wahl in Istanbul ist ein Sieg für die Demokratie in der Türkei

Von Istanbul muss jetzt Signal für gesellschaftliche und
wirtschaftliche Erneuerung ausgehen



Die Bürgerinnen und Bürger Istanbuls haben bei der Wahlwiederholung
am gestrigen Sonntag den Kandidaten der Opposition, Ekrem
Imamoğ:lu (CHP), mit klarer Mehrheit zum Bürgermeister gewählt.
Zum Wahlausgang erklären der außenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt, und der zuständige
Berichterstatter Andreas Nick:

Jürgen Hardt: "Die gestrige Wahl in Istanbul ist ein großer
Gewinn für die Demokratie in der Türkei und damit für die Türkei
insgesamt. Das Signal, das die Bürgerinnen und Bürger Istanbuls
ausgesendet haben, ist eindeutig: Sie wollen nicht länger hinnehmen,
dass sie gegängelt und ihre Freiheiten eingeschränkt werden. Sie
wollen ein Ende der miserablen Wirtschaftspolitik, in deren Folge der
Wohlstand immer weiter sinkt. Wir gratulieren dem Wahlsieger Ekrem
Imamoğ:lu, der nun eine große Verantwortung trägt. Er kann
wichtige Impulse für die wirtschaftliche Entwicklung und die
gesellschaftliche Erneuerung in der Türkei setzen. Ein solcher Weg
ist auch wichtig, damit sich die Türkei erneut an die Werte der EU
und NATO annähern kann."

Andreas Nick: "Wir begrüßen es, dass der Kandidat der
Regierungspartei AKP, Binali Yildirim, seine Niederlage eingestanden
und dass auch Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan dem Wahlsieger
gratuliert hat. Die AKP muss nun dem neuen Bürgermeister Istanbuls
die freie Ausübung seines Mandats ermöglichen. Die Vielfalt der
Parteien, die miteinander im Wettbewerb standen, und die hohe
Wahlbeteiligung zeigen die Wertschätzung der Bevölkerung für die
Demokratie - in Istanbul und darüber hinaus. Wir danken dem Kongress
der Gemeinden und Regionen des Europarates, der die Wahl in Istanbul
beobachtet hat, um freie und faire Wahlen zu gewährleisten. Wir haben
auch künftig ein vitales Interesse an einer prosperierenden Türkei
mit einer stabilen Demokratie und einer lebendigen Zivilgesellschaft.
Deshalb werden wir uns keinesfalls von der Türkei abwenden. Unsere
Aufmerksamkeit und unsere Solidarität gelten denen, die für einen
pluralistischen und demokratischen Staat eintreten und deren Blick
nach Europa gerichtet ist."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 25. Juni 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





ARBEIT/1869: Sachgrundlose Befristungen verbieten, Leiharbeit abschaffen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 24. Juni 2019

Sachgrundlose Befristungen verbieten, Leiharbeit abschaffen



"Die heutige Arbeitswelt besteht für viel zu viele aus Unsicherheit
und niedriger Bezahlung. Gute Arbeit und faire Löhne erreicht man
nicht, indem man Deregulierung und Flexibilisierung praktiziert und
prekäre Beschäftigungsformen toleriert", kommentiert Susanne Ferschl,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die heute
veröffentlichten Ergebnisse des Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung. Ferschl
weiter:

"Beschäftigte leiden unter erzwungener Teilzeit, Minijobs,
Befristungen, Leiharbeit. Reguläre Vollzeit-Jobs kennen junge Leute
nur noch aus Erzählungen. Die Polarisierung auf dem Arbeitsmarkt ist
keine zwangsläufige Entwicklung, sondern das Ergebnis neoliberaler
Politik. Wir müssen mit dieser Entwicklung brechen und für gute Arbeit
sorgen: Arbeit muss sicher sein, tariflich bezahlt und Mitgestaltung
bieten. Es ist zwingend notwendig, sachgrundlose Befristungen zu
verbieten und Leiharbeit abzuschaffen. Dafür steht DIE LINKE."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 24. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1878: AKP-Niederlage in Istanbul markiert Zeitenwende


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 24. Juni 2019

AKP-Niederlage in Istanbul markiert Zeitenwende



"DIE LINKE gratuliert Ekrem Imamoglu zum deutlichen Wahlsieg in
Istanbul. Der 23. Juni markiert eine Zeitenwende für die Türkei und
beendet in der größten Metropole des Landes die 25 Jahre andauernde
Herrschaft der AKP. Für Grabreden auf den türkischen Präsidenten Recep
Tayyip Erdogan ist es gleichwohl zu früh", erklärt Sevim Dagdelen,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Es ist nicht die erste Niederlage von Erdogans AKP. Bei den Wahlen
2016 hatte die islamistische Regierungspartei bereits ihre absolute
Mehrheit im Parlament verloren. Erdogan regiert seitdem umso
autoritärer. Es gibt keinen Grund, nach der Istanbul-Wahl das
Totenglöckchen für das Erdogan-Regime zu läuten. Erdogan hält weiter
alle Machtmittel in der Hand und mit einer gleichgeschalteten Presse
und einer willfährigen Justiz bleiben er und die AKP eine Gefahr für
jede Opposition. Man muss kein Prophet sein, um vorherzusagen, dass
der türkische Präsident, sobald die wirtschaftliche Situation
komfortabler wird, versuchen wird, seinen Putsch gegen die Demokratie
fortzuführen. Es ist daher wichtig, dass auch seitens der
Bundesregierung alles unterlassen wird, was den Autokraten rettet.

Der CHP-Kandidat Ekrem Imanoglu ist auch durch die Wahlempfehlung der
HDP und mit den Stimmen der Kurden ins Amt gebracht worden.
Spaltungsversuche Erdogans sind hier ins Leere gelaufen. Wichtig für
die Türkei ist, dass sich die Opposition auch nach der Wahl nicht
auseinanderdividieren lässt und die CHP auf die HDP zugeht. Eine
vereinte demokratische Opposition kann gegen Erdogan bestehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 24. Juni 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1970: Iran - Deutschland darf nicht Teil der US-Koalition der Willigen werden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Iran: Deutschland darf nicht Teil der US-Koalition der Willigen werden



Zu den Berichten über die US-Bemühungen zur Bildung einer Koalition
der Willigen für einen Krieg gegen den Iran sagt Ali Al-Dailami,
stellvertretender Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Bundesregierung muss öffentlich klarstellen, dass Deutschland
nicht Teil der von den USA geforderten Kriegskoalition gegen den Iran
werden wird. Bereits jetzt sind Bundeskanzlerin Angela Merkel und
Außenminister Heiko Maas gefordert, unmissverständlich nein zu den
Kriegsplänen der USA zu sagen.

Die Bundesregierung sollte bei ihren europäischen Partnern für eine
Ablehnung des geplanten US-Krieges werben. Noch schärfere Sanktionen
der USA gegen den Iran, die einem Wirtschaftskrieg gleichkommen,
müssen auf einen entschiedenen europäischen Widerstand stoßen. Jede
Nutzung von US-und NATO-Basen für eine solche Koalition der Willigen
in Deutschland muss durch die Bundesregierung untersagt werden. Die
US-Vorbereitung auf deutschem Boden für einen Krieg gegen den Iran,
ist ein massiver Verstoß gegen das Grundgesetz und geltendes
Völkerrecht.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 24. Juni 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





UMWELT/691: Klimaproteste ein Riesenerfolg


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. Juni 2019

Klimaproteste ein Riesenerfolg



"CSU-Chef Söder ist auf die immer größer werdende Protestwelle für
echten Klimaschutz aufgesprungen, die Forderung eines Kohleausstiegs
bis 2030 ist notwendig und richtig, nur so kann das Pariser
Klimaschutzabkommen eingehalten werden", kommentiert Lorenz Gösta
Beutin, Klima- und Energiepolitiker der Linken im Bundestag die
Klimaproteste im Rheinland, die am Sonntag zu Ende gehen. Beutin ist
als parlamentarischer Beobachter der Linksfraktion vor Ort. Beutin
weiter:

"Schnell wird sich herausstellen, ob seine Forderung ernst gemeint
ist, oder nur ein laues Klimaschutz-Windchen aus München war. Die CSU
bremst Klimaschutz schon lange kräftig mit aus, auch sie ist für das
krachende Verfehlen der Klimaziele mitverantwortlich. Im Klimakabinett
blockiert CSU-Verkehrsminister Scheuer das Klimaschutzgesetz aus dem
SPD-Umweltministerium, das Bauministerium von CSU-Innenminister
Seehofer bremst beim Gebäudeenergiegesetz die Wärmewende aus. In
Bayern hat die 10-h-Abstandsregel den Windenergieausbau abgewürgt und
zum Totalstillstand gebracht.

Söders Kohleausstiegs-Kehrtwende zeigt jedoch, wie die erfolgreiche
Druckwelle der Klimaproteste von FFF, Ende Gelände und zehntausender
Klimabewegter bis in alle Parteizentralen Deutschlands schwappt. Das
friedliche und bunte Protestwochenende im Rheinland war historisch und
erst der Anfang einer immer mächtigeren Klimabewegung von unten. Die
Menschen spüren, dass sich die Erde dramatisch verändert und ein
Abschied von Kohle, Öl und Gas kein Luxusproblem, sondern eine Frage
des Überlebens aller ist.

Die Linke fordert die Bundesregierung auf, für Deutschland den
Klimanotstand anzuerkennen und die 20 dreckigsten Kohlekraftwerke in
Rheinland und ostdeutschen Kohlerevieren sofort abzuschalten. Alle
politischen Entscheidungen sollen unter Klimavorbehalt gestellt
werden. Der Kohleausstieg muss per Gesetz spätestens 2030 beendet
sein, ohne Entschädigungen für die Kohlekonzerne und sozial
abgesichert. Öffentliche Subventionen für Fossile müssen beendet
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 23. Juni 2019
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BUNDESTAG/8566: Heute im Bundestag Nr. 709 - 24.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 709

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 24. Juni 2019, Redaktionsschluss: 12.23 Uhr

1. Bilanz zum Aufbau Afghanistans

2. Europaspiele in Weißrussland

3. Kostenbilanz für Kosovo-Engagement

4. Kostenangaben zu Pflegeschüler-Projekt

5. Konferenz zur EU-Sicherheitspolitik



1. Bilanz zum Aufbau Afghanistans

Auswärtiges/Große Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den "Ergebnissen der deutschen Aufbau- und
Entwicklungszusammenarbeit in Afghanistan 2002 und 2018" erkundigt
sich die AfD-Fraktion in einer Großen Anfrage (19/10492). Die
Abgeordneten verweisen darin auf das Petersberger Abkommen von 2001
und entsprechende Nachfolgeabkommen, mit denen Deutschland
Verpflichtungen zum Wiederaufbau und zur Stabilisierung des Landes
eingegangen ist. Die Bundesregierung soll Auskunft geben zu einer
Reihe von Zielen, die in diesen Abkommen formuliert worden sind,
darunter unter anderem zur Versorgung der Haushalte mit Strom und
Leitungswasser, zum Zugang zu Schulbildung und medizinischer
Grundversorgung, zur Schaffung einer modernen und effizienten
Verwaltung und zum Aufbau der Afghanischen Nationalpolizei. Gefragt
wird ferner nach den Gesamtkosten des deutschen Afghanistanengagements
unter Einbeziehung der indirekten Kosten und nach den "Gesamtkosten
des Afghanistankonfliktes, bei Einbeziehung aller von internationalen
Akteuren zur Verfügung gestellten Mittel, jeweils in den Jahren 2002
bis 2018". Außerdem wollen die Abgeordneten erfahren, wie viele
konfliktbedingten zivile Todesopfer in Afghanistan zwischen 1989 und
2018 zu beklagen sind und ob die Bundesregierung ihre derzeitigen
Ziele in Afghanistan für "angemessen, realistisch und erreichbar"
hält, wenn sie zugleich eingestehen müsse, dass die afghanische
Regierung die Kontrolle über Teile ihres Territoriums verloren habe.

 * 

2. Europaspiele in Weißrussland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) In Verträgen zwischen internationalen
Sportorganisationen und örtlichen Ausrichtern werden zunehmend auch
Pflichten im Hinblick auf den Schutz und die Achtung der
Menschenrechte verankert. Das schreibt die Bundesregierung in der
Antwort (19/10885) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10113)
zur Austragung der Europaspiele in Weißrussland. Vor diesem
Hintergrund sei das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
seit dem Jahr 2018 Mitglied im "Advisory Council" des "Centre for
Sport and Human Rights". Diese internationale Initiative befasst sich
unter anderem auf Grundlage der Leitprinzipien für Wirtschaft und
Menschenrechte der Vereinten Nationen mit der Verantwortung der
Ausrichter von Sportgroßveranstaltungen hinsichtlich des Schutzes und
der Achtung der Menschenrechte.

Nach Kenntnis der Bundesregierung habe es im Hinblick auf die
Pressefreiheit in den letzten Jahren keine Verbesserungen in
Weißrussland gegeben. Unabhängige Medien stünden nach wie vor unter
wirtschaftlichen und politischen Druck. Ein am 1. Dezember 2018 in
Kraft getretenes Änderungsgesetz zum Mediengesetz weite das
Instrumentarium der Behörden zur Kontrolle des weißrussischen
Informationsraums weiter aus. "Aus Sicht der Bundesregierung ist nicht
von einem Risiko für deutsche Journalisten, die zu den Europäischen
Spielen nach Belarus reisen und ordnungsgemäß akkreditiert sind,
auszugehen."

 * 

3. Kostenbilanz für Kosovo-Engagement

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Zeitraum 1999 bis einschließlich 2018 entstanden
im Auswärtigen Amt im Rahmen des politisch-militärisch-zivilen
Engagements in Kosovo Ausgaben von insgesamt rund 72,4 Millionen Euro.
Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/10917) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/10436) hervor. Im Zeitraum 1999
bis 2008 sind den Angaben zufolge im Bundeshaushalt darüber hinaus
Mittel für den Stabilitätspakt Südosteuropa bereitgestellt worden. Der
Anteil des Budgets, der unmittelbar Kosovo zugutekam, lasse sich nicht
aufschlüsseln. Das Volumen der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit
in Kosovo im Zeitraum von 1999 bis einschließlich 2018 beziffert die
Bundesregierung für das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) auf rund 388,3 Millionen Euro.

 * 

4. Kostenangaben zu Pflegeschüler-Projekt

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Ein Pflegeschüler-Ausbildungsprojekt in Hamburg
steht im Fokus einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/10600). Die
Abgeordneten erkundigen sich darin nach einer Projektförderung des
Auswärtigen Amtes zur Ausbildung von Pflegeschülern bei der Asklepios
School GmbH unter dem Titel "Humanitäre Versorgung von Flüchtlingen".
Die Fragesteller argumentieren dass die Angaben der Bundesregierung
von den Kostenangaben des Hamburger Senats um einen vierstelligen
Betrag abweichen würden und fordern eine Erklärung dafür.

 * 

5. Konferenz zur EU-Sicherheitspolitik

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die östliche Partnerschaft, die strategische
Bedeutung des Schwarzen Meeres für die EU sowie die EU-Perspektive für
die Westbalkanstaaten sind Themen der Interparlamentarischen Konferenz
für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und die Gemeinsame
Sicherheits- und Verteidigungspolitik im März in Bukarest gewesen. Das
geht aus der Unterrichtung der deutschen Delegation der Konferenz
hervor (19/10939).

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8565: Heute im Bundestag Nr. 708 - 24.06.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 708

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 24. Juni 2019, Redaktionsschluss: 10.12 Uhr

1. Anhörung zu Unternehmensgründungen

2. Studien im Auftrag des Finanzministeriums



1. Anhörung zu Unternehmensgründungen

Finanzen/Anhörung

Berlin: (hib/HLE) Um die Gründung neuer Unternehmen geht es in einer
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Mittwoch, den 26. Juni.
Die Anhörung beginnt um 14.00 Uhr im Sitzungssaal E 400 des
Paul-Löbe-Hauses und soll bis 16.15 Uhr dauern.

Grundlage der Anhörung ist ein Antrag der FDP-Fraktion (19/5053), die
sich dafür ausspricht, in Deutschland Grundlagen für eine neue
Gründerkultur zu schaffen. Um innovative Jungunternehmen zu
unterstützen und damit Arbeitsplätze, Wachstums- und Zukunftschancen
in Deutschland zu halten, schlägt die FDP-Fraktion unter anderem
bessere Bedingungen im Steuerrecht vor. So sollen Unternehmen künftig
von steuerlichen Belastungen wie der eingeschränkten Nutzbarkeit von
Verlustvorträgen befreit werden. Außerdem verlangt die FDP-Fraktion
die Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung. Zu den weiter
geforderten Maßnahmen gehört unter anderem die Einführung einer
steuerlichen Begünstigung in Form einer Re-Investitionsklausel, damit
Risikokapital nach dem Rückzug aus einer Investition schneller wieder
zur Verfügung gestellt wird. Auch sollen Gründer leichteren Zugang zu
Kapital erhalten.

Junge Gründer hätten häufig herausragende Geschäftsideen. Es fehle
aber oft am notwendigen Kapital zur Umsetzung, beklagt die
FDP-Fraktion. Die Zahl der Gründungen sei seit Jahren rückläufig und
habe 2017 einen neuen Tiefstand erreicht. "Daher brauchen wir eine
umfassende und ganzheitliche Zukunftsoffensive zur Stärkung der
Gründerkultur in Deutschland", verlangt die FDP-Fraktion.

Als Sachverständige sind geladen: Professor Malte Brettel
(Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen), Bundesverband
Deutsche Startups, Bundesverband Deutscher
Kapitalbeteiligungsgesellschaften - German Private Equity and Venture
Capital Association, Bundesverband Öffentliche Banken Deutschlands,
Die Sparkasse Bremen, FinMarie UG, Professor Christoph Hienerth (WHU -
Otto Beisheim School of Management), INVEST - Zuschuss für
Wagniskapital - Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, KfW
Capital, KfW-Gründerplattform, Lakestar Advisors Germany, P+P Pöllath
+ Partners Rechtsanwälte und Steuerberater und Professor Orestis
Terzidis (Karlsruher Institut für Technologie).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Studien im Auftrag des Finanzministeriums

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach Studien, die das Bundesministerium der Finanzen
in Auftrag gegeben hat, erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/10935). Die Abgeordneten wollen wissen, mit
welchen Studien das Bundesministerium der Finanzen und dessen
Ressortforschung sowie sonstige nachgeordnete Behörden seit Oktober
2013 welche Institutionen zu welchem Gegenstand, welcher Laufzeit und
welchem Budget beauftragt haben. Weiter wird gefragt, inwieweit die
Ergebnisse dieser Studien in die Gesetzgebung eingeflossen sind.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1900: Deutschland muss auf Deeskalation zwischen USA und Iran hinarbeiten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 24. Juni 2019

DJIR-SARAI: Deutschland muss auf Deeskalation zwischen USA und
Iran hinarbeiten



Zum Konflikt zwischen den USA und dem Iran erklärt der
außenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"In der heutigen Sitzung des UN-Sicherheitsrates muss Deutschland auf
eine Deeskalation zwischen den USA und dem Iran hinarbeiten.
Deutschland und die Europäische Union sind aufgrund der geografischen
Nähe unmittelbar von der Krise betroffen. Daher ist es unerlässlich,
dass die Bundesregierung eine Vermittlerrolle einnimmt. Die jetzige
Situation erfordert ein Zusatzabkommen zwischen der internationalen
Gemeinschaft und dem Iran. Darin sollten neben dem Atomabkommen das
Raketenprogramm und die iranische Außenpolitik in der Region
thematisiert werden. Gleichzeitig muss sich der Iran weiterhin an das
Atomabkommen halten und darf entgegen der Ankündigung nicht mit der
Anreicherung von waffenfähigem Uran beginnen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/3059: Bundesregierung treibt Automobilindustrie in wirtschaftliche Schwierigkeiten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 24. Juni 2019

LUKSIC: Bundesregierung treibt Automobilindustrie in wirtschaftliche
Schwierigkeiten



Zum Spitzentreffen zur Zukunft der Autoindustrie erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Die Bundesregierung treibt die deutsche Automobilindustrie und ihre
Zulieferer mit einseitigen und schwer erreichbaren Vorgaben in
wirtschaftliche Schwierigkeiten. Insofern verwundert es nicht, dass
die Autobauer nach Subventionen rufen. Diese Lösung auf Kosten der
Steuerzahler lehnen wir ab. Die durch die CO2-Flottengrenzwerte
gesteuerte Autoplanwirtschaft wird in den kommenden Jahren massive
Auswirkungen haben und eine deutsche Schlüsselindustrie beschädigen.
Die Folgen werden ein wirtschaftlicher Abschwung und der Verlust von
Wertschöpfung und Arbeitsplätzen sein. Wir brauchen stattdessen mehr
Marktwirtschaft und Technologieoffenheit, um Mobilität und
Klimaschutz zusammenzubringen. So ist es sinnvoll, auch auf den
Verbrennungsmotor zu setzen, beispielsweise in Kombination mit
Biosprit und synthetischen Kraftstoffen, die klimaneutral herstellbar
sind. Die Autoindustrie muss ihre Ziele technologieoffen erreichen
können. Es wäre Aufgabe der Politik, geeignete und verlässliche
Rahmenbedingungen dafür zu setzen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4801: Messe - Lebendiges Quartier statt leerer Hallen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 24. Juni 2019

Messe: Lebendiges Quartier statt leerer Hallen



Seit 2014 stehen die Messehallen in der Regel mehr als die Hälfte des
Jahres leer und werden nicht für Veranstaltungen genutzt - das hatte
kürzlich eine Anfrage (Drs. 21/17251) der Fraktion DIE LINKE ergeben.
Trotzdem hat die Messe letzte Woche verkündet, dass sie weiterhin
Erweiterungsbedarf sehe und eine zusätzliche Halle brauche. "In ganz
Hamburg wird Platz für Wohnungsbau gesucht, werden auch wertvolle
Grünflächen zugebaut", stellt die stadtentwicklungspolitische
Sprecherin der Fraktion Heike Sudmann fest. "Aber mitten in der Stadt
stehen die Messehallen auf einer Riesenfläche meist leer. Das passt
doch nicht zusammen."

Die Hamburg Messe spielt nicht in der ersten Liga in Deutschland: Sie
steht auf Platz 10. Anders als die anderen Standorte liegt sie mitten
in der Stadt. Ihre Verluste sind teilweise doppelt so hoch wie 2003
vom CDU-Senat für den schlechtesten Fall eingeplant. "Die Zeit für
eine Verlagerung der Messe ist überreif", so Sudmann. "Alternative
Standorte müssen gesucht werden, auch im Hafengebiet. Dann kann und
soll auf dem bisherigen Gelände ein lebendiges gemischtes Quartier mit
dauerhaft preisgünstigen Wohnungen entstehen. Teure Luxuswohnungen
gibt es in den umliegenden Stadtteilen eh zu viele." Mit einem Antrag
an die Hamburgische Bürgerschaft wird DIE LINKE den Senat auffordern,
sowohl die Planung für die Messeverlagerung als auch für ein neues
Quartier mit breiter Beteiligung einzuleiten.

Auch für das Gelände des Fleischgroßmarkts muss eine
Entwicklungsperspektive aufgezeigt werden, die unter anderem den
Erhalt vor allem auch gering qualifizierter Arbeitsplätze mitten in
der Stadt, eine mögliche Mischung von Arbeiten und langfristig
preisgünstigen Wohnungen sowie eine Öffnung zum Stadtteil hin
beinhaltet. In den Perspektiven- und Planungsprozess müssten sowohl
die derzeitigen Nutzer_innen des Fleischgroßmarkts als auch die
Bewohner_innen der angrenzenden Stadtviertel einbezogen werden.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 24. Juni 2019
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HAMBURG/4800: Abitur 2019 - Pleiten, Pech und Pannen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 24. Juni 2019

Abitur 2019: Pleiten, Pech und Pannen



Der Schulsenator hat die Ergebnisse des Abiturs 2019 vorgestellt. "Die
Ferien sollte Rabe jetzt nutzen um Pläne zu entwickeln, wie ein
Debakel wie beim Mathe-Abitur in Zukunft vermieden werden kann. Und er
sollte dann die Frage beantworten, weshalb Hamburg als einziges
Bundesland alle Abiturfragen in Mathematik ungeprüft übernommen hat",
erklärt Sabine Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. Wie kürzlich
eine Anfrage (Drs. 21/17482) ihrer Fraktion ergeben hat, hat die
Schulbehörde bisher keine solchen Überlegungen angestellt. Ein
Versäumnis, so Boeddinghaus: "Der Senator hätte heute Gelegenheit
gehabt, sich bei den betroffenen Schüler_innen, Eltern und Lehrkräften
zu entschuldigen für den zusätzlichen Stress, den er zu verantworten
hat. Aber dazu hätte er sich natürlich mit seiner Arbeit
auseinandersetzen müssen."

Die Zentralisierung des Abiturs schaffe keine "Gerechtigkeit", so
Boeddinghaus. Im Gegenteil sei das Zentralabi eine abstrakte Prüfung,
weit entfernt von den Lernrealitäten und Lernzuwächsen der
Schüler_innen: "Ob so eine Prüfung überhaupt das eigenständige,
qualitative Lernen, für welches das Abitur ja qualifizieren soll,
messen kann, ist aus pädagogischer Sicht höchst fraglich. Das Resultat
des Vergleichbarkeitsfetischismus sieht man eben am Desaster des
Mathe-Abiturs. Dass die Schüler_innen insgesamt nun mit einer guten
Durchschnittsnote ihre Schullaufbahn beenden, hat wenig mit
Unterstützung aus der Behörde zu tun. Sie haben diese Leistung gegen
widrige institutionelle Umstände erbracht."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3350: SEK-Skandal muss auch zum Schutz der Polizeibeamten aufgeklärt werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 21. Juni 2019

SEK-Skandal muss auch zum Schutz der Polizeibeamten aufgeklärt werden



Der Landtag hat in seiner letzten Sitzung vor den Sommerferien über
die Vorfälle beim SEK der Landespolizei debattiert.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Die Polizei genießt einen hervorragenden Ruf und das Vertrauen der
Bürgerinnen und Bürger. Dies wird aber nur so bleiben, wenn Vorgänge
wie beim SEK vollständig aufgeklärt und in der Zukunft unmöglich
werden. Ich bin mir sicher, dass der Innenminister und die
Polizeiführung die notwendigen Maßnahmen umsetzen, damit diese
Aufklärung und Prävention sichergestellt sind.

Ebenso notwendig ist es aber auch, in der Polizei selbst einen
falschverstandenen Korpsgeist zu überwinden. Ich appelliere an die
Beamtinnen und Beamten der Landespolizei Mecklenburg-Vorpommern:
Schützen Sie nicht diejenigen in ihren Reihen, die Ihrem Ansehen
schaden, schützen Sie nicht diejenigen in ihren Reihen, die selbst
kriminell sind.

Wir wollen, dass unsere Polizeibeamten "der Freund und Helfer" sind,
dem die Bürgerinnen und Bürger weiterhin vertrauen können und die
immun sind gegen extremistisches Gedankengut.

Wer als Beamter, insbesondere als Polizeibeamter, den Staat vertritt,
muss zu diesem Staat, zu seiner Verfassung, zu seinen Gesetzen und
Institutionen stehen.

Voraussetzung hierfür ist, dass das kriminelle und extremistische
Verhalten Einzelner offensiv und vollständig aufgeklärt und nicht
verschleiert wird und dass diese Personen konsequent aus dem Dienst
entfernt werden. Genau dies erwarten wir jetzt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern
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RHEINLAND-PFALZ/5179: Besondere Förderung für Kunst und Kultur (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
24.06.2019

Besondere Förderung für Kunst und Kultur in Rheinland-Pfalz 

Stärkung der regionalen Kulturschaffenden



Zur heutigen Pressekonferenz von Kulturminister Konrad Wolf zu den
neuen regionalen Servicestellen für Kulturschaffende erklärt die
kulturpolitische Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion, Giorgina
Kazungu-Haß: "Dynamisch, mannigfaltig und in den Regionen verwurzelt:
Kunst und Kultur in Rheinland-Pfalz sind einzigartig. Mit den neuen
regionalen Servicestellen für Kulturschaffende in Lahnstein und
Kaiserslautern können nun weitere regionale Impulse gesetzt werden.
Die hierfür im Doppelhaushalt 2019/2020 um 460.000 Euro aufgestockten
Projektmittel sind sehr gut investiertes Geld. Die Mittel dienen dem
Aufbau einer Beratungsstruktur, insbesondere für die zwei neuen
Kulturberater, und sie sind für die Begleitung der Arbeit der
Servicestellen. Die beiden Kulturberater unterstützen Kulturschaffende
und Kultureinrichtungen. Sie informieren über einzelne
Förderprogramme, helfen Mittel zu beantragen und unterstützen die
Koordinierung und Vernetzung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juni 2019
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2245: Kita-Reform - Jamaika will den "großen Wurf" (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 01 / März 2019

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein;

Kita-Reform: Jamaika will den "großen Wurf"



Die Zeiten, in denen Eltern bis zu 800 Euro für einen
Kindergartenplatz zahlen müssen, sollen im kommenden Jahr vorbei sein.
Das ist ein Kernpunkt der Kita-Reform, die Sozialminister Heiner Garg
(FDP) Ende März in einer Regierungserklärung vorstellte. Aus der
Opposition kamen skeptische Reaktionen.


Einige Eckpunkte: Eltern sollen ab Sommer 2020 für einen
Ganztags-Krippenplatz maximal 288 Euro im Monat zahlen und für die
Ganztags-Kita höchstens 233 Euro, so Garg. Für fünf Stunden Betreuung
sind für Unter-Dreijährige 180 Euro und für ältere Kinder 145 Euro
vorgesehen. Es soll keine regionalen Unterschiede und keine
Unterschiede zwischen verschiedenen Trägern mehr geben.

Weiterhin sollen in Schleswig-Holsteins 1.780 Kindergärten landesweit
einheitliche Qualitätsstandards gelten. Der Betreuungsschlüssel werde
von 1,5 auf zwei Fachkräfte pro Gruppe erhöht und die Gruppengröße von
bisher maximal 25 auf 22 Kinder gesenkt, kündigte der Minister an. Wer
sein Kind ab dem ersten Geburtstag ganztägig betreuen lasse, werde im
Durchschnitt um 2.000 Euro entlastet, unterstrich Garg. Insgesamt
sollen bis 2022 rund eine Milliarde Euro in den Kita-Bereich fließen.
Der Landes- und Bundesanteil werde mehr als verdoppelt auf
568 Millionen.

Beitragsfreiheit bleibt Zankapfel

"Das System bleibt weiter intransparent", monierte Serpil Midyatli
(SPD). Sie forderte mehr Ferien-Betreuung, mehr Kita-Plätze und
erneuerte die SPD-Forderung nach einer generellen Beitragsfreiheit.
Sie verwies auf entsprechende Pläne in Mecklenburg-Vorpommern und
blickte nach Hamburg, wo die ersten fünf Stunden eines Kita-Tages
beitragsfrei seien. Das würde weitere 250 Millionen Euro kosten,
entgegnete Minister Garg. Beitragsfreiheit sei zwar wünschenswert,
aber derzeit nicht finanzierbar, hieß es bei CDU, Grünen und FDP.

Dennoch halte Jamaika am Ziel fest, Schleswig-Holstein zum
"familienfreundlichsten Bundesland" zu machen, betonte
FDP-Fraktionschef Christopher Vogt. Die Kita-Reform sei "ein großer
Wurf für die Kleinsten". Auch für die Kommunen sei die Reform "ein
echter Gewinn", merkte der CDU-Fraktionsvorsitzende Tobias Koch an.
Der prozentuale Anteil von Städten und Gemeinden sinke von deutlich
über 50 Prozent auf 46 Prozent. Grünen-Fraktionschefin Eka von Kalben
machte auf das Problem Fachkräftemangel aufmerksam. Hier müsse das
Land "in Vorleistung" gehen. "Wenn die Ausstattung besser und die
Belastung niedriger ist, entscheiden sich auch mehr Menschen für
diesen Beruf und bleiben länger."

Claus Schaffer (AfD) kritisierte zu viel "staatlichen Einfluss" auf
Kinder in Kitas und forderte, die "Eigenverantwortung der Familien" zu
stärken. Alle demokratischen Parteien seien sich einig, die
frühkindliche Bildung auszubauen, konterte Flemming Meyer (SSW). In
der Kita würden soziale Kompetenzen und emotionale Bindungen geprägt.

Im September will die Landesregierung das Reformgesetz in den Landtag
einbringen, zum Start des Kita-Jahres am 1. August 2020 soll die
Neuregelung in Kraft treten.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1608: Solidarität mit LGBTI-Aktivisten in Georgien


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2019

Solidarität mit LGBTI-Aktivisten in Georgien



Karl-Heinz Brunner, queerpolitischer Sprecher:

Am kommenden Samstag soll in der georgischen Hauptstadt Tiflis eine
Parade zum Christopher Street Day (CSD) stattfinden. Es gibt massive
Gewaltandrohungen gegenüber den Organisatoren durch konservative
Kräfte. Das georgische Innenministerium hat angekündigt, dass es für
die Sicherheit der Veranstaltung nicht garantieren könne.

"Gestern startete trotz massiver Gewaltandrohungen rechter politischer
Kräfte die dreitägige CSD-Parade in der georgischen Hauptstadt Tiflis.
Der Mut der Aktivistinnen und Aktivisten für ihre Rechte auf die
Straße zu gehen, ist nur zu bewundern. Ein Land, das Mitglied im
Europarat ist und Teil der europäischen Wertegemeinschaft sein möchte,
sollte alles in seinen Händen liegende tun, die Sicherheit bei einer
Demonstration der LGBTI-Community zu garantieren. Wir würden es
begrüßen, wenn sich die georgische Regierung zu rechtsstaatlichen
Grundprinzipien bekennt und den Teilnehmern jede Unterstützung
zukommen lässt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1848: Grundsteuerreform auf den Weg gebracht


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 21. Juni 2019

Arbeitsgruppen: Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen, Finanzen

Grundsteuerreform auf den Weg gebracht



Achim Post, stellvertretender Fraktionsvorsitzender;

Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher;

Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Das Bundeskabinett hat heute die Grundsteuerreform auf den Weg
gebracht. Dies ist ein wichtiger Etappenschritt, um die
Grundsteuereinnahmen von etwa 15 Milliarden Euro im Jahr für die
Kommunen auch weiterhin sicherzustellen. Die Berechnung der
Grundsteuer wird sich auf Bundesebene weiterhin am Wert der
Grundstücke orientieren. Mit dem wertabhängigen Modell von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz wird die Grundsteuer einfacher,
gerechter und zukunftsfähig. Mit dem Kabinettsbeschluss nimmt die
Reform der Grundsteuer eine wichtige Hürde, allerdings stehen uns
absehbar noch schwierige Verhandlungen insbesondere über die geplanten
Grundgesetzänderungen bevor.

"Die SPD steht an der Seite der Städte und Gemeinden in Deutschland.
Die Sicherung ihrer finanziellen Grundlagen ist für die SPD oberstes
Prinzip, damit die verfassungsrechtlich garantierte kommunale
Selbstverwaltung funktionieren kann. Bei der Reform der Grundsteuer
geht es für die Kommunen um ein jährliches Volumen von etwa 15
Milliarden Euro, die im kommenden Jahr ersatzlos wegfallen würden,
wenn die Grundsteuer nicht verfassungsgemäß reformiert wird.

Deshalb ist für die SPD die Schaffung einer verfassungsfesten
Grundsteuer ein zentraler Auftrag ihrer Regierungsarbeit. Mit dem
Kabinettbeschluss zu den Gesetzentwürfen behält der Bund die
Gesetzgebungskompetenz, die Grundsteuer kann nicht zur Disposition
gestellt werden. Dies wird jetzt auch im Grundgesetz zweifelsfrei
festgeschrieben. Zugleich wird den Ländern allerdings das Recht
eingeräumt, abweichende landesrechtliche Regelungen zur Grundsteuer zu
erlassen.

Nach monatelangen Verhandlungen hat die CSU in letzter Minute den mit
den Ländern angestrebten Konsens verlassen und eine solche
Abweichungsmöglichkeit für einzelne Länder verlangt. Die CSU hat damit
die Kommunen in Deutschland in Haftung genommen, um ihre eigenen
parteipolitischen Ziele durchzusetzen. Eine Abweichungsmöglichkeit
birgt die Gefahr einer Zersplitterung des Grundsteuerrechts. Die
einfache bundeseinheitliche Regelung wird durch eine zusätzliche
bürokratische Regelung für einzelne Länder gefährdet, im Zweifelsfall
auf dem Rücken der Kommunen. Hinzu kommt: Das Flächenmodell, das die
CSU nunmehr in Bayern einführen will, begünstigt vor allem wohlhabende
Immobilienbesitzer. Diese Grundsteuer à la CSU ist nicht einfach,
sondern einfach ungerecht. Würde ein solches Modell in Deutschland
weiter um sich greifen, wäre dies ein Weg hin zu mehr Bürokratie,
weniger Gerechtigkeit und letztlich egoistischer Kleinstaaterei.

Wir wissen zugleich um die Verantwortung für die Handlungsfähigkeit
unserer Städte und Gemeinden und die Notwendigkeit, eine
Grundsteuerreform bis Ende des Jahres abzuschließen, um die
Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts zu erfüllen und das
Grundsteueraufkommen für die Kommunen zu sichern. Für uns ist dabei in
jedem Fall klar: Es muss bei den Grundgesetzänderungen verlässlich
sichergestellt sein, dass sich Bayern nicht auf Kosten anderer Länder
im Länderfinanzausgleich der Finanzverantwortung entzieht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/944: Gesunde Ernährung statt zuckersüß und zuckerkrank


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 24. Juni 2019

Arbeitsgruppen: Gesundheit, Ernährung und Landwirtschaft

Gesunde Ernährung statt zuckersüß und zuckerkrank



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin;

Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Gesundheitsexperten sehen eine der Hauptursachen für Übergewicht und
ernährungsbedingte Krankheiten wie Typ-2-Diabetes in zuckergesüßten
Getränken. Das zeigen erneut die Stellungnahmen zur heutigen Anhörung
im Ernährungsausschuss. Süßgetränke werden insbesondere von Kindern
und Jugendlichen konsumiert. Zaghafte Reduktionsvereinbarungen reichen
nicht aus. Eine strikte Begrenzung des Zuckeranteils ist notwendig.

"Eine Limonade mit sieben Stück Würfelzucker pro Glas ist ungesund.
Eine freiwillige Vereinbarung mit den Lebensmittelunternehmen, den
Zuckeranteil bis 2025 auf sechs Würfel zu reduzieren, ändert daran
wenig bis nichts. Der Zuckeranteil muss halbiert werden, wir brauchen
eine verbindliche Obergrenze für Zucker. Wir brauchen wirksame und
glaubwürdige Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit, vor allem für Kinder
und Jugendliche.

Das gilt vor allem für Süßgetränke, die häufig von Kindern und
Jugendlichen konsumiert werden. Das gilt außerdem für andere
sogenannte Kinderlebensmittel wie Frühstückszerealien und
Milchprodukte, die sich leider oft dadurch auszeichnen, dass sie
besonders süß und somit gerade nicht für Kinder geeignet sind.

Die Koalitionsfraktionen erarbeiten derzeit eine Strategie zur
Bekämpfung von Diabetes. Für die SPD-Bundestagsfraktion ist dabei eine
wirksame Begrenzung des Zuckeranteils in Süßgetränken und
Kinderlebensmitteln ein unverzichtbarer Baustein."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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LANDWIRTSCHAFT/1783: Bundesagrarministerin veröffentlicht die neuen Strukturdaten zum ökologischen Landbau (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 137 vom 24.06.2019

Bundesagrarministerin veröffentlicht die neuen Strukturdaten zum
ökologischen Landbau in Deutschland 2018 

Julia Klöckner: "Unsere Förderinstrumente wirken, der Bioanteil wächst"



Der ökologische Landbau in Deutschland ist 2018 deutlich gewachsen. Der
positive Trend setzt sich fort. In Zahlen: Die ökologisch bewirtschaftete
Fläche in Deutschland hat sich um 10,8 Prozent auf rund 1,5 Millionen
Hektar vergrößert. Allein in 2018 stieg der Umfang der ökologisch
bewirtschafteten Fläche um rund 150.000 ha. Auch die Anzahl der ökologisch
wirtschaftenden Betriebe hat zugenommen. Um fast 7,9 Prozent auf insgesamt
etwa 32.000 Betriebe. Diese Zahlen hat jetzt die Bundesministerin für
Ernährung und Landwirtschaft veröffentlicht.

Dazu Bundesministerin Julia Klöckner: "Wir haben die Fördermittel für den
Ökologischen Anbau spürbar erhöht, das wirkt. Nicht nur die Nachfrage der
Verbraucher nach Biolebensmitteln steigt, der Wunsch von immer mehr
Landwirten, ihre Wirtschaftsweise umzustellen, wächst ebenfalls. Auch, weil
es sich für die Bauernbetriebe rechnet und wir gezielt fördern und
forschen. Ökologisch oder konventionell wirtschaftende Bauernfamilien sehen
wir im guten Miteinander. Die Entwicklung stimmt: Der konventionelle Anbau
wird immer nachhaltiger, der Ökolandbau effizienter. Die Entscheidung
umzustellen, obliegt den Produzenten. Wir setzen dafür den politischen
Rahmen, machen Mut, senken Hürden und unterstützen mit einer breiten
Palette an Maßnahmen. Dass diese angenommen werden und wirken, belegen die
die neuen Daten."

Die verfügbaren Fördermittel für den ökologischen Landbau hatte die
Ministerin deutlich erhöht - um die Hälfte. Von 20 auf 30 Millionen Euro
jährlich.

Förderinstrumente für den ökologischen Landbau in Deutschland:

1. Prämienzahlungen für die Umstellung auf einen ökologisch wirtschaftenden
 Betrieb.

2. Prämienzahlungen für die Beibehaltung der ökologischen Wirtschaftsweise.

3. Flächenprämien in den ländlichen Entwicklungsprogrammen aus der 2. Säule
 der Gemeinsamen europäischen Agrarpolitik (GAP).

4. Direktzahlungen aus der 1. Säule der GAP: Basisprämie,
 Umverteilungsprämie, Greening-Prämie. Befreiung von den Greening-Auflagen.

5. Förderung von Forschung und Entwicklung für den Ökolandbau,
 kompetente Beratungsangebote sowie Maßnahmen zum Wissenstransfer für
 Verbraucher, Landwirte, verarbeitende Betriebe oder die Gastronomie - über
 das Bundesprogramm Ökologischer Landbau und anderer Formen nachhaltiger
 Landwirtschaft (BÖLN).

6. Im Rahmen der Eiweißpflanzenstrategie Förderung der ökologischen
 Wirtschaftsweise.

7. Agrarinvestitionsförderprogramm für Ökobetriebe.

8. Förderung zur Verbesserung der Verarbeitungs- und
Vermarktungsstrukturen. landwirtschaftlicher Erzeugnisse oder der
Fischwirtschaft.

9. Honorierung innovativer Ideen und zukunftsfähiger Unternehmenskonzepte der
Biobranche beim jährlichen Bundeswettbewerb Ökologischer Landbau - die
diesjährige Bewerbungsfrist endet am 28. Juni.

Die aktuellen Strukturdaten zum ökologischen Landbau in Deutschland sowie
auch die Daten der vergangenen Jahre finden Sie unter: 

www.ble.de/strukturdaten-oekolandbau.


Hintergrund: 

Gemessen an der gesamten ökologisch bewirtschafteten Fläche in Deutschland
haben die Länder Bayern (rund 23 Prozent) und Baden-Württemberg (rund 13
Prozent) den größten Flächenanteil, gefolgt von Brandenburg (rund elf
Prozent) und Mecklenburg-Vorpommern (rund zehn Prozent). Die regional
stärksten Zuwächse gegenüber dem Vorjahr lagen in Sachsen-Anhalt mit 29
Prozent.
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MELDUNG/664: Klöckner - "Ernährungssicherung ist Friedenssicherung. Dafür brauchen wir eine starke FAO" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 136 vom 23.06.2019

Klöckner: "Ernährungssicherung ist Friedenssicherung. Dafür brauchen wir
eine starke FAO"

Bundesernährungsministerin gratuliert Dr. Qu zur Wahl zum Generaldirektor
der Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO) und fordert eine
Ausrichtung zurück zur Wissensorganisation.



Heute wurde der Generaldirektor der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation (FAO) gewählt. Die Bundesministerin für
Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, vertrat Deutschland in Rom
bei dieser Wahl.

Dr. Qu Dongyu setzte sich im 1. Wahlgang mit 108 von 191 Stimmen gegen
Catherine Geslain-Lanéelle aus Frankreich (71 Stimmen) und Davit
Kirvalidze aus Georgien (12 Stimmen) durch. Der neue Generaldirektor
bestimmt nun für die nächsten vier Jahre die Politik der größten
Sonderorganisation der Vereinten Nationen.

Bundesministerin Klöckner gratuliert: "Alles Gute für den Generaldirektor
aus China. Ich erwarte, dass Dr. Qu, der aus dem bevölkerungsreichsten Land
der Erde stammt und in Europa promoviert hat, den Gedanken des
Multilateralismus, der Zusammenarbeit auf Augenhöhe auch in seine neue
Position trägt. China ist der wichtigste Partner in der bilateralen
Zusammenarbeit meines Ministeriums. Gerne unterstützen wir Dr. Qu dabei,
die Rolle der FAO als Ernährungsorganisation im System der Vereinten
Nationen zu stärken. Für uns ist klar: Nahrung ist ein Menschenrecht! Wir
können nicht akzeptieren, dass weltweit mehr als 820 Millionen Menschen
hungern."

Mit Blick auf die Zukunft der FAO fordert Klöckner:

"Wir werden darauf achten, dass die Organisation ihre Schwerpunkte wieder
stärker auf ihr eigentliches Mandat legt, eine Wissensorganisation zu sein
und keine Entwicklungshilfeorganisation. Das heißt konkret: Sie muss
Antworten finden, wie wir bei einer wachsenden Bevölkerung und Verknappung
der natürlichen Ressourcen die Versorgung mit und den Zugang zu
Lebensmitteln weltweit sichern können. Es geht zum Beispiel um das Wissen,
wie wir Nachernteverluste reduzieren, klimastress-resistente Pflanzen
einsetzen und die Ernten sichern können. Ziel ist es, dass die
Wertschöpfung vor Ort bleibt und Arbeitsplätze - und damit Perspektiven -
geschaffen werden, insbesondere auch für junge Frauen und Männer.
Ernährungssicherung ist Friedenssicherung.

Als viertgrößter Geber der FAO wird sich Deutschland auch zukünftig
inhaltlich prominent einbringen und wir legen Wert darauf, personell an der
Spitze vertreten zu sein. Ich werde dazu dem neuen Generaldirektor
Vorschläge machen."


Hintergrund

Die 1945 gegründete Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen (FAO) ist eine der ältesten und die größte
Sonderorganisation der Vereinten Nationen. Ihr oberstes Ziel ist die
Sicherung der Ernährung weltweit.

Seit 2018 trägt Deutschland mit einem jährlichen Pflichtbeitrag in Höhe von
etwa 26,2 Millionen Euro einen Anteil von 6,4 Prozent des regulären Budgets
und ist damit nach den USA, Japan und China viertgrößter Geber.

Deutschland unterstützt die FAO auch über freiwillige Mittel. Der größte
Anteil (10 Millionen Euro) wird über den Bilateralen Treuhandfonds (BTF)
des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) abgedeckt.
Zusammen mit der FAO entwickeln wir im BTF innovative Strategien zur
Ernährungssicherung sowie gegen Unter- und Mangelernährung. Dabei verankern
wir diese Themen stärker in der internationalen Diskussion, fördern die
internationale Zusammenarbeit gerade auch in den Partnerländern vor Ort und
stärken zugleich das Engagement der FAO bei der Umsetzung von Strategien.
Seit 2002 wurden insgesamt 106 Projekte mit einem Gesamtvolumen von 128
Millionen Euro mit Schwerpunkt in Afghanistan, Subsahara-Afrika und
Südostasien durchgeführt.
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1333: OPSON VIII - Behörden untersuchen Betrug bei Kaffee (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
21.06.2019

OPSON VIII: Behörden untersuchen Betrug bei Kaffee

In einzelnen Fällen wurden Arabica- durch preisgünstigere Robustabohnen
ausgetauscht



Bei der diesjährigen von Europol und INTERPOL koordinierten Operation
OPSON VIII haben sich dreizehn europäische Staaten zusammengetan, um
gemeinsam etwaige Betrugsfälle bei Kaffee zu verfolgen. In Deutschland,
Portugal und der Schweiz wurden in neun Fällen preisgünstigere
Robustabohnen in "Arabica"-Kaffee nachgewiesen. Dies teilte das Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) heute in Berlin
mit, welches die Schwerpunktaktion koordinierte. In Deutschland
beteiligten sich neben den Lebensmittelüberwachungsbehörden der
Bundesländer auch der Zoll und das Bundeskriminalamt an der Operation.

Während der sechswöchigen Kernphase der Operation von Anfang Januar bis
Mitte Februar prüften die Lebensmittelüberwachungsbehörden in Deutschland
über 1,5 Tonnen gerösteten sowie gerösteten und gemahlenen Kaffee. Bei den
134 Kontrollen wurde der als 100 % Arabica deklarierte Kaffee auf einen
Nachweis von Robustabohnen hin untersucht. Der Zoll unterstützte die
Operation mit der Auswertung und Bereitstellung von Einfuhrdaten zu
Kaffee.

Von der Lebensmittelüberwachung konnte in drei Fällen (ca. 2 % der
untersuchten Proben) eine Irreführung festgestellt werden. Dabei reichten
die ermittelten Robusta-Gehalte von ca. 7 % bis hin zu 100 %. Die
Arabicapflanze (Hochlandkaffee) ist im Anbau anspruchsvoller als die
widerstandsfähigere Robustapflanze. Auch die Aufbereitung des Rohkaffees
unterscheidet sich. Arabicabohnen erzielen daher höhere Preise als
Robustabohnen. Sind die Bohnen optisch noch zu unterscheiden, wird eine
genaue Bestimmung schwierig, sobald der Rohkaffee geröstet und gemahlen
wurde. Zum Nachweis von Anteilen der Robusta-Kaffeebohne wurden die Proben
auf den Gehalt von 16-O-Methylcafestol untersucht. Dieser Inhaltsstoff ist
nur in Kaffeebohnen der Art Robusta enthalten.

Ermittlungen dauern an

In allen drei Fällen erfolgte der Eintrag in der Rösterei. Hinweise auf
eine Beteiligung weiterer Lebensmittelunternehmer oder auf verfälschte
Rohware gibt es nicht. Die Ermittlungen der Lebensmittelüberwachung dauern
teilweise noch an. Ein Fall wurde bereits an die Staatsanwaltschaft
übergeben. Auch in der Schweiz und in Portugal wurden Fälle von
Verfälschungen aufgedeckt. In sechs Proben wurden Arabica- durch
Robustabohnen ausgetauscht. Liegen alle Ergebnisse vor, wird auf
europäischer Ebene ein Gesamtbild zu Ausmaß und Strukturen beim
Kaffeebetrug erstellt. Weitere Folgemaßnahmen können, auch über das Ende
der Operation OPSON VIII hinaus, ergriffen werden.

Laborkooperation

Bei der diesjährigen Schwerpunktaktion gab es erstmalig eine
Laborkooperation auf nationaler und europäischer Ebene. Dies stärkt die
zwischenbehördliche Zusammenarbeit auch im Bereich der Analytik.
Analytikfragen spielen eine Schlüsselrolle bei der effektiven Bekämpfung
von Food Fraud (Lebensmittelkriminalität). Das Chemische und
Veterinäruntersuchungsamt (CVUA) Karlsruhe hielt Laborkapazitäten für die
Ermittlung des 16-O-Methylcafestol-Gehalts mittels NMR-Analyse
(Kernspinresonanzspektroskopie) bereit. Diese Kapazitäten konnten nicht
nur von den deutschen Behörden, sondern von allen Teilnehmerstaaten der
Schwerpunktaktion in Anspruch genommen werden. Außerdem hat sich,
initiiert durch das BVL, eine weitere Laborkooperation zur
"Herkunftsbestimmung" ergeben. Die Herkunftsanalyse bei Kaffee ist
schwierig. Es fehlt an eindeutigem Referenzmaterial. Zwei deutsche
Laborgerätehersteller sowie drei deutsche Untersuchungsämter haben deshalb
106 Proben analysiert, deren Herkunft sich über mehrere Kontinente und
zahlreiche Staaten verteilte. Die Ergebnisse der Herkunftsbestimmung
stehen noch aus. Sie sollen vor allem dem Aufbau eines Probenpools und
damit der Etablierung einer Analysenmethode dienen.

Zusätzlich unterstützte ein namhaftes Kaffeeunternehmen die europaweite
Schwerpunktaktion mit der Bereitstellung von authentischen Mustern von
Kaffeeproben für einen Authentizitätsabgleich. Dieser wurde am CVUA
Karlsruhe durchgeführt, wobei keine Auffälligkeiten festgestellt wurden.

Weitere Schwerpunktaktionen

Neben der Schwerpunktaktion zu Kaffee, die vom BVL koordiniert wurde, gab
es erstmals bei OPSON zwei weitere Schwerpunktaktionen. Die Europäische
Kommission koordinierte eine Schwerpunktaktion zur Bekämpfung des Betrugs
bei Bio-Lebensmitteln, an der sich 16 europäische Staaten beteiligt haben.
Dabei wurden mehrere Fälle aufgedeckt, bei denen konventionelle
Erzeugnisse als Bio-Erzeugnisse deklariert wurden. Großbritannien und
weitere neun Staaten haben Angebote von Fatburner-Produkten verfolgt, die
den Inhaltsstoff DNP (2,4-Dinitrophenol) enthielten. Die Produkte wurden
als wirksame Abnehmhilfe angepriesen, der Konsum von DNP kann aber
tödliche Folgen haben.

Beteiligte an OPSON VIII

Mit der weltweiten Aktion OPSON gehen Europol und INTERPOL seit dem Jahr
2011 koordiniert gegen Food Fraud (Lebensmittelkriminalität) vor. Das
übergeordnete Ziel gemeinsamer OPSON-Schwerpunktoperationen ist der Aufbau
und die Stärkung der zwischenbehördlichen Zusammenarbeit der für
Lebensmittelüberwachung und Verbraucherschutz zuständigen Behörden mit den
Strafverfolgungsbehörden und dem Zoll sowohl auf nationaler als auch auf
internationaler Ebene. Weltweit haben sich insgesamt 77 Staaten mit
verschiedenen Untersuchungszielen an OPSON VIII beteiligt.

Das BVL hat die Schwerpunktaktion zu Kaffee koordiniert. Neben den
Initiatoren der Zusammenarbeit auf europäischer Ebene - Deutschland,
Schweiz und Dänemark - beteiligten sich auch Belgien, Kroatien,
Liechtenstein, Litauen, Norwegen, Österreich, Portugal, Großbritannien
(Schottland), Slowenien und Zypern an der Aktion.

Die deutsche Beteiligung an der aktuellen Operation OPSON VIII wurde
ebenfalls vom BVL koordiniert. In Deutschland waren die
Lebensmittelüberwachungsbehörden aus Bayern, Berlin, Hessen, 
Mecklenburg-Vorpommern und Nordrhein-Westfalen sowie das Bundeskriminalamt 
(BKA) aktiv beteiligt. Schleswig-Holstein und das 
Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) nahmen als Beobachter teil. 
Baden-Württemberg beteiligte sich durch das Chemische und 
Veterinäruntersuchungsamt (CVUA) Karlsruhe im Rahmen einer 
Laborkooperation.


Weiterführende Informationen

Informationen zu der deutschen Beteiligung an OPSON VIII:

https://www.bvl.bund.de/opsonVIII

Presseinformation Europol zu OPSON VIII:

https://www.europol.europa.eu/newsroom/news

Presseinformation INTERPOL zu OPSON VIII:

https://www.interpol.int/News-and-Events

Presseinformation EU KOM zu OPSON VIII (Bio-Lebensmittel):

https://ec.europa.eu/info/departments/health-and-food-safety_en

Informationen der FSA/ NFCU (GB) zu OPSON VIII (DNP):

https://www.food.gov.uk/safety-hygiene/24-dinitrophenol-dnp

Internetseite des BLV (CH) zu Nationalen Kontrollen:

https://www.blv.admin.ch/blv/de/home/lebensmittel-und-ernaehrung/lebensmittelsicherheit/verantwortlichkeiten/nationale-kontrollprogramme.html

Aufgaben und Aktivitäten des BVL bei der Bekämpfung von Lebensmittelbetrug:

https://www.bvl.bund.de/lebensmittelbetrug

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 21.06.2019
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WISSENSCHAFT/1445: Die Max-Planck-Gesellschaft tagt in Hamburg (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 21.06.2019

Die Max-Planck-Gesellschaft tagt in Hamburg



Vom 25. bis 27. Juni trifft sich die Max-Planck-Gesellschaft in Hamburg
zu ihrer 70. Jahresversammlung: Neben den Wissenschaftlichen und den
Fördernden Mitgliedern der Gesellschaft kommen die wichtigsten
Entscheidungsgremien der Forschungsorganisation zusammen. Die
abschließende Festversammlung widmet sich den Herausforderungen und
Chancen, die sich aus den Umbrüchen in Europa für die Wissenschaft
ergeben. Den Festvortrag hält der deutsch-britische Historiker Kiran Klaus
Patel von der Universität Maastricht zum Thema "Europe in turmoil: Lessons
from the History of European Integration".

Die Max-Planck-Gesellschaft erwartet bei ihrem Jahrestreffen rund 700
Teilnehmer aus Wissenschaft, Politik und Wirtschaft. Hochrangige Gäste
sind der Erste Bürgermeister der Freien und Hansestadt Hamburg Peter
Tschentscher, der Präsident der Universität Hamburg Dieter Lenzen, der
Nobelpreisträger und Präsident der Royal Society Venki Ramakrishnan sowie
der Präsident der Stiftung für die polnische Wissenschaft Maciej Żylicz.
"2019 feiert die Universität Hamburg ihren 100. Geburtstag: Anlässlich
dieses besonderen Jubiläums sind wir gern der Einladung gefolgt, unsere
diesjährige Jahresversammlung in der Hansestadt auszurichten", sagt
Max-Planck-Präsident Martin Stratmann.

Starke Netzwerke am Standort

Drei Institute unterhält die Max-Planck-Gesellschaft in Hamburg: Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
Meteorologie, des Max-Planck-Instituts für ausländisches und
internationales Privatrecht und des Max-Planck-Instituts für Dynamik und
Struktur der Materie sind trotz ihrer starken internationalen Orientierung
auch eng in die Forschung der Region eingebunden: "An zwei der im Rahmen
der Exzellenzstrategie bewilligten vier Cluster - 'Climate, Climatic
Change, and Society' sowie 'Advanced Imaging of Matter' - sind wir mit
Hamburger Max-Planck-Instituten maßgeblich beteiligt", so
Max-Planck-Präsident Martin Stratmann weiter. Dies zeuge von einem perfekten
Zusammenspiel von universitärer und außeruniversitärer Forschung.

Auftakt im Ernst-Cassirer-Hörsaal der Universität Hamburg

Eröffnet wird die Jahresversammlung mit der Verleihung des
Stifterverbandspreises 2019 in der Universität Hamburg. Die mit 50.000
Euro dotierte Auszeichnung vergeben der Stifterverband für die Deutsche
Wissenschaft und die Max-Planck-Gesellschaft alle zwei Jahre an Projekte
aus der Grundlagenforschung, die erfolgreich in die Praxis übertragen
wurden. An den zwei Folgetagen kommen die Gremien der
Max-Planck-Gesellschaft hoch über den Dächern der Hansestadt zusammen: Neben
Senat und Verwaltungsrat sind dies die Sektionen, die unter anderem über die
Berufung neuer Wissenschaftlicher Mitglieder im Emporio Tower Hamburg
beraten. Die Mitgliederversammlung verabschiedet den aktuell erscheinenden
Jahresbericht 2018.

Festversammlung im Zeichen Europas

Die Festversammlung findet am Donnerstagabend in der Altonaer
Fischauktionshalle statt. Nach Ansprachen des Ersten Bürgermeisters der
Freien und Hansestadt Hamburg Peter Tschentscher und des
Max-Planck-Präsidenten Martin Stratmann hält Kiran Klaus Patel von der
Universität Maastricht den Festvortrag zum Thema "Europe in turmoil: Lessons
from the History of European Integration". Um die Zukunft Europas dreht sich
auch die anschließende Podiumsdiskussion mit hochkarätigen Protagonisten der
europäischen Wissenschaft: Venki Ramakrishnan, Präsident der Royal
Society, und Maciej Żylicz, Präsident der Stiftung für die polnische
Wissenschaft.


Über die Max-Planck-Gesellschaft

In den derzeit 86 Max-Planck-Instituten und Einrichtungen betreiben über
6.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, mehr als 3.400 Doktoranden
sowie knapp 2.000 Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler
Grundlagenforschung in den Natur-, Lebens- und Geisteswissenschaften. Seit
Gründung der Max-Planck-Gesellschaft 1948 sind 18 Nobelpreisträger aus
ihren Reihen hervorgegangen. Die Max-Planck-Gesellschaft ist das
internationale Aushängeschild für die deutsche Wissenschaft - neben fünf
Auslandsinstituten betreibt sie 20 Max-Planck-Center mit Partnern wie dem
US-amerikanischen Princeton, Science Po in Frankreich, dem University
College London/UK oder der Universität Tokio in Japan. Je zur Hälfte
finanziert von Bund und Ländern, verfügte die Max-Planck-Gesellschaft 2018
über eine Grundfinanzierung von rund 1,8 Milliarden Euro.

(Personalzahlen mit Stichtag 31.12.2018)


Weitere Informationen unter:

https://www.mpg.de/de 

- Aktuelle Berichterstattung zur Jahresversammlung der Max-Planck-Gesellschaft

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207

 * 

Quelle:
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HERRSCHAFT/1835: Istanbul - der Anfang vom Ende ... (SB)




Ich glaube, der Wähler von Istanbul wird die beste Entscheidung
für Istanbul treffen.

Recep Tayyip Erdogan nach Abgabe seiner Stimme vor Anhängern [1]

Wird man sich später an die Wahl in Istanbul als eine Weichenstellung
erinnern, die den letztendlichen Sturz des Regimes eingeleitet hat? Ob
dies wirklich der Anfang vom Ende der despotischen Herrschaft Erdogans
war, wie derzeit allenthalben zu hören ist, kann weder eine Frage
bloßer Hoffnung noch schicksalsergebener Beschwörungen sein. Ein
Anfang wäre es, sofern die Hände nicht nach getaner Tat in den Schoß
gelegt werden, sondern in Angriff nehmen, was als noch schwererer
Brocken aus dem Weg zu wälzen ist. Da der Machthaber die
Unterminierung seiner Festung fürchten muß, wird er um so größere
Geschütze auffahren, den Anfängen zu wehren. Mag sein, daß er den
Gegenwind unterschätzt und sich in der Wahl seiner Mittel vergriffen
hat. Doch das bedeutet nicht, daß er sein Pulver verschossen hätte. Er
hat in der Vergangenheit ein ums andere Mal demonstriert, wozu er
fähig ist, und seine Gegner mit machiavellistischen Winkelzügen wie
auch brachialer Gewalt überrascht. Wenngleich er weder unbesiegbar
noch ein strategisches Genie ist, das seinen unaufhaltsamen Aufstieg
von langer Hand und in allen Einzelheiten vorgeplant hätte, zeichnet
ihn doch ein höchst aggressives Gespür dafür aus, in allen Windungen
und Wendungen nie seinen Machtzuwachs aus dem Blick zu verlieren. Denn
zurück kann er längst nicht mehr, müßte er sich doch für seine
zahllosen Machenschaften verantworten.

Daß der Bann gebrochen und das Regime mit dem Verlust fast aller
großen Städte und insbesondere Istanbuls nach mehr als 16 Jahren
unablässigen Aufstiegs erstmals einen gravierenden Rückschlag
hinnehmen muß, ist auf mehrere Gründe zurückzuführen. Die türkische
Wirtschaft rutscht immer tiefer in die Krise, so daß die AKP ihr
wichtigstes Versprechen, der Bevölkerung wachsenden Wohlstand zu
garantieren, nicht einmal mehr ansatzweise in die Tat umsetzen kann.
Die hohe Auslandsverschuldung wächst sich angesichts eines
dramatischen Währungsverfalls zu einer gewaltigen Bürde aus, welche
die türkische Ökonomie dicht an den Rand des vollständigen Absturzes
gedrückt hat. Auch im Falle der Türkei ist die vermeintliche
Zauberformel der Schwellenländer, das Produktivitätsgefälle zu den
führenden Industriestaaten ließe sich kompensieren und krisenfest
überbrücken, zum Scheitern verurteilt.

Die Opposition ist erstmals weitgehend geschlossen aufgetreten, was
insbesondere dem Verzicht der HDP zu verdanken war, in den großen
Städten auf eigene Kandidaturen zu verzichten und die
aussichtsreichsten Bewerber der CHP zu unterstützen. In Istanbul haben
die gut 15 Prozent kurdischstämmigen Wählerinnen und Wähler den
Ausschlag zugunsten Ekrem Imamoglus gegeben. Sie folgten der
Einschätzung des HDP-Vorsitzenden Sezai Temellis, daß es vordringlich
darum gehe, "den Faschismus zurückzudrängen". Erdogan war sich der
Bedeutung des kurdischen Votums bewußt und hatte als Wahlkampfhilfe
den konservativen Präsidenten der kurdischen Autonomieregion im
Nordirak, Nechirvan Barzani, nach Istanbul eingeladen. War die
Lockerung der Kontaktsperre Abdullah Öcalans seit Anfang des Jahres
offensichtlich ein Manöver des Regimes, kurdische Stimmen abspenstig
zu machen, so legte die amtliche Nachrichtenagentur Anadolu
unmittelbar vor dem aktuellen Wahlgang mit einem Schreiben des seit 20
Jahren inhaftierten Gründers der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) nach.
Darin rief Öcalan die HDP zur Neutralität gegenüber dem Regierungs-
wie dem Oppositionslager bei der Wahl auf. Erdogan interpretierte dies
als Aufruf zum Wahlboykott, während Öcalan vielmehr betonte, daß die
HDP "weiter ihren eigenen Weg gehen und ihre eigenen Entscheidungen
treffen" müsse, nicht aber die taktische Wahlentscheidung in Frage
stellte. [2]

Erdogan hatte bereits in der Vergangenheit dringend benötigte
kurdische Stimmen vereinnahmt, indem er einen Friedensprozeß in
Aussicht stellte. Mit dem Aufstieg der HDP konfrontiert, leitete er
eine Kehrtwende ein und überzog diese Partei wie auch die kurdischen
Regionen im Südosten des Landes mit massiver Repression, die wiederum
der Auftakt zum Angriffskrieg gegen die kurdischen Kantone in
Nordsyrien wie auch die PKK im Nordirak war. Seither greifen die
Spaltungsversuche des Präsidenten nicht mehr in dem von ihm erhofften
Maße. Die Strategie der HDP, eine Art Volksfront gegen das Regime zu
schmieden, ist fürs erste aufgegangen. Man darf darüber jedoch nicht
vergessen, daß den Kemalisten das kurdische Streben nach Autonomie
stets ein Dorn im Auge war. Auch hatte die CHP im Parlament für die
Aufhebung der Immunität von HDP-Abgeordneten und den Krieg gegen den
kurdischen Kanton Afrin in Nordsyrien gestimmt. Daher trifft Öcalans
Rat durchaus den Kern, wenn er die strategische Notwendigkeit für die
HDP betont, ihre Unabhängigkeit zu wahren und einen eigenständigen
dritten Weg einzuschlagen. So wichtig die weitere Zusammenarbeit mit
der CHP sein mag, um die möglichen Früchte des Wahlsiegs nicht
preiszugeben, darf sich die HDP nicht dafür vereinnahmen lassen, als
bloßer Steigbügelhalter der Kemalisten bei deren sukzessiver Rückkehr
an die Spitzenplätze der politischen Bühne zu fungieren.

Mit dem 49jährigen Imamoglu konnte die CHP erstmals seit Jahren wieder
eine Führungsfigur ins Rennen schicken, die bei vielen Menschen sehr
gut ankam und sie begeisterte. In einer zutiefst polarisierten und
unter bleierner Schwere staatlicher Repression leidenden Gesellschaft
glich diese Botschaft des Miteinanders der Menschen in Kontrast zu den
Drohungen und Bezichtigungen Erdogans einem befreienden Fanal, daß ein
Kurswechsel möglich sei. Imamoglu brachte Linke, Kurden und auch
konservative Wähler hinter sich. Selbst AKP-Stammwähler müssen zu ihm
übergelaufen sein, anders ist sein beträchtlicher Stimmenvorsprung
nicht zu erklären, da die Wahlbeteiligung in etwa so hoch wie bei der
regulären Wahl im März war.

Dabei hatte Erdogan wenig unversucht gelassen, Imamoglu zu
diskreditieren und zu bedrohen. Unter Verweis auf seine Herkunft von
der Schwarzmeerküste, an der früher viele Griechen gelebt hatten,
bezeichnete ihn die regierungsnahe Presse als ethnischen Griechen, der
eine Marionette Athens sei. Auch wurde ihm unterstellt, er wolle die
Moscheen abschaffen, den Frauen das Kopftuch verbieten und habe
während des Fastenmonats heimlich Wasser getrunken. Als die AKP in den
Umfragen deutlich zurücklag und Binali Yildirim nicht in der Lage
schien, diesen Trend umzudrehen, hatte sich der Präsident zuletzt
wieder persönlich mit heftigen Angriffen auf Imamoglu in den Wahlkampf
eingeschaltet. Dieser werde von "Terroristen" unterstützt, warf er ihm
vor, weil die HDP zu seiner Wahl aufgerufen hatte. Außerdem habe er
den Gouverneur von Ordu beleidigt, wofür er sich noch vor Gericht
verantworten müsse. Sollte Imamoglu die Wahl gewinnen, müsse er
deshalb mit einem Amtsenthebungsverfahren rechnen.

Nach dem erdrutschartigen Wahlsieg Imamoglus war davon zumindest fürs
erste keine Rede mehr, was bedeuten könnte, daß das Regime vorerst
jedes weitere Eigentor vermeiden möchte, nachdem die erzwungene
Wahlwiederholung für die AKP derart nach hinten losgegangen ist. Das
heißt jedoch keinesfalls, daß Erdogan nicht längst Pläne schmiedet,
wie er den neuen Bürgermeister Istanbuls schwächen und die Macht im
Land konsolidieren könnte. Wenngleich Imamoglu angekündigt hat, er
werde die korrupten Netzwerke der AKP offenlegen und beseitigen, ist
ungewiß, in welchem Ausmaß er tatsächlich willens und in der Lage ist,
dieses Vorhaben umzusetzen. Die AKP verfügt über eine Mehrheit im
Stadtrat und wird ihm zweifellos Steine in den Weg legen. Vor allem
aber bringt Imamoglu nicht nur die Regierungspartei gegen sich auf,
sondern legt sich auch mit Teilen der Wirtschaftseliten in der
Metropole an, die von Erdogan protegiert wurden.

Für Erdogan war die Kontrolle Istanbuls stets essentiell für seinen
Machterhalt. In der mit rund 16 Millionen Einwohnern weitaus größten
Stadt des Landes leben fast 20 Prozent der gesamten türkischen
Bevölkerung. Die Wirtschaftsmetropole generiert 40 Prozent des
türkischen Steueraufkommens und hat einen Milliardenhaushalt. Mit
diesem Geld hat der Präsident seine Anhänger bezahlt, in Istanbul
konnte er seinen bevorzugten Unternehmern insbesondere der
Bauwirtschaft die größten Aufträge zuschieben. Ohne Istanbul würde
Erdogan seine wichtigste Geldquelle verlieren. Darüber hinaus könnte
eine neue Administration offenlegen, auf welche Weise er sich und
seinen Familienclan bereichert und Netzwerke der Korruption etabliert
hat. Sein Aufstieg zur Macht im despotischen Präsidialregime war nur
möglich, weil er durch eine Umstrukturierung im Gefüge der
Kapitalfraktionen maßgebliche Teile der teils neuen Wirtschaftseliten
an sich band. Der eigentliche Stich ins Wespennest steht Imamoglu also
erst noch bevor. Die AKP wird weiterhin versuchen, ihn entweder zu
Fall zu bringen oder wirksam zu neutralisieren. Viel hängt indessen
davon ab, wie weit er als Kandidat einer bürgerlichen und
staatstragenden Partei zu gehen bereit ist, welche die herrschende
Gesellschaftsordnung nicht in Frage stellt, sondern lediglich einen
Politikwechsel hin zu einem moderateren und liberaleren Kurs
herbeiführen möchte.

Wahlbeobachter sprechen von einem regulären Verlauf, Zwischenfälle im
Umfeld blieben offenbar aus, die Stimmung in der Stadt war turbulent,
aber friedlich. Als der unterlegene AKP-Kandidat bei seiner
Gratulation an den Sieger erklärte, die Abstimmung zeige, daß die
türkische Demokratie ohne Probleme funktioniere, kann man das jedoch
keinesfalls unterschreiben. Selahattin Demirtas und viele weitere
Abgeordnete der HDP sitzen seit Jahren im Gefängnis, im Südosten des
Landes wurde die HDP in vielen Kommunen um ihren Wahlsieg betrogen.
Dort werden die Menschenrechte brutal mit Füßen getreten, von einem
friedlichen Übergang kann keine Rede sein. Landesweit ist die Presse
weitgehend gleichgeschaltet, die Institutionen des Staatsapparats, des
Justizsystems und des Bildungswesens sind zu Instrumenten des Regimes
deformiert worden. [3] Daran hat der Wahlsieg der Opposition in
Istanbul nichts geändert, der Erdogan zwingen mag, womöglich sogar
Kreide zu fressen, um an dieser Front nicht noch mehr Porzellan zu
eigenen Lasten zu zerschlagen. Aufs ganze Land gesehen weiß er nach
wie vor die Hälfte der Bevölkerung hinter sich und wird im
Zweifelsfall eher die nationalistische Karte des Krieges in Syrien
ziehen oder eine weitere Repressionswelle lostreten, als in Folge
einer fehlgeschlagenen Wahlmanipulation die Felle beim Urnengang
wegschwimmen zu lassen.


Fußnoten:

[1] www.handelsblatt.com/politik/international/tuerkei-oppositionskandidat-siegt-bei-buergermeisterwahl-in-istanbul/24485384.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/357271.türkei-kampf-um-istanbul.html

[3] www.deutschlandfunk.de/cem-oezdemir-wir-sind-in-der-nachspielzeit-der-aera-erdogan.694.de.html
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1841: TG Energie - Tarifergebnis in der zweiten Verhandlungsrunde erzielt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
24. Juni 2019

TG Energie: Tarifergebnis in der zweiten Verhandlungsrunde erzielt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die IG BCE
haben in der zweiten Verhandlungsrunde mit der TG Energie ein
Verhandlungsergebnis erzielt.

Danach erhalten die rund 20.000 Beschäftigten in den Unternehmen der
Tarifgemeinschaft Energie ab dem 1. Juli 2019 eine deutliche
Lohnsteigerung in Höhe von 3,7 Prozent bei einer Laufzeit von 18
Monaten.

Für die Auszubildenden konnte eine Erhöhung der Ausbildungsvergütung
pro Lehrjahr um 75 Euro mehr im Monat erreicht werden, zudem konnte
die grundsätzliche Übernahme der Auszubildenden bis zum Jahr 2022
vereinbart werden.

"Dieses Ergebnis ist ein Erfolg", betont ver.di-Verhandlungsführer
Stefan Najda.

Das Verhandlungsergebnis steht unter dem Vorbehalt der
Zustimmung durch die Tarifkommissionen beider Gewerkschaften.

Zur Tarifgemeinschaft Energie gehören unter anderem Unternehmen wie
Avacon AG, Bayernwerk AG, e.kundenservice Netz GmbH, E.ON Energie
Deutschland GmbH, Gasnetz Hamburg GmbH, HanseGas GmbH, HanseWerk AG,
PreussenElektra GmbH, Schleswig-Holstein Netz AG und der
Stromnetzbetreiber TenneT.

Weitere Informationen auch online unter

www.ver-und-entsorgung.verdi.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 24.06.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1840: Umfrage zur ver.di-Aktionswoche - Große Bereitschaft für Tarifverträge zu kämpfen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
23. Juni 2019

Umfrage zur ver.di-Aktionswoche: Große Bereitschaft für Tarifverträge
zu kämpfen



Berlin - Am Montag (24. Juni 2019) startet die bundesweite Aktionswoche der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) unter dem Motto: "Darf
es etwas mehr sein?" In mehr als 800 Betrieben werden
Gewerkschaftsmitglieder mit ihren Kolleginnen und Kollegen
diskutieren, warum Urlaubsansprüche zum Teil sehr unterschiedlich
ausfallen und was der Wert der Tarifbindung ist.

In einer von ver.di im Vorfeld der Aktionswoche in Auftrag gegebenen
repräsentativen Befragung gaben 86 Prozent der Beschäftigten an, sie
würden sich in ihrem Betrieb für eine Tarifbindung bis hin zum Streik
engagieren. 68 Prozent würden sich dafür auch in einem Betriebsrat
engagieren wollen. Und 66 Prozent der Beschäftigten gaben an, sie
würden für eine Tarifbindung ihres Betriebes in die Gewerkschaft
eintreten. "Das zeigt deutlich: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
erkennen den Wert von Gewerkschaften und Tarifbindung und wollen
nicht länger hinnehmen, dass Unternehmen Profite auf Kosten ihrer
Löhne machen", sagte der ver.di-Vorsitzende Frank Bsirske. Große
Zustimmung findet auch die Forderung nach allgemeinverbindlichen
Tarifverträgen: 94 Prozent der Befragten über alle Beschäftigten- und
Altersgruppen in Ost und West hinweg finden, dass eine
Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen für bestimmte
Branchen, wie zum Beispiel die Altenpflege, sinnvoll ist.

Die Beschäftigten haben auch hohe Ansprüche an ihre Arbeitgeber: 95
Prozent erwarten von ihnen, dass sie tarifvertragliche Regelungen mit
dem Ziel guter Arbeitsbedingungen unterstützen, zu dem auch der
Urlaub gezählt wird. Allerdings liegt da einiges im Argen: So können
nur 63 Prozent der Befragten ihren Urlaub ganz ohne betriebliche
Störung genießen. 21 Prozent wurden mindestens einmal im Urlaub für
dienstliche Aufgaben gestört. 15 Prozent sogar zweimal und häufiger.
Und 25 Prozent der Befragten geben an, dass sie ihren Urlaub nicht
wie geplant antreten konnten oder ihn abbrechen mussten. Auch beim
Urlaubsgeldanspruch klaffen Lücken. So erhalten nach Angaben der
Befragten 59 Prozent der Beschäftigten in einem tarifgebundenen
Unternehmen Urlaubsgeld, dagegen nur 35 Prozent in nicht
tarifgebundenen Betrieben.

"Tarifverträge bringen es. Nicht nur beim Lohn. Sondern auch beim
Urlaub. Dafür lohnt es sich zu kämpfen", so fasst Bsirske die
Botschaft der Umfrage zur Aktionswoche zusammen. Auch der
ver.di-Vorsitzende wird sich ab Montag aktiv an den betrieblichen
Aktionen beteiligen.


Link zum Faktenblatt Umfrage:

https://www.verdi.de/++file++5d0cd9562193fb01da8e8333/download/Urlaub_Tarif_2019_pdf.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 23.06.2019
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/393: Kolumbien - Von wegen Frieden. 135 ehemalige FARC-Kämpfer*innen erschossen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien Von wegen Frieden: 135 ehemalige FARC-Kämpfer*innen 
erschossen



(Buenos Aires, 20. Juni 2019, nodal/desinformémonos) - 135 ehemalige
Kämpfer*innen der FARC sind seit der Unterzeichnung der
Friedensverträge im November 2016 ermordet worden. Das teilte die
ehemalige Guerilla und jetzige linke Partei Farc in einer
Presseerklärung mit. "Die zwei jüngsten Verbrechen gegen Aktivisten
unserer Partei sind Teil der langen Liste der Straflosigkeit und nicht
erfüllten Zusagen, die der Staat im Friedensvertrag versprochen hat",
so der Vorsitzende der Farc, Rodrigo Londoño.

Anderson Pérez Osorio und Daniel Esterilla [1] wurden am Montag, 17.
Juni bei zwei unterschiedlichen Angriffen in den südkolumbianischen
Departments Cauca und Nariño "von Killern erschossen". Beide Provinzen
sind besonders umkämpft, zwischen Abspaltungen der ehemaligen
Guerilla, Rebell*innen der ELN und bewaffneten Narcobanden. Bis
einschließlich April hat die Behörde für die Wiedereingliederung der
ehemaligen Kämpfer*innen 128 ermordete Ex-Guerilleros gezählt. Laut
Staatsanwaltschaft wurden die Angriffe über die genannten Gruppen
hinaus auch von Sicherheitskräften verübt.


Mordwelle an Aktivist*innen reißt nicht ab

Londoño, der auch als Timochenko bekannt ist, rief die Anführer*innen
der Farc für den 21. Juni zu einem Krisentreffen zusammen. Dort solle
eine Antwort "auf die provokative Strategie der Friedensfeinde"
gefunden werden. Er rief die internationale Gemeinschaft dazu auf, vom
kolumbianischen Präsidenten Iván Duque "effektive Maßnahmen" zu
verlangen, um das "Blutvergießen" zu beenden.

Präsident Duque selbst verurteilte die Morde, rief die Behörden dazu
auf, die Täter zu finden und sämtliche Schutzmechanismen zu
verstärken. "Unsere Regierung ist dem Schutz der Familien der wieder
eingegliederten (Kämpfer*innen) verpflichtet. Deshalb scheuen wir
keine Mühen, um für ihr Leben zu garantieren und die Verantwortlichen
für die Verbrechen hart zu bestrafen", erklärte er.

Die Farc hat wiederholt das Fehlen von Sicherheitsgarantien für ihre
Mitglieder nach dem Friedensschluss bemängelt. Der Friedensvertrag hat
zur Entwaffnung von 7.000 Kämpfer*innen unter UN-Aufsicht geführt.
Zusätzlich zu den Attentaten auf die Ex-Guerilleros wird Kolumbien
momentan von einer Welle selektiver Morde an Gemeindeführer*innen und
Menschenrechts-Aktivist*innen erschüttert.


Anmerkung:

[1] https://www.contagioradio.com/asesinan-a-excombatientes-que-aguardaban-proyectos-productivos-en-narino-y-cauca/?fbclid=IwAR2xpl3GBlZRXj9nEBXopiAkUrP1MbtGhmjatWd0jATRpAJLLwAYPcHOymw


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/von-wegen-frieden-135-ehemalige-farc-kaempferinnen-erschossen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06967: Auf Skalpsjagd in Hastings (SB)


Der englische Meister Mark Hebden konnte zu Beginn der 1980er Jahre
eine Reihe bemerkenswerter Siege mit den weißen Steinen gegen namhafte
Großmeister erringen, indem er sich eine spezielle Eröffnungsvariante
gegen die Sizilianische Verteidigung zurechtgebastelt hatte. Seine
Gegner überraschte er dann mit fein vorbereiteten Manövern. Was
wunder, denn wer rechnet auf einem traditionellen Turnier wie in
Hastings auch mit 1.e2-e4 c7-c5 2.f2-f4!? So erbeutete er einige
Skalps, die ihren vormaligen Trägern auf der Kopfhaut geblieben wären,
wenn sie nicht in unentschuldbarer Weise allzu leichtfertig auf die
seltene weiße Eröffnungswahl reagiert hätten. Im heutigen Rätsel der
Sphinx hatte Großmeister Lein seinen Königsflügel zum Basar für die
weißen Figuren gemacht. Alles drängte sich dort gegen den schwarzen
König, der von seinen getreuen Untertanen im Läuferlivree bis auf
weiteres ausreichend geschützt schien. Doch der nächste weiße Zug
öffnete eine weitere Angriffsstraße, Wanderer, und von da an ging es
mit der schwarzen Majestät in wenigen Zügen zu Ende.






[image: SCHACH-SPHINX/06967: Auf Skalpsjagd in Hastings (SB)]



Hebden - Lein

Hastings 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Hübsch sah der Zug 1.e4-e5 durchaus aus, aber seine taktische
Integrität ließ zu wünschen übrig: 1...Ta2xb2!! 2.Kc1xb2 Dc7-c3+ 3.Kb2-
b1 Dc3xe3 4.Dg4-h4 De3xe5 oder 4.Dg4-d4 De3xd4 5.Sb3xd4 d6xe5 und das
schwarze Läuferpaar entfaltet eine vernichtende Kraft.



Erstveröffentlichung am 25. Juni 2006
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/465: Unna - "Die Nacht der Industriekultur" am 29. Juni 2019


Stadt Unna

Die Nacht der Industriekultur am 29. Juni 2019 in Unna 



Kreisstadt Unna. Zur ExtraSchicht am Samstag, 29. Juni 2019, erwartet
der Ankerpunkt Lindenbrauerei die Besucher mit Bekanntem und
Unbekanntem. In der Nacht der Industriekultur wird das Areal um die
Lindenbrauerei zu einem stimmungsvollen Platz.

Ein Erlebnis für die Augen, die Ohren und die Sinne verspricht das
"Das Labyrinth" der antagon theaterAKTion aus Frankfurt. Sie
verwandeln den Platz der Kulturen in einen performativen Raum für
interaktiven Tanz, Theater und Performance. "Das Labyrinth" mit
Performern und Live-Musik ändert sich mit seinen Besuchern, die "Das
Labyrinth" von Innen und Außen besichtigen können, ohne sich dem
Unbekannten von Innen zu nähern. Das Labyrinth kann jeder Zeit
betreten oder verlassen werden. Die interaktiven Performances werden
von vier Seiten mit treibender oder atmosphärischer Live Musik
unterstützt. Performer, Zuschauer und Musiker sind in einem
gemeinsamen mehrdimensionalen und transformativen Prozess miteinander
verbunden. Wer sich nicht in das unbekannte Labyrinth begeben will,
kann sich das Treiben von außen ansehen.

Wenn sich Eingang und Ausgang verschieben

In der Antike stand das Labyrinth als Symbol für das Leben. Es gab
keine Irrwege nur den einen vom Schicksal vorgeschriebenen Pfad. Doch
im Laufe der Jahrhunderte wurde das Labyrinth zu einem Irrgarten mit
Sackgassen und der Mensch zum Gestalter seines Weges. Das Labyrinth
verändert sich ständig. Eingang und Ausgang können sich Verschieben,
unser Ausgangspunkt ist nicht immer derselbe. Das Labyrinth ist offen
und durchsichtig, alle Möglichkeiten liegen offen vor uns und können
geplant werden. Beim Begehen/Bespielen zeigen sich dann doch
überraschende neue mögliche Wege. Die neuste Produktion der antagon
theaterAKTion wird bei der Extraschicht erstmalig in NRW zu sehen
sein. Die Performance findet um 20 Uhr, 21 Uhr, 22 Uhr und 23 Uhr
statt.

Ein musikalisches Glanzstück sind die Auftritte der Musikerinnen und
Musikern in der Schwankhalle: Von 18 bis 23 Uhr erwartete die Besucher
der ExtraSchicht ein unterhaltsames musikalisches Programm. Ein buntes
Mosaik von klassischer Musik spielt Margarita Feinstein am Flügel, der
"Tastenzauber mit 4,6 und 8 Händen" mit Prof. Elena Margolina-Hait und
Nachwuchstalenten verzaubert die Gäste, während bekannte Evergreens
gesungen von Mathias Schiemann und der A-Capella Gesang der Unnaer
Gruppe "Einklang" die Gäste zum Mitsingen einladen.

Margarita Feinstein ist eine ebenso vielseitige wie gefragte
Konzertpianistin und eine inspirierende Musik-pädagogin. Sie verfügt
über ein großes Repertoire an klassischer Klavier- und Kammermusik.
Zur ExtraSchicht wird sie eine Mischung aus ihrem Repertoire von
Sergej Rachmaninov, Ruth Schönthal, Ludmila Djuljeva bis Francis Lai
am Klavier spielen.

Virtuoses Zusammenspiel

Der Programmpunkt "Tastenzauber mit 4, 6 und 8 Händen" zeigt das
virtuose Zusammenspiel von Musikerinnen und Musikern. Yiran Wu, Di Su,
Qi Su und Prof. Elena Margolina-Hait spielen Stücke von Johannes
Brahms, Antonín Dvorák, Pjotr Tschaikowski und Albert Lavignac mit 4,
6 und 8 Händen. Ein faszinierendes Spiel von Fingern und
Klaviertasten.

Der Musicaldarsteller und Sänger Mathias Schiemann nimmt die Gäste der
ExtraSchicht auf eine musikalische Reise von Capri nach Berlin mit.
Seit 25 Jahren ist Matthias Schiemann als Sänger aktiv und
interpretiert bekannte Evergreens auf unterhaltsame Weise. Mit seiner
Musik will er den Menschen Freude machen, was ihm bei seinem Auftritt
bei der ExtraSchicht sicher gelingen wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 23. Mai 2019

Stadt Unna
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/374: Steinhummel liegt zur Halbzeit beim Insektensommer vorn (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 24. Juni 2019

NABU: Steinhummel liegt zur Halbzeit beim Insektensommer vorn

Zählen, was zählt - Weniger Schmetterlinge gemeldet, Ausnahme
Distelfalter



Berlin - Die Steinhummel liegt wie im Vorjahr zur Halbzeit der
diesjährigen großen bundesweiten NABU-Insektenzählung vorn. Es folgen
Honigbiene, Hainschwebfliege und auf Platz vier der Asiatische
Marienkäfer. Der heimische und bekannte Siebenpunkt-Marienkäfer
schafft es auch in diesem Jahr wieder nicht in die Top 20. Laut
vorläufigem Auszählungsstand gingen die Schmetterlingssichtungen zum
Vorjahreszeitraum um 40 Prozent zurück mit Ausnahme des Distelfalters,
den Insektensommer-Teilnehmer dieses Jahr dreimal so oft gesehen haben
wie 2018. Der farbenprächtige Falter ist einer der wenigen fast über
den ganzen Erdball verbreiteten Schmetterlinge. Jedes Frühjahr wandern
die Distelfalter aus dem Süden ein, mal sind es mehr, mal weniger.

Auch im zweiten Jahr des Insektensommers erkunden die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer am liebsten ihre unmittelbare Umgebung. Der am weitaus
häufigste Zählort ist das nähere Wohnumfeld, wie der eigene Garten
oder Balkon, gefolgt vom Park. Bislang beteiligten sich über 6.400
Insektenfans an der Aktion und gaben über 3.600 Meldungen über
gesichtete Insekten ab.

"Im Zuge des Insektensommers erhalten wir zahlreiche Anfragen, was
jeder direkt für den Schutz von Insekten tun kann. Es freut uns, dass
es eine offensichtlich größere Sensibilität in der Bevölkerung gibt
und die Bereitschaft, dieser artenreichsten Tiergruppe vor der Haustür
geeignete Lebensräume zu bieten", sagt NABU-Bundesgeschäftsführer
Leif Miller. Mit der Mitmachaktion will der NABU die fleißigen Helfer
der Ökosysteme ins Licht der Öffentlichkeit stellen. In Deutschland
gibt es etwa 33.000 Insektenarten. Fast 90 Prozent aller Wild- und
Kulturpflanzen sind auf die Bestäubung durch Insekten angewiesen.
Wissenschaftler haben in den vergangenen Jahren einen drastischen
Rückgang vor allem an Fluginsekten festgestellt.

"Große auffällige Insekten wie die Steinhummel oder Populationen wie
Ameisen sind einfacher erkennbar, daher finden sie sich unter den
häufig gemeldeten Arten", so NABU-Insektenexpertin Daniela Franzisi.
"Der Asiatische Marienkäfer steht in Konkurrenz zum heimischen
Siebenpunkt-Marienkäfer. Insgesamt wurden weniger Schmetterlinge
erfasst." Das zeige sich am Beispiel des weit verbreiteten Kleinen
Fuchses. Obwohl es ein sehr angepasster Schmetterling ist und seine
Raupe auf der Brennnessel lebt, die fast überall wächst, liegt er
aktuell nur auf Platz 43 im Ranking. Im gleichen Zeitraum wurde er im
Vorjahr mehr als doppelt so häufig gesehen.

Mit Spannung blickt der NABU nun auf den nächsten Zählzeitraum. Die
nächste Insekten-Zählung findet im Hochsommer vom 2. bis zum 11.
August statt, wenn die Heuschrecken zirpen und Libellen fliegen.

Beobachten und zählen ist fast überall möglich: Garten, Balkon, Park,
Wiese, Wald, Feld, Teich, Bach oder Fluss. Das Beobachtungsgebiet soll
nicht größer sein als etwa zehn Meter in jede Richtung vom eigenen
Standpunkt aus. Gezählt wird eine Stunde lang. Insektenbeobachtungen
melden kann man unter www.insektensommer.de oder direkt von unterwegs
per Smartphone über die NABU-App "Insektenwelt". Eine Besonderheit der
App ist eine fotografische Erkennungsfunktion.

Die Daten der Aktion Insektensommer werden in Zusammenarbeit mit der
Plattform www.naturgucker.de erfasst. Die Ergebnisse werden vom NABU
ausgewertet und zeitnah veröffentlicht. Der Insektensommer findet
dieses Jahr zum zweiten Mal statt. Im vergangenen Jahr beteiligten
sich in beiden Zählräumen zusammen genommen 18.000 Menschen mit über
7.300 Beobachtungen.



Die Raupe Nimmersatt lädt alle Kitas ein beim Insektensommer
mitzumachen. Kostenfreies Bildungsmaterial mit Anleitungen für
Erzieherinnen und Erzieher können Sie im NABU-Shop unter
www.NABU-shop.de bestellen.




Mehr Infos: www.insektensommer.de

NABU-App "Insektenwelt": www.NABU.de/insektenwelt

www.NABU.de/Distelfalter

Video mit Mark Benecke: 

www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/insektensommer/aktionsinfos/24063.html

Häufig gestellte Fragen zum Insektensommer: 

www.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/insektensommer/24141.html

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 65/19, 24.06.2019
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1521: Natürliches Insektizid schadet dem Grasfrosch nicht (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 19.06.2019

Natürliches Insektizid schadet dem Grasfrosch nicht

Forschungsteam der Universität Tübingen prüft Alternative zu
künstlichen Insektiziden als Mittel zur Stechmückenbekämpfung - Kein
Hinweis auf Schädigung von heimischen Amphibien



Weltweit ist ein starker Rückgang der Amphibien zu beobachten. Dazu
tragen unter anderem künstliche Insektizide bei, die eigentlich
Insekten als Pflanzenschädlinge oder Krankheitsüberträger eindämmen
sollen. Eine Alternative bieten natürliche Insektizide, die von
Bakterienstämmen produziert und bereits seit Jahrzehnten gezielt gegen
Schadinsekten eingesetzt werden. Zuletzt kamen jedoch Zweifel auf, ob
die von Bacillus thuringiensis-Bakterien produzierten Wirkstoffe für
Frösche und andere Lurche tatsächlich harmlos sind. Dies ist der Fall,
wie nun eine Studie bestätigt: Dr. Mona Schweizer, Lukas Miksch,
Professor Heinz Köhler und Professorin Rita Triebskorn vom Institut
für Evolution und Ökologie der Universität Tübingen haben am Beispiel
von Grasfröschen aus dem Oberrhein die Verträglichkeit eines
natürlichen Insektizids in Laborversuchen überprüft.


[image: Bild: © Dr. Mona Schweizer]

Kaulquappe des Grasfrosches (Rana temporaria).

Bild: © Dr. Mona Schweizer



Sie stellten bei dem Mittel, das in der Region gegen Stechmücken
eingesetzt wird, keine negativen Auswirkungen auf die Kaulquappen des
Grasfrosches fest. Die Forscher halten die Insektizide aus Stämmen von
Bacillus thuringiensis deshalb weiterhin für eine sinnvolle
Alternative zu künstlichen Mitteln. Ihre Studie wurde in der
Fachzeitschrift Ecotoxicology and Environmental Safety veröffentlicht.

Künstliche Insektizide, die weltweit in großen Mengen ausgebracht
werden, sind häufig nicht auf einzelne Schädlingsarten abgestimmt und
beeinträchtigen so andere Wildtiere. Zudem fördert ihr Einsatz die
Ausbildung von Resistenzen bei den Schädlingen, die bekämpft werden
sollen. "Am Oberrhein werden seit Jahrzehnten natürliche Gifte gegen
die Larven von Stechmücken eingesetzt", sagt Rita Triebskorn. In den
Feuchtgebieten entwickeln sich zur gleichen Zeit mit den Mücken,
häufig im März, die Kaulquappen des Grasfrosches aus dem abgelegten
Laich. "Es lässt sich daher nicht vermeiden, dass auch die Frösche mit
den Insektengiften in Kontakt kommen."

Laborversuche mit stark erhöhter Dosis

Das Forschungsteam setzte Kaulquappen des Grasfrosches im Labor
üblichen Mengen des Insektizids aus dem Bakterienstamm Bacillus
thurigiensis israelensis aus, wie sie auch im Freiland eingesetzt
werden, sowie der zehnfachen und hundertfachen Menge. Die Kaulquappen
wurden auf Biomarker untersucht, die Stress, negative Effekte auf das
Nervensystem oder den Stoffwechsel anzeigen. Außerdem prüften die
Wissenschaftler, ob das Darmgewebe Veränderungen aufwies. "Wir konnten
keine negativen Einflüsse des Bakterienwirkstoffs auf Gesundheit oder
Entwicklung der Kaulquappen feststellen", fasst Triebskorn die
Ergebnisse zusammen. Es sei wichtig, eventuelle Nebeneffekte der
Insektenbekämpfung vor allem auch bei Amphibien zu überprüfen. Durch
ihren Lebenslauf - vom Larvenstadium im Wasser bis zum
Erwachsenenleben an Land - seien sie Stresseinflüssen in vielen
Lebensräumen ausgesetzt. "Nach unseren Ergebnissen halten wir die am
Oberrhein eingesetzten natürlichen Insektenbekämpfungsmittel für
sicher", sagt die Wissenschaftlerin.

Originalpublikation:

Mona Schweizer, Lukas Miksch, Heinz-R. Köhler, Rita Triebskorn: Does
Bti (Bacillus thuringiensis var. israelensis) affect Rana temporaria
tadpoles?

Ecotoxicology and Environmental Safety,

https://doi.org/10.1016/j.ecoenv.2019.05.080

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news717748

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen - 19.06.2019
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FORSCHUNG/1520: Fischverträgliche Wasserkraftwerke - Roboterfische ersetzen Tierversuche (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 17.06.2019

Roboterfische ersetzen Tierversuche

Wissenschaftler entwickeln alternative Verfahren zum Nachweis
fischverträglicher Wasserkraftwerke



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg arbeiten in den kommenden drei
Jahren daran, vom Gesetzgeber geforderte Tierversuche in europäischen
Wasserkraftwerken künftig durch Roboterfische zu ersetzen. Die
künstlichen Ersatzfische sollen Informationen über
Strömungsbedingungen und zu erwartende Schädigungen von Fischen in
europäischen Flusskraftwerken geben.

Bisher werden laut Datenbank des Bundesinstituts für Risikobewertung
an Wasserkraftwerken Tierversuche mit jährlich bis zu 450.000 Fischen
durchgeführt, um deren Passage von Turbinen zu evaluieren und so die
Fischverträglichkeit der Anlage zu testen.

Ziel des ab März 2019 mit 1,4 Millionen Euro vom Bund geförderten
Forschungsprojektes "Reduktion von Tierversuchen zum Schädigungsrisiko
bei Turbinenpassagen durch Einsatz von Roboterfischen,
Strömungssimulationen und Vorhersagemodellen RETERO" ist es,
teilautonome Robotersysteme und Simulationsmodelle zu entwickeln, die
den Einsatz lebender Fische für Gutachten reduzieren und langfristig
vermeiden sollen.

Der interdisziplinäre Forschungsverbund verknüpft Kompetenzen aus
Biologie, Ethohydraulik, Wasserbau, Strömungsmechanik, Leistungs-,
Mikroelektronik und Informationstechnik. Projektpartner der
Universität Magdeburg sind das Institut für Wasserbau und Technische
Hydromechanik der TU Dresden, das Institut für Gewässerökologie und
Fischereibiologie Jena und das Unternehmen SJE Ecohydraulic
Engineering GmbH in Stuttgart. Ein weiterer internationaler Partner
ist das Centre for Biorobotics der Technischen Universität Tallin in
Estland.

"Die Behörden schreiben aufgrund der Europäischen
Wasserrahmenrichtlinie vor, für Wasserkraftanlagen an Fließgewässern
per Gutachten nachzuweisen, dass die Anlagen für Fische und andere
Flussfauna passierbar sind", erläutert Stefan Hoerner vom Institut für
Thermodynamik und Strömungsmechanik der Universität Magdeburg. "Dafür
wurden allein 2015 450.000 Fische, meist aus Wildfängen, eingesetzt."
Für die Tiere bedeute das extremen Stress und die Mortalität liegt
wenn es sehr gut läuft bei rund 10 Prozent.

"Der Gesetzgeber sieht zwar Fischschutzsysteme an Wasserkraftwerken
vor, diese sind aber häufig nicht voll funktionsfähig und es fehlen
geeignete Abstiegsalternativen, so dass noch immer sehr viele Fische
den Weg über die Turbine in das Unterwasser nehmen", so der
Strömungsmechaniker und Elektroingenieur weiter. "Darüber hinaus
sitzen an den Anlagen mit Vorliebe Raubfische oder Reiher und warten
auf unkompliziert zu jagende Beute."

Bis zum Jahr 2022 wollen Stefan Hoerner und sein Team gemeinsam mit
Kolleginnen und Kollegen vom Institut für Elektrische Energiesysteme
der Universität elektronische "Ersatzfische" entwickeln, die sich
arttypisch verhalten. Notwendige Daten für die Simulation
fischgerechten Verhaltens der autonomen Robotersysteme liefern
Testläufe von mit Sensoren ausgestatteten lebenden Fischen.

Auch die künftigen Roboterfische werden eine Fülle an Druck- und
Beschleunigungssensoren besitzen. Die damit bei ihrem Einsatz in
Wasserkraftwerken erfassten Daten erlauben es den Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftlern dann, ohne Tierversuche Vorhersagen und
Hochrechnungen zu Schädigungsrisiken zu treffen. 

Mehr Informationen unter http://www.retero.org

Hintergrund 

Wasserkraft als älteste und größte regenerative
Energiequelle deckt laut Informationen der Bundesregierung global
ungefähr 16 Prozent der Stromproduktion ab. Allein in Deutschland gibt
es 7.000 kleinere und 400 große Laufwasserkraftwerke, die die
Wanderkorridore der Fische unterbrechen.

Neben den bekannten Arten wie Aal und Lachs migrieren nahezu alle
Fische zumindest innerhalb der Flüsse, um sich fortzupflanzen oder
zwischen Teillebensräumen zu wechseln. Die Europäische
Wasserrahmenrichtline und ihre nationale Umsetzung, das
Wasserhaushaltsgesetz und die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie fordern,
die Durchgängigkeit aller Fließgewässer wiederherzustellen. Betreiber
von Wasserkraftwerken müssen nachweisen, dass sie die
Fischpopulationen nicht nachhaltig schädigen nicht verhindern.

An der Universität Magdeburg wird bereits seit mehreren Jahren an
ökologisch verträglichen Wasserkraftlösungen im Rahmen des
Wachstumskerns "FlussStromPlus" geforscht. 

Mehr Informationen unter http://www.flussstrom.exfa.de



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.retero.org

http://www.flussstrom.exfa.de

http://www.erneuerbare-energien.de/EE/Navigation/DE/Technologien/Wasserkraft/

http://wasserkraft.html

http://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/wasserkraft-317778

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news717575

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution116

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 17.06.2019
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GARTEN/384: Vogeltränken jetzt! (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 24. Juni 2019

Vogeltränken jetzt!

- Hitzewelle rollt an

- Gefiederte Freunde leiden unter Trockenheit

- Gefahr durch Parasiten

- Wasserstelle sauber halten



(Bremen, den 24.06.19) Eine Hitzewelle rollt auf Deutschland zu und
nicht nur die Menschen leiden. Gerade in der versiegelten Stadt fehlen
die kleinen Wasserstellen. Vögel müssen oft beträchtliche Strecken
zurücklegen, um ihren Durst und den ihrer Brut zu stillen. Der NABU
empfiehlt Naturfreunden deshalb jetzt Vogeltränken aufzustellen. Diese
müssen allerdings täglich gereinigt und gewechselt werden, da kleine
Wasserstellen Vögel tödlich infizieren können. Welche weiteren Regeln
beachtet werden sollten, erklärt der NABU.

"Die Stadtvögel leiden schnell unter Wassermangel", berichtet Sönke
Hofmann, Geschäftsführer des NABU, dazu wirke der Dürresommer nach,
"viele verbliebene Wasserstellen sind bereits ausgetrocknet. Pfützen
gibt es gar nicht mehr, sogar in den Gräben steht nur wenig Wasser."
Durst kann die Tiere zu kuriosem Verhalten treiben, so der
Vogelfreund. "Manche Vögel lecken an Fensterscheiben, in der irrigen
Annahme, es handle sich um Wasser." Es sei daher wichtig, den Tieren
saubere Vogeltränken anzubieten, ganz gleich, ob im Garten, auf der
Terrasse oder dem Balkon, ruft der NABU auf.

Die Naturschützer geben dazu Tipps, damit sich die gute Tat nicht ins
Gegenteil verkehrt: Zunächst müsse darauf geachtet werden, dass das
Wasser sauber bleibe. Allzu schnell können sich sonst Salmonelle,
Trichomonade & Co. vermehren. Da Vögel gerne baden, haben die Keime im
lauwarmen Wasser leichtes Spiel. "Täglicher Wasserwechsel, Ausspülen
und Sauberwischen gehören zum Pflichtprogramm des verantwortungsvollen
Vogelfreundes", so Hofmann.

Allerdings sollte keine Chemie zur Desinfektion verwendet werden,
kochendes Wasser reiche vollkommen, betonen die Naturschützer. Als
Alternative könnten auch zwei Wasserschalen abwechselnd benutzt
werden. "Wenn eine Tränke 24 Stunden am besten in der Sonne trocken
steht, sind die Parasiten tot", erklärt Sönke Hofmann.

"Es gibt Vogelbäder im Gartenhandel, eine flache Schüssel, ein
Blumentopf-Untersetzer oder ein Suppenteller tun es aber auch", rät
der NABU. Wichtig sei, dass die Tränke auf einem gut einsehbaren Platz
nicht in unmittelbarer Nähe von Büschen eingerichtet werde. Sonst
könne manch "Stubentiger" der fröhlichen Badeschar ein jähes Ende
bereiten. Auch sollten größere Wannen ein Brett als Ausstiegshilfe für
ungeübte Jungvögel bekommen.

"Übrigens baden Vögel auch gerne im Sand, das hilft ihnen gegen
Parasiten. Wer nur einen gepflasterten Hof hat, kann dort auch ein
Sandbad in einer flachen Schale einrichten", gibt Hofmann noch einen
Tipp. Weitere interessante Infos bietet die Broschüre "Vögel im
Garten", für 3 Euro in Briefmarken beim NABU, Vahrer Feldweg 185,
28309 Bremen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 24.06.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen
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MILITÄR/086: Todesstaub durch Uran-Munition (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Todesstaub durch Uran-Munition

Vom Humanistischen Pressedienst, 21. Juni 2019



Greta Thunbergs "Fridays for Future" und der YouTuber Rezo schärften
in den vergangenen Wochen das Interesse für den menschengemachten
Klimawandel. Kaum beachtet dagegen werden die erheblichen toxischen
und damit umweltschädigenden Folgen der Kriege in den letzten 30
Jahren. Insbesondere die Verwendung von Uran-Munition wird kaum noch
thematisiert.

Ein für die Regierungen vieler Länder scheinbar harmloses Problem ist
nach einigen Erwähnung in den Medien [1] wieder in der Versenkung
verschwunden, wurde aber vor kurzem durch ein Buch des Regisseurs und
Grimmepreisträgers Frieder Wagner [2] wieder in Erinnerung gebracht.
In diesem Buch wird auf die zerstörerische Wirkung des Depleted
Uranium [3] (DU) hingewiesen, aber nach Meinung des Autors sind kaum
Informationen darüber an die Öffentlichkeit geflossen.

Depleted Uranium ist ein Abfallprodukt, das bei der Anreicherung von
Kernbrennstoff für Atomkraftwerke und von waffenfähigem Uran für
Atombomben entsteht. Zwar kann dieses "abgereicherte" Uran (anders als
das angereicherte) eine nukleare Kettenreaktion nicht mehr auslösen,
stellt jedoch für die Atomkraftwerke ein Entsorgungsproblem dar.
Findige Rüstungsingenieure hatten für einen Teil des Problems eine
Lösung parat: Sie entdeckten, dass dieses Metall als Abfallprodukt
sehr billig zu haben ist und für militärische Zwecke zwei
ausgezeichnete Eigenschaften besitzt:

Erstens: Formt man dieses Metall zu einem spitzen Stab und
beschleunigt ihn entsprechend, dann durchdringt er aufgrund seines
enormen Gewichtes - mit fast der doppelten Masse von Blei - Stahl und
Stahlbeton, wie ein heißes Messer ein Stück Butter.

Zweitens: Dabei entsteht an diesem abgereichertem Uranmetallstab ein
Abrieb, der sich bei der enormen Reibungshitze von Temperaturen
zwischen 3.000 bis 5.000 Grad Celsius selbst entzündet.

Das heißt, wenn sich ein solches Geschoss in Sekundenbruchteilen durch
einen Panzer schweißt, entzündet sich das abgereicherte Uran
explosionsartig und die Soldaten in dem Panzer verglühen.

Weltweit, das heißt in mehr als zwanzig Ländern, nutzen Militär und
Rüstungsfirmen Waffen mit Uranmunition, vor allem, um Panzer zu
zerstören. Depleted Uranium wurde - soweit bekannt ist - bisher nur
von den USA und Großbritannien im zweiten Golfkrieg 1991 eingesetzt,
später dann auch in Bosnien und Serbien 1995, im Kosovo 1999 sowie im
Irak-Krieg 2003 und auch gegen den IS.


Die Folgen für die Umwelt

Die Umweltfolgen von abgereichertem Uran hängen von der Art seiner
Anwendung sowie von den physikalischen, chemischen und geologischen
Gegebenheiten der betroffenen Region ab.

Von Flugzeugen abgefeuerte Munition hat eine Treffergenauigkeit von
höchstens 10 Prozent, von Panzern abgefeuerte Geschosse haben eine
höhere Treffergenauigkeit. DU-Projektile, die ihr Ziel verfehlen oder
ungepanzerte Ziele treffen, dringen je nach Bodenbeschaffenheit einige
Meter in den Boden ein. Bei einem Treffer werden 10 bis 70 Prozent des
DU-Geschosses zu Aerosol. Dieses wird je nach Wind- und Wetterlage
weiträumig verteilt und zum Beispiel auch durch Pflügen wieder
aufgewirbelt.

Im Übrigen hat dieses Uran 238 eine Halbwertzeit von 4,5 Milliarden
Jahren.


Die Folgen für die Gesundheit

Gesundheitsschäden entstehen insbesondere durch das inkorporierte [4]
DU (Einatmen, Essen, Trinken und Eindringen in den Körper über offene
Wunden), der radiotoxischen [5] Wirkung sowie der chemotoxischen
Feinstteilchen. Wissenschaftler erkennen hier auch eine synergistische
gegenseitige Verstärkung, sozusagen einen Cocktaileffekt beider Gifte.
Die Bezeichnungen "Golfkriegssyndrom" [6] bzw. "Balkan-Syndrom" sind
allgemein bekannt und bezeichnen ein Krankheitsbild, das verstärkt bei
Rückkehrern aus der Golfregion auftauchte. Es können unter anderem
beobachtet werden: Missbildungen von Neugeborenen,
Fertilitätsstörungen, Lipidoxydation (spezielle Zellschädigungen),
Krebs (inbesondere Leukämie), Nieren- und Leberschädigungen.


Meinungen über die Schädlichkeit

Das Grundproblem besteht darin, die möglichen Schäden festzustellen,
bzw. nachzuweisen, die kausal auf die verschossene Munition
zurückzuführen sind.

"Über die Bewertung der Schädlichkeit der relativ schwachen
 ionisierenden Strahlung herrscht Uneinigkeit. Da nur wenige
 Erkenntnisse zu auftretenden Schäden durch geringe Strahlungsdosen
 vorliegen, werden diese aus den bekannten Daten über Schäden von
 hohen Dosisleistungen abgeleitet Diese Vorgehensweise ist jedoch
 umstritten, manche Studien zeigen weit geringere Schäden durch
 niedrige Strahlungsdosen als diese Extrapolation vermuten ließe,
 andere Forscher vermuten im Gegenteil größere Risiken als bisher
 angenommen." 
(Zitiert nach Wikipedia [7])



Kritiker der offiziellen Studien, insbesondere die International
Physicians for the Prevention of Nuclear War [8] (IPPNW) und der
International Coalition to Ban Uranium Weapons [9] (ICBUW) werfen den
"offiziellen" Studien fehlende Unabhängigkeit und veraltete
Forschungsmethoden vor. Sie kritisieren, dass die Messmethoden zum
Teil nur auf Erfahrungen der Atombombenabwürfe von Hiroshima und
Nagasaki beruhen und ihnen keine neueren Forschungen zugrunde liegen.


Die intellektuelle Redlichkeit

Vor allem müsste glaubhaft erklärt werden, dass bei allen
Untersuchungen einzelner Länder (zum Beispiel auch der Bundesrepublik
im Jahr 2001 durch das "Helmholtz Zentrum München - Forschungszentrum
für Umwelt und Gesundheit" (früher GSF) auf keinen Fall
wirtschaftliche oder politische Interessen eine Rolle spielten. Diese
Ansicht vertritt auch Frieder Wagner in seinem Buch "Todesstaub" (S.
146) [10].

Denn es ist doch so, dass Uranmunition für die Atomwirtschaft eine
billige Entsorgungsmöglichkeit bietet und für die Rüstungsunternehmen
ein preiswerter Rohstoff ist (zumindest preiswerter als das technisch
vergleichbare Wolfram) und dass DU für das Militär in seiner oben
genannten doppelten Zerstörungskraft extrem effizient ist.

Man sollte davon ausgehen, dass die Verursacher der Gesundheits- und
Umweltschäden Milliarden Schadensersatzleistungen für Soldaten und
Zivilisten zahlen. Es sind allerdings nur wenige Schadenersatzfälle
bekannt, da zum Beispiel in den USA aufgrund der sogenannten
Feres-Doktrin [11] Militärangehörige grundsätzlich keine Entschädigung
für im Dienst erlittene Schädigungen erhalten.

Bekannt ist allerdings auch der Fall Kenneth Duncan [12], dem vom
schottischen Pension Appeal Tribunal in Edinburgh eine Entschädigung
zugestanden wurde, weil er als Golfkriegsveteran (1991) als Folge
einer DU-Vergiftung Chromosomenbrüche erlitt. Auch einige italienische
Gerichte haben ähnliche Entscheidungen gefällt.


Internationale Regeln

Hier sind stets zwei Fragen zu prüfen. Wer hat zugestimmt bzw.
protokollarisch unterzeichnet und wer hält sie ein? Im Zusatzprotokoll
zu den Genfer Abkommen [13] vom 12. August 1949 über den Schutz der
Opfer internationaler bewaffneter Konflikte heißt es:

Bei der Kriegführung ist darauf zu achten, dass die natürliche Umwelt
vor ausgedehnten, lang anhaltenden und schweren Schäden geschützt
wird. Dieser Schutz schließt das Verbot der Anwendung von Methoden
oder Mitteln der Kriegführung ein, die dazu bestimmt sind oder von
denen erwartet werden kann, dass sie derartige Schäden der natürlichen
Umwelt verursachen und dadurch Gesundheit oder Überleben der
Bevölkerung gefährden.

Angriffe gegen die natürliche Umwelt als Repressalie sind verboten.

In der Rio-Erklärung über Umwelt und Entwicklung [14]
(Rio Declaration on Environment and Development) heißt es im Grundsatz
24:

"Kriegshandlungen haben ihrer Natur nach zerstörerische
 Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung. Aus diesem Grund
 haben die Staaten die völkerrechtlichen Bestimmungen über den
 Schutz der Umwelt in Zeiten bewaffneter Auseinandersetzungen zu
 achten und soweit erforderlich zusammen weiterzuentwickeln."



Leider werden diese sowie weitere Grundsätze des humanitären
Völkerrechts und insbesondere des Umweltrechts kaum beachtet:

"Angesichts der Gefahr irreversibler Umweltschäden soll ein Mangel
 an vollständiger wissenschaftlicher Gewissheit nicht als
 Entschuldigung dafür dienen, Maßnahmen hinauszuzögern, die in sich
 selbst gerechtfertigt sind. Bei Maßnahmen, die sich auf komplexe
 Systeme beziehen, die noch nicht voll verstanden worden sind und
 bei denen die Folgewirkungen von Störungen noch nicht vorausgesagt
 werden können, könnte der Vorsorgeansatz als Ausgangsbasis dienen."
 
(Zitiert nach Wikipedia [15])



Das Vorsorgeprinzip zielt darauf ab, trotz fehlender Gewissheit
bezüglich Art, Ausmaß oder Eintrittswahrscheinlichkeit von möglichen
Schadensfällen vorbeugend zu handeln, um diese Schäden von vornherein
zu vermeiden.

Dazu meint Prof. Manfred Mohr vom ICBUW: "Das entscheidende, auch
rechtliche Argument im Hinblick auf den Einsatz von Uranwaffen und
dessen Folgen findet sich im precautionary principle/approach
(Vorsorge- oder Vorsichtsansatz), auf den sich auch UNEP bezieht. Er
ist sowohl im Humanitären Völkerrecht wie im Umweltrecht verankert und
untersagt den Einsatz von riskanten Stoffen und Techniken, ohne dass
darüber endgültige wissenschaftliche Klarheit herrscht."


"Paralyse durch Analyse"

Letztlich geht es "um die Frage, wie viele Informationen (z. B. um
Beispiel über die Auswirkungen eines bestimmten Schadstoffs) vorliegen
müssen, damit Maßnahmen zur Verringerung potenzieller Gefahren (z. B.
Verbot der betreffenden Substanz) erforderlich werden. Es gibt viele
Beispiele aus der Geschichte, in denen mangelnder politischer Wille
oder die Lobbyarbeit mächtiger Interessengruppen rechtzeitige Schritte
zum Schutz der Bevölkerung verhindert haben." Dabei wird das Nichtstun
in der Regel mit der Behauptung gerechtfertigt, die Zusammenhänge
seien noch nicht eindeutig, weitere Forschungen seien nötig und deren
Ergebnisse müssten abgewartet werden. "Das Wortspiel 'Paralyse durch
Analyse' bringt diese Situation auf den Punkt: Die wegen angeblich
noch bestehender Lücken in der Beweiskette immer wieder erhobene
Forderung nach weiteren Studien lähmt die Entscheidungsträger, so dass
sie ihre Aufgaben zum Schutz der Bevölkerung vernachlässigen."
(Zitiert aus ippnw report, Dezember 2012, S. 43)

Aus dem bisher Gesagten ergeben sich folgende Forderungen:

1. Nicht zuletzt aus Umweltschutzgründen sind alle Kriegshandlungen,
bei der DU-Munition verwendet wird, von der UNO durch verbindliche
Konventionen, die über einen appellierenden Charakter hinausreichen,
zu ächten

2. Die Verursacher wissen am besten, wo sie was verschossen haben und
müssten endlich mit der Dekontamination beginnen. Dazu allerdings
Prof. Manfred Mohr: "Dekontamination in Verbindung mit den
Einsatzfolgen ist ein kompliziertes, komplexes Thema. Selbst wenn nur
auf 'hot spots' begrenzt, ist sie äußerst kostspielig und letztlich
kaum effektiv. Insbesondere betroffene Regionen haben in der Regel
dafür nicht die erforderlichen Ressourcen. Es bleibt nur, auf den
Einsatz dieser teuflischen Waffe zu verzichten, will man Schaden für
Mensch und Umwelt auch (lange) nach dem Kriegsgeschehen vermeiden."

3. Die Menschen müssen endlich begreifen, dass moderne Kriege toxisch
für viele Generationen nachwirken können. Eine globale
Umweltorganisation wäre hierzu wünschenswert (ein Ansatz dazu ist das
schon bestehende aber nicht gerade sehr aktive Umweltprogramm der
Vereinten Nationen, UNEP [16]).


Frieder Wagner, Todesstaub - Made in USA, Promedia 2019. 232 S.
brosch. ISBN: 978-3-85371-452-2, 22,00 Euro (mit DVD)


Quellen und Anmerkungen:


[1] So in der Zeitung "Die Welt" vom 5. Februar 2018 : "Nur wenige
Minuten genügten den amerikanischen Schlachtflugzeugen im November
2015, um zwei große Tanklaster-Konvois des Islamischen Staates
vollständig aufzureiben. Die Angriffe am 16. und noch einmal am 22.
November in der Nähe der irakisch-syrischen Grenze sollten die
Öl-Aktivitäten der Terrororganisation schwächen - mehr als 350
Fahrzeuge wurden bei den beiden Einsätzen zerstört. Aber erst vor
Kurzem gaben die US-Streitkräfte zu, dass dabei zum größten Teil
panzerbrechende Uranmunition verschossen wurde. Es war der erste von
US-Seite bestätigte Einsatz dieser sogenannten DU-Munition seit dem
dritten Irak-Krieg, der 2003 zum Sturz Saddam Husseins führte."

[2] https://de.wikipedia.org/wiki/Frieder_Wagner

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Uranmunition

[4] https://de.wikipedia.org/wiki/Inkorporation_(Medizin)

[5] https://de.wikipedia.org/wiki/Radiotoxizit%C3%A4t

[6] https://de.wikipedia.org/wiki/Golfkriegssyndrom

[7] https://de.wikipedia.org/wiki/Golfkriegssyndrom#Uranmunition

[8] https://www.ippnw.org/

[9] http://www.bandepleteduranium.org/%20

[10] Hier verweist Wagner auf nahe Kontakte des GSF zum Bundesministerium für Verteidigung.

[11] https://en.wikipedia.org/wiki/Feres_v._United_States

[12] http://www.ag-friedensforschung.de/themen/DU-Geschosse/schott.html

[13] https://de.wikipedia.org/wiki/Genfer_Konventionen

[14] https://www.un.org/Depts/german/conf/agenda21/rio.pdf

[15] https://de.wikipedia.org/wiki/Vorsorgeprinzip

[16] https://www.unenvironment.org/

[17] https://de.wikipedia.org/wiki/Siegwart-Horst_G%C3%BCnther


Personen und Kontakte:


Prof. Siegwart-Horst Günther [17], Arzt, (verstorben 2015) hielt sich
1991 in Basra auf und bemerkte in den Krankenhäusern eine Vielzahl
missgebildeter Neugeborener. Er wies vermutlich als Erster darauf hin,
dass das möglicherweise durch den Einsatz der abgeschossenen
DU-Munition verursacht wurde.

Prof. Albrecht Schott (verstorben 2011) erbrachte den Nachweis, dass
DU ursächlich für Chromosomen-Aberrationen ist (siehe oben: Fall
Kenneth Duncan).

IPPNW, Kontakt Dr. Jens-Peter Steffen, Berlin

ICBUW, Kontakt Prof. Manfred Mohr

Coop Antiwar-Cafe Berlin, Heiner Bücker

Erstveröffentlicht bei: 

https://hpd.de/artikel/todesstaub-durch-uran-munition-16926


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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SCHÄDLING/057: Milbentaxi - Honigbienen-Parasit Varroa-Milbe wird auch Wildbienen gefährlich (idw)


Universität Ulm - 17.06.2019

Mit dem Milbentaxi zum Nachbarwirt: 

Honigbienen-Parasit Varroa-Milbe wird auch Wildbienen gefährlich



Ein Forscherteam um die Ulmer Professorin Lena Wilfert hat
herausgefunden, dass ein wichtiger Parasit der Honigbiene, die
Varroa-Milbe, auch für Wildbienen wie Hummeln gefährlich werden kann.
Und das, obwohl die Milben die Wildbienen gar nicht befallen. Der
Grund: die Milben kurbeln die Übertragung des Flügeldeformationsvirus
an, der dann im gemeinsam geteilten Lebensraum von den Bienen auf die
Hummeln übertragen wird. Für die Studie, die in der Fachzeitschrift
Ecology Letters veröffentlicht wurde, haben die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler in einem natürlichen Experiment die
Ausbreitungswege erforscht.




[image: Foto: © Sophie Hedges]

Eine Hummel sammelt Nektar in den Blüten eines Obstbaumes

Foto: © Sophie Hedges



Ein Forscherteam um die Ulmer Professorin Lena Wilfert hat
herausgefunden, dass ein wichtiger Parasit der Honigbiene, die
Varroa-Milbe, auch für Wildbienen wie Hummeln gefährlich werden kann.
Und das, obwohl die Milben die Wildbienen gar nicht befallen. Der
Grund: die Milben kurbeln die Übertragung des Flügeldeformationsvirus
an, der dann im gemeinsam geteilten Lebensraum von den Bienen auf die
Hummeln übertragen wird. Für die Studie, die in der Fachzeitschrift
Ecology Letters veröffentlicht wurde, haben die Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler in einem natürlichen Experiment die
Ausbreitungswege erforscht.




[image: Foto: © Vincent Doublet]

Eine Honigbiene und eine Hummel teilen sich den Blütenstand einer
Doldenblüte

Foto: © Vincent Doublet



Die Varroa-Milbe ist ein Honigbienenparasit. Sie hat es auf die
Kleinsten im Bienenvolk abgesehen und entwickelt und vermehrt sich in
der Brut. In der abgedeckelten Brutzelle ernährt sich der Schädling
erst vom Nahrungsvorrat der Bienenlarven und wenn dieser aufgebraucht
ist, saugt die Milbe an der Larve selbst. "Dabei hat es die
Varroamilbe nicht nur auf die nährstoffreichen Fettkörper des
Wirtstieres abgesehen, sondern sie überträgt dabei oft noch ein
hochgefährliches Bienenvirus, das ganze Kolonien vernichten kann: das
Flügeldeformationsvirus", erklärt Professorin Lena Wilfert. Die
Biologin aus dem Institut für Evolutionsökologie und
Naturschutzgenomik an der Universität Ulm hat gemeinsam mit
Forscherinnen und Forschern aus Großbritannien und den USA die
Verbreitung dieses gefährlichen Bienenvirus bei Honigbienen und wilden
Hummeln untersucht.

Das Forscherteam mit Ökologen und Molekularbiologen aus Exeter,
Berkeley und Ulm hat dafür in einer Art natürlichem Experiment
untersucht, wie sich die Ausbreitung des Deformed Wing Virus (DWV), so
der englische Name, in Gebieten mit und ohne Milbenbefall
unterscheidet. Verglichen haben die Wissenschaftler dabei Varroa-freie
und Varroa-befallene Inseln vor der französischen und britischen
Küste. Dabei fanden die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
heraus, dass das Flügeldeformationsvirus - wie erwartet - in den
Milbengebieten am massivsten verbreitet war. Die Infektionsraten waren
dort deutlich erhöht. Und ein weiterer Befund zeigte sich in der
Studie: in den Regionen, in denen Honigbienen stark mit den
Varroamilben befallen waren, war das Virus auch viel stärker unter den
Wildbienen verbreitet. So fanden die Forschenden auch Hummeln, die vom
selben Virustyp befallen waren - und das, obwohl die Hummeln selbst
gar keine Wirtstiere für die Milben sind.

"Honig- und Wildbienen teilen sich gemeinsame Lebensräume und nutzen
dieselben Pflanzen. Dabei kommt es wohl zur Übertragung von der einen
Wirtsart auf die andere", sagt Robyn Manley, Post-Doktorandin am
Centre for Ecology and Conservation der University of Exeter. Dort hat
auch Manleys Doktormutter Professorin Lena Wilfert geforscht, bevor
sie im Oktober 2018 an die Universität Ulm kam. "Die Milbe fungiert
als Virus-Taxi nur innerhalb einer Wirtsart. Für den Sprung auf den
anderen Wirt wählt das Virus einen unterschiedlichen Weg und springt
direkt von Wirtstier zu Wirtstier. Aus evolutionsbiologischer und
infektionsökologischer Perspektive ist dies ein spannender Vorgang,
der nachweist, wie sich Infektionskrankheiten neue Routen zur
Ausbreitung erschließen", so die Evolutionsökologin Wilfert, die sich
in ihrer Forschung auf Fragen zur Infektionsökologie spezialisiert
hat.

Der Flügeldeformationsvirus befällt Bienen vor allem im Larven- oder
im Verpuppungsstadium. Bei erwachsenen Bienen erkennt man die
Krankheit an der Deformation der Flügel, der Verkürzung des
Hinterleibes sowie an Verfärbungen. Viele infizierte Larven sind gar
nicht erst lebensfähig und sterben, nach dem sie geschlüpft sind.
Befallene Bienenvölker schaffen es daher meist nicht über den Winter.
Für die betroffenen Imker sind auch die ökonomischen Schäden immens.
Laut Bienenseuchen-Verordnung sind in Deutschland daher alle Besitzer
von Bienenvölkern aufgerufen, Bienenstände, die mit den
Virus-übertragenden Varroa-Milben befallen sind, entsprechend zu
behandeln. "Von diesen Schutzmaßnahmen profitieren auch die
Wildbienen. Daher ist es auch ökologisch von großer Bedeutung, die
Honigbienenvölker milbenfrei zu halten", betonen Wilfert und Manley.
Ein Problem sehen Imkervereine und auch die beiden Biologinnen darin,
dass das Halten von Bienen - wie das Urban Gardening - zu einem weit
verbreiteten Trend geworden ist. Das heißt, immer mehr Menschen halten
sich Bienen, ohne ausreichendes Wissen über Bienenkrankheiten, deren
Vorbeugung und Behandlung. Die Ergebnisse des internationalen
Forschungsteams zeigen nun, dass es umso wichtiger ist, solche
Gesundheitsgefahren für Honigbienen aktiv zu bekämpfen, um auch die
Wildbienen ausreichend zu schützen. Gefördert wurde diese
Forschungsarbeit durch die Royal Society, den CB Dennis Trust, die
Genetics Society und den Natural Environment Research Council.

Text: Andrea Weber-Tuckermann



Originalpublikation:

Manley, R., Temperton, B., Doyle, T., Gates, D., Hedges, S., Boots, M.
and Wilfert, L. (2019), Knock-on community impacts of a novel vector:
spillover of emerging DWV-B from Varroa-infested honeybees to wild
bumblebees. Ecology Letters doi:10.1111/ele.13323

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news717583

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm - 17.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STADT/504: Mut zur Schlampigkeit - Insekten brauchen lange Gräser (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 24. Juni 2019

Insekten brauchen lange Gräser

- Straßensaum wird Lebensraum

- "Mut zur Schlampigkeit"

- preiswert und effektiv

- häufiges Mähen fördert Wurzelkräuter



(Bremen, den 24.06.19) Weil ein kurzgeschorener Rasen kaum Insekten
beherbergt und größere Mähabstände auch Kostenersparnis bedeuten, hat
ein zartes Umdenken bei Bauhöfen und Straßenmeistereien eingesetzt.
Doch schon hagelt es Beschwerden ordnungsliebender Bürger. Jede
kniehoch bestandene Verkehrsinsel wird in den Leserbriefspalten zum
Unfallschwerpunkt aufgebauscht. "Wir brauchen den Mut zur
Schlampigkeit", fordert dagegen der NABU.

"Man kann dem Insektensterben nicht mit exotischer Blumenmischung und
falsch bestückten Insektenhotels begegnen", betont
NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann, "die preiswerteste und effektivste
Sofortmaßnahme ist eine Reduzierung der Pflegeintensität." Wo immer
möglich, sollten Straßenränder und Verkehrsinseln nur noch jährlich
gemäht werden. Idealerweise sollte das Mähgut abgefahren und nicht nur
geschlegelt und als alles erstickende Schicht liegen bleiben.

"Selbstverständlich müssen Verkehrsteilnehmer freie Sicht an
Knotenpunkten haben, da geht die Sicherheit absolut vor", so der NABU.
Doch in vielen Fällen werde nach dem Motto "das haben wir immer so
gemacht" nach festen Plänen und nicht nach Notwendigkeit gepflegt. Wer
dem Artenschutz eine Chance geben wolle, müsse jedoch Lebensräume
zulassen, auch wenn der eigene Geschmack lieber gerade und scharf
geschnittene Kanten bevorzuge.

Wenn nur ein oder zwei Mal im Jahr gemäht wird, stellen sich die an
den Standort angepassten Pflanzen recht zügig ein. Viele Blumen müssen
sich über Samen fortpflanzen. Sie können bei zu häufiger Mahd schlicht
nicht überleben. "Schon monatliches Mähen fördert besonders die
Pflanzen, die sich gut über Wurzeln vermehren wie Löwenzahn,
Brennnesseln oder Quecken", weiß der gelernte Förster, "wer Lein oder
Kornblumen haben möchte, darf erst nach der Samenreife ab Spätsommer
mähen."

Derzeit zeigt der NABU dank Förderung des Umweltsenators beispielhafte
"Insektenpflanzen" in verschiedenen Beeten auf seinem Gelände im
Vahrer Feldweg 185. Geöffnet ist das Gelände von Montag bis Freitag
von 10 bis 18 Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 24.06.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland

Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de
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ARTENSCHUTZ/271: CITES-Konvention - neuer Termin für Staatentreffen steht (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 13.06.2019 / Naturschutz & Biodiversität

Artenschutz: neuer Termin für Staatentreffen steht



Es gibt einen neuen Termin für die auch als Washingtoner
Artenschutzabkommen bekannte CITES-Konvention (Convention on
International Trade in Endangered Species of Wild Fauna and Flora).
Die ursprünglich für Ende Mai in Colombo, Sri Lanka, geplante 18.
Vertragsstaatenkonferenz war aufgrund der vorangegangenen
Terroranschläge verschoben worden und findet nun vom 17.-28. August in
Genf statt. Mit 107 Arbeitsdokumenten und 56 Listungsanträgen ist die
18. Vertragstaatenkonferenz laut der Organisation Pro Wildlife die
bislang größte ihrer Art.

Ein Bündnis deutscher Umweltverbände hatte Ende Mai die
Bundesregierung aufgefordert, sich national und auf EU-Ebene für den
besseren Schutz von Giraffen durch die Aufnahme in Anhang II von CITES
einzusetzen, um den bisher unkontrollierten Handel international zu
regulieren. Zu dieser Art habe die EU bisher keine Einigung erzielen
können. "Nachweislich sind alle neun Unterarten, auch diejenigen die
besonders gefährdet oder deren Bestände klein und rückläufig sind, vom
internationalen Handel betroffen", kritisieren die Verbände in einem
Brief an Bundesumweltministerin Svenja Schulze. Auch in Deutschland
würden Jagdtrophäen sowie Dekorations-Artikel aus Knochen und Fell
regulär angeboten.

Im Februar dieses Jahres waren bereits vereinbarte Regelungen zum
Schutz von Nashörnern und Elefanten auf EU-Ebene umgesetzt worden
(Verordnung EU 2919/220)(*). Im März hatte die EU-Kommission einen
Vorschlag für eine EU-Positionierung der 18. Vertragsstaatenkonferenz
vorgelegt. Es gibt allerdings noch keine offiziell beschlossene und
von den EU-Organen abgestimmte Position der Europäischen Union, mit
der sie in die internationalen Verhandlungen einsteigen will.

CITES regelt den internationalen Handel mit gefährdeten Arten
freilebender Tiere und Pflanzen. Die Konvention hat drei Schutzstufen
(Anhänge) für bedrohte Arten. Anhang I regelt das internationale
Verbot des kommerziellen Handels mit Tieren aus freier Natur. Für
Arten, die in Anhang II aufgeführt sind, ist ein internationaler
kommerzieller Handel nur dann legal, wenn das Ausfuhrland bescheinigt,
dass er nicht die Wildbestände der betroffenen Art bedroht. Eine
Listung in Anhang I oder II muss auf den CITES-Konferenzen mit
mindestens einer Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. Anhang III
enthält Arten, die von einzelnen Vertragsstaaten für ihren
Hoheitsbereich unter Schutz gestellt werden. In der EU wird CITES
durch die Verordnung (EG) Nr. 338/97 über den Schutz von Exemplaren
wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels
umgesetzt - einschließlich nachfolgender Änderungen. [jg]



CITES-Pressemitteilung 

https://cites.org/sites/default/files/notif/E-Notif-2019-033_0.pdf

Verbändeschreiben zum Schutz der Giraffen

https://www.dnr.de/fileadmin/user_upload/Verbaendeschreiben_Giraffe_CITES_CoP18.pdf

EU-Kommissionsvorschlag für die COP18 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/en/ALL/?uri=CELEX:52019PC0146

EU-Vorschlag zur Erweiterung der CITES-Anhänge 

http://ec.europa.eu/environment/cites/pdf/CoP_18_submission_of_EU_proposals.pdf

CITES-Hintergrundinformationen von Pro Wildlife

https://www.prowildlife.de/hintergrund/weltartenschutz-konferenz-cites-2019/

(*) https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32019R0220&from=EN

 * 

Quelle:

EU-News, 13.06.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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WALD/227: Amazonasgebiet - Jede Minute zwei Hektar Wald abgeholzt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien / Brasilien / Ecuador / Kolumbien / Peru 

Amazonasgebiet: Jede Minute zwei Hektar Wald abgeholzt



(Lima, 30. April 2019, servindi) - Im Jahr 2018 wurden im westlichen
Amazonasgebiet zwei Hektar Wald pro Minute angeholzt. Das westliche
Amazonasgebiet umfasst Teile von Kolumbien, Peru, Ecuador, Bolivien
sowie Westbrasilien. Das zeigt eine aktuelle Analyse des
Monitoring-Projekts der Amazonischen Anden MAAP [1] (Proyecto de
Monitoreo de los Andes Amazónicos), das Daten zum Waldverlust
analysiert, die von der University of Maryland [2] erhoben und von der
NGO Global Forest Watch [3] präsentiert worden sind.

Aus dem Bericht geht hervor, dass im westlichen Amazonasgebiet allein
im vergangenen Jahr fast eine Million Hektar Wald verloren gegangen
sind. Davon entfielen knapp die Hälfte (49 Prozent) auf Brasilien, 20
Prozent auf Peru, 20 Prozent auf Kolumbien, acht Prozent auf Bolivien
und drei Prozent auf Ecuador. Laut MAAP wurde die Analyse mit Hilfe
einer statistischen Kerndichteschätzung durchgeführt. Dieses Verfahren
hilft bei der Identifizierung der "intensivsten und transnationalen
Entwaldungspunkte im westlichen Amazonasgebiet".


Land Grabbing, Viehzucht und Goldbergbau als Ursache für
Entwaldung

In Kolumbien sind die größten Waldverluste 2018 im nordwestlichen
kolumbianischen Amazonasgebiet zu verzeichnen. Dort wurden mehr als
200.000 Hektar Wald vernichtet, fast 23.000 Hektar davon innerhalb der
Nationalparks. Grund für die Entwaldung ist nach Angaben des MAAP die
legale oder illegale Aneignung von Land. Abschnitt A im Bild [4] zeigt
die Ausdehnung des Waldverlusts im Westen des
Chiribiquete-Nationalparks [5]. Abschnitt B zeigt eine zunehmende
Entwaldung im Zentrum des Tinigua-Nationalparks [6]. Im letzteren
Fall, so der Bericht, erscheint die Viehzucht als einer der Gründe für
die Entwaldung.

An der westlichen Grenze Brasiliens zu Bolivien identifizierte das
MAAP mehrere mittel- und hochintensive Hot Spots auf der
brasilianischen Seite. Diese befinden sich in den brasilianischen
Bundesstaaten Acre, Amazonas und Rondônia, die an das Departement
Pando im Norden Boliviens angrenzen. Auf der bolivianischen Seite
befinden sich laut der Veröffentlichung die größten Entwaldungspunkte
im Süden, die auf landwirtschaftliche Aktivitäten zurückzuführen sind,
die im Jahr 2018 die Entwaldung von rund 2.000 Hektar verursacht
haben. Diese hängen auch mit einer dort befindlichen mennonitischen
Siedlung zusammen. Diese ist laut MAAP eine der ersten mennonitischen
Siedlungen in Beni. Die anderen Siedlungen befinden sich weiter im
Süden.

Aus dem Bericht geht ebenfalls hervor, dass Peru im vergangenen Jahr
über 200.000 Hektar Wald verloren hat. Eine der Ursachen ist der
Goldbergbau, der für den Verlust von 9.280 Hektar Wald in Peru
verantwortlich gemacht wird. Abschnitt E im Bild zeigt den
emblematischsten Fall von Abholzung für den Bergbau in Peru. Dabei
handelt es sich um das Gebiet La Pampa im Departement Madre de Dios.


Anmerkungen:

[1] https://maaproject.org/es/

[2] http://earthenginepartners.appspot.com/google.com/science-2013-global-forest

[3] https://www.globalforestwatch.org/map?map=eyJjZW50ZXIiOnsibGF0IjoyNywibG5nIjoxMn0sImJlYXJpbmciOjAsInBpdGNoIjowLCJ6b29tIjoyfQ%3D%3D

[4] Die Übersichtskarte kann eingesehen werden unter:

https://www.npla.de/poonal/amazonasgebiet-jede-minute-zwei-hektar-wald-abgeholzt/
[5] http://www.parquesnacionales.gov.co/portal/es/parques-nacionales/parque-nacional-natural-chiribiquete/

[6] http://www.parquesnacionales.gov.co/portal/es/parques-nacionales/parque-nacional-natural-tinigua/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/amazonasgebiet-jede-minute-zwei-hektar-wald-abgeholzt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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WIRTSCHAFT/110: Kein Handel mit Umweltzerstörern (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.06.2019 / Wirtschaft & Ressourcen

Kein Handel mit Umweltzerstörern



Obwohl in Brasilien Menschenrechte und Umweltschutz stark gefährdet
sind, schreiten die Verhandlungen über das EU-Mercosur-Handelsabkommen
weiter voran. Über 340 Organisationen riefen die EU diese Woche zu
einer klaren Haltung auf.

Die EU solle ihren Einfluss nutzen, "um eine Verschlechterung der
Menschenrechte und der Umweltsituation in Brasilien zu verhindern", so
steht es in dem offenen Brief der Organisationen an die Präsidenten
der europäischen Institutionen. Die Verhandlungen zwischen der EU und
den Mercosur-Staaten über ein Abkommen müssten sofort abgebrochen und
dürften erst fortgeführt werden, wenn die brasilianische Regierung
konkrete Maßnahmen vorlegt, mit denen sie die Ziele des Pariser
Abkommens erfüllen wird. Außerdem müsse die EU sicherstellen, dass der
Import brasilianischer Produkte nicht dazu führt, dass Entwaldung,
Enteignung von Indigenen-Gebieten oder Menschenrechtsverletzungen in
Brasilien weiter zunehmen. Die Organisationen fordern die EU auch auf,
ihre Unterstützung für die brasilianische Zivilgesellschaft zu erhöhen
und mögliche Menschenrechtsverletzungen zu überwachen und darauf zu
reagieren.

"Die Unterzeichnung eines Handelsabkommens mit der derzeitigen
brasilianischen Regierung verstößt gegen alle Menschenrechts- und
Umweltrichtlinien der Europäische Union. Es ist an der Zeit, dass die
europäischen Entscheidungsträger*innen zeigen, dass sie sich an ihre
Grundsätze halten und keine Handelsabkommen abschließen, die das
Pariser Klimaabkommen und die Menschenrechte untergraben", erklärte
Shefali Sharma, Direktorin des Institute for Agriculture and Trade
Policy Europe und Unterzeichnerin des Briefes.

Der brasilianische Präsident Bolsonaro steht seit seinem Amtsantritt
im Januar stark in der Kritik, weil er Menschenrechte in seinem Land
einschränkt, Entwaldung und Umweltzerstörung fördert und und die
indigene Bevölkerung und Zivilgesellschaft attackiert.
Nichtsdestotrotz stehen die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen
zwischen der EU und den Mercosur-Staaten, die bereits seit 2004
laufen, scheinbar kurz vor dem Abschluss. EU-Handelskommissarin
Cecilia Malmström will die Verhandlungen noch unter ihrem Mandat, also
bis Ende Oktober, abschließen. Der brasilianische Außenminister
Ernesto Araújo hofft auf eine Einigung im Juli. Zu den
Mercosur-Staaten gehören neben Brasilien auch Argentinien, Paraguay,
Uruguay und Venezuela.

Im März hatten EU-Abgeordnete verschiedener Fraktionen bereits
erklärt, das Abkommen nicht zu unterzeichnen, solange Bolsonaro sich
nicht überzeugend zum Pariser Abkommen bekennt und sicherstellt, dass
die Rechte der indigenen Bevölkerung in seinem Land umfassend
geschützt werden.

Zu den unterzeichnenden Organisationen zählen unter anderem BUND,
Nabu, Forum Umwelt und Entwicklung, Netzwerk Gerechter Welthandel,
PowerShift und Campact. [km]



Pressemitteilung bei Friends of the Earth Europe

https://www.foeeurope.org/NGOs-call-stop-EU-Mercosur-180619

Meldung und Link zum Brief in deutscher und englischer Fassung beim
Netzwerk Gerechter Welthandel

https://www.gerechter-welthandel.org/2019/06/18/ueber-340-organisationen-fordern-stop-der-handelsverhandlungen-mit-brasilien/

Brief der EU-Abgeordneten an Handelskommissarin Malmström (25.03.2019)


http://extranet.greens-efa.eu/public/media/file/1/5921

Infos zum Stand der Verhandlungen bei Euractiv

https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/malmstrom-mercosur-deal-possible-this-mandate-but-not-at-any-price/
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EUROPA/234: EU-Länder müssen ihre Nationalen Energie- und Klimapläne erheblich nachbessern (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 19.06.2019 / Klima & Energie

EU-Länder müssen ihre Nationalen Energie- und Klimapläne erheblich
nachbessern



Die EU-Kommission hat am Dienstag ihre Bewertung der vorläufigen
Nationalen Energie- und Klimapläne der 28 EU-Länder veröffentlicht.
Klimaschützer*innen forderten mehr Ambitionen.

Obwohl "die nationalen Pläne bereits erhebliche Bemühungen erkennen
lassen", bestehen laut Kommission große Defizite im Hinblick auf
politische Maßnahmen, um "die Erreichung der Ziele für 2030 zu
gewährleisten und auch längerfristig in Richtung Klimaneutralität
voranzukommen".

Bei den erneuerbaren Energien beläuft sich die Lücke auf bis zu 1,6
Prozentpunkte. Im Bereich Energieeffizienz liegt das Minus bei jeweils
rund 6 Prozent für den Primär- und den Endenergieverbrauch.
Auch Deutschland müsse nachlegen, denn mit den beschriebenen Maßnahmen
werde das Land sein 2030-Ziel für Abfall, Gebäude, Landwirtschaft und
Verkehr nicht erreichen. Diese Bereiche sind über die
Lastenteilungsverordnung (Effort Sharing Regulation) abgedeckt und
sollen bis 2030 38 Prozent weniger Treibhausgase als 2005 emittieren.
Zudem sei nicht klar, wie Deutschland zum EU-Ziel beitragen wolle, die
Energieeffizienz bis 2030 um 32,5 Prozent zu verbessern. Besser sieht
es bei den erneuerbaren Energien aus: Hier kann Deutschland der
Kommission zufolge seine Ziele für 2022, 2025 und 2027 sogar
übertreffen.

DNR-Präsidiumsmitglied Hermann Ott kommentierte: "Nun ist es amtlich
bestätigt aus Brüssel: Deutschland tut bei weitem nicht genug für den
Klimaschutz. Die offizielle Bewertung des Entwurfs des deutschen
Energie- und Klimaplans durch die Europäische Kommission spricht eine
deutliche Sprache. Die Maßnahmen in praktisch allen Sektoren,
namentlich Energie, Gebäude, Verkehr und Landwirtschaft, reichen für
einen angemessenen Beitrag Deutschlands zum EU-Ziel eindeutig nicht
aus."

Auf europäischer Ebene appellierten das Climate Action Network (CAN)
Europe, Friends of the Earth Europe (FoEE), der WWF und Greenpeace an
die EU-Mitgliedstaaten, ihre Ambitionen deutlich zu steigern. Die
derzeit geltenden EU-Ziele für 2030 dürften nur der Ausgangspunkt
sein, nicht die Zielmarke. Eher noch sollte das Klimaziel 2030 auf 65
Prozent CO2-Reduktion angehoben werden.

Transport & Environment kritisierte indes die Kommission dafür, dass
sie für keinen NECP-Entwurf Verbesserungsvorschläge für den
Verkehrsbereich machte. Einer Analyse der Umweltorganisation zufolge
spielt der Verkehr nur eine untergeordnete Rolle in den vorläufigen
NECPs. Die vorgeschlagenen Maßnahmen griffen zu kurz, um den
Verkehrsbereich umfassend zu dekarbonisieren.

Die Mitgliedstaaten haben nun sechs Monate Zeit, die Zielsetzungen
ihrer NECP-Entwürfe 'nach oben zu korrigieren', so die Kommission. Bis
zum 31. Dezember müssen die finalen Pläne an Brüssel gehen. Die
Kommission kündigte an, die EU-Länder bei der Überarbeitung zu
unterstützen. [aw]




EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-2993_de.htm

NECPs und Empfehlungen 

https://ec.europa.eu/energy/en/topics/energy-strategy-and-energy-union/governance-energy-union/national-energy-climate-plans

DNR-Pressestatement 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2019/massnahmen-des-deutschen-energie-und-klimaplans-reichen-nicht-aus/

CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1788-national-energy-and-climate-plans-improvement-needed-to-comply-with-the-paris-agreement

FoEE 

http://www.foeeurope.org/National-energy-plans-fail-socially-fair-energy-transformation-180619

Greenpeace EU 

https://www.greenpeace.org/eu-unit/issues/climate-energy/2095/national-energy-plans-eu-must-raise-the-bar-greenpeace/

Transport & Environment 

https://www.transportenvironment.org/press/eu-letting-governments-hook-over-inaction-transport-emissions-helps-no-one

WWF EU

http://www.wwf.eu/?uNewsID=348756
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EUROPA/233: 22 EU-Staaten wollen treibhausgasneutrales Europa 2050 (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 19.06.2019 / Klima & Energie

22 EU-Staaten wollen treibhausgasneutrales Europa 2050



Die Unterstützung für das Ziel der Klimaneutralität 2050 wächst unter
den EU-Mitgliedstaaten. Klimaschützer*innen sehen darin ein positives
Signal für das EU-Gipfeltreffen diese Woche.

In den vergangenen Tagen kamen gewichtige EU-Staaten hinzu, die nun
offiziell das Ziel einer treibhausgasneutralen EU bis 2050 mittragen:
Deutschland und Italien, Griechenland, Slowenien, Slowakei, Bulgarien,
Irland und Ungarn. Damit wächst die Liste auf 22 von 28
EU-Mitgliedstaaten an.

Dieser Schritt könnte ausschlaggebend sein, damit sich die
EU-Staats- und Regierungschefs auf ihrem Treffen am Donnerstag und
Freitag auf entsprechende Schlussfolgerungen verständigen - und mit
einer einheitlichen Position zum UN-Klimagipfel nach New York am 23.
September fahren.

Der Deutsche Naturschutzring forderte Bundeskanzlerin Angela Merkel
auf, auf dem EU-Gipfeltreffen zu beweisen, dass sie es ernst meint mit
der Treibhausgasneutralität bis 2050. Dazu gehöre auch, mit ihrem
politischen Gewicht zögerliche Mitgliedstaaten zu überzeugen.

Das Climate Action Network (CAN) Europe begrüßte, dass sich weitere
Staaten der Initiative angeschlossen hätten. Besonders positiv sei,
dass nunmehr vier weitere Staaten aus Mittel- und Osteuropa an Bord
sind. Denn in der Vergangenheit hatten sich jene häufig sehr skeptisch
gegenüber höheren Klimazielen geäußert.

Somit stehe Polen aktuell weitgehend isoliert da. Aus Sicht von CAN
Europe müsse das Land endlich seine Blockadehaltung aufgeben und sich
von der Kohleindustrie lossagen.

Selbst Ungarns Regierung steht mittlerweile hinter dem 2050-Ziel, wie
das Nachrichtenportal EurActiv am Dienstag berichtete. Allerdings mit
einem Vorbehalt: "Ohne Atomenergie keine Klimaneutralität" wird der
ungarische Innovationsminister László Palkovics zitiert.

Diese Äußerung rief Kritik von Seiten der Umweltverbände hervor.
Greenpeace erklärte gegenüber EurActiv, dass die EU ihr Energiesystem
auf 100 Prozent erneuerbare Energien umstellen müsse. Atomenergie sei
gefährlich, teuer und unnötig. [aw]



CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1789-four-new-eu-countries-announce-support-for-reaching-net-zero-emissions-by-2050

DNR zu Merkels Rolle auf dem EU-Gipfel 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2019/eu-gipfel-zum-klimaschutz-merkel-muss-jetzt-glaubwuerdigkeit-beweisen/

EurActiv zu Klimaneutralität 

https://www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/news/berlin-und-rom-an-bord-18-eu-staaten-fordern-klimaneutralitaet/

EurActiv zu Ungarns Standpunkt 

https://www.euractiv.com/section/climate-strategy-2050/news/hungary-says-no-climate-neutrality-without-nuclear-but-backs-eu-target/
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EUROPA/446: Fondsdebatte für Meere und Fischerei einen Schritt weiter (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 19.06.2019 / Wasser & Meere

Fondsdebatte für Meere und Fischerei einen Schritt weiter



Der FischereiministerInnenrat der EU hat am Dienstag einige Punkte für
den nächsten Europäischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF)
beschlossen. Da haushaltsbezogene und horizontale Fragen, die von
Beschlüssen zum nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) der EU für
den Zeitraum 2021-2027 abhängen, noch nicht geklärt werden können, ist
es nur eine "partielle allgemeine Ausrichtung". Man sei aber "bereit
für Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament".

Der Rat fordert eine Vereinfachung des Wortlauts und der Struktur des
EU-Kommissionsvorschlags. Die spätere neue Verordnung soll die
Gemeinsame Fischereipolitik (GFP), die Meerespolitik der EU und die
internationalen Verpflichtungen im Bereich Meerespolitik -
insbesondere im Rahmen der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung -
unterstützen. Zu den förderfähigen Maßnahmen sollen nach Meinung der
FischereiministerInnen zukünftig auch Investitionen in die Sicherheit
an Bord, in bessere Arbeitsbedingungen und höhere Energieeffizienz
sowie ausnahmsweise der Ersterwerb oder die Einfuhr von
Fischereifahrzeugen gehören, dabei sind auch die Modernisierung von
Maschinen für Schiffe von einer Länge von bis zu 24 Metern
eingeschlossen. Dies soll aber restriktiven Bedingungen unterliegen,
damit die Kapazitäten nicht soweit erhöht werden, dass die Ziele der
GFP nicht gefährdet werden. Der Fonds soll nach Vorschlag der
EU-Kommisison rund 6,14 Milliarden Euro umfassen.

Das EU-Parlament hatte am 4. April seinen Standpunkt festgelegt
(Protokoll)[1]. Der Fischereiausschuss (PECH) des EU-Parlaments hatte
im März über den EMFF-Vorschlag der EU-Kommission abgestimmt und
harsche Kritik aus Umweltverbänden wie Seas at Risk geerntet, weil er
unter anderem beschlossen hatte, Subventionen wiedereinzuführen, die
umweltschädlich und bereits vor 15 Jahren ausgelaufen sind (EU-News
08.03.2019)[2]. Im November letzten Jahres hatte der Umweltausschuss
eine Stellungnahme zum EMFF-Vorschlag abgegeben (siehe EU-News
21.11.2018)[3].

Auf der Tagesordnung des Fischereirates standen außerdem Informationen
über die Fangmöglichkeiten 2020 und der schwindende Dorschbestand der
östlichen Ostsee. Ein die Fischerei betreffender formaler Beschluss
[4] über technische Fischereifangmethoden hatte der EU-Ministerrat am
13. Juni beschlossen. Das heißt grünes Licht für das vollständige
Verbot der Schleppnetzfischerei mit elektrischen Pulsbaumkurren ab dem
1. Juli 2021 (frühere Verbote durch die Mitgliedstaaten sind erlaubt);
Fangmethoden wie Sprengstoff, Gift, betäubende Stoffe, elektrischer
Strom, Presslufthämmer oder andere Schlaginstrumente, mit denen
Korallen beschädigt werden könnten, werden verboten. [jg]



Pressemitteilung Fischereirat

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/06/18/european-maritime-and-fisheries-fund-2021-2027-council-ready-to-negotiate-with-the-european-parliament/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Europ%c3%a4ischer+Meeres-+und+Fischereifonds+2021-2027%3a+Rat+bereit+f%c3%bcr+Verhandlungen+mit+dem+Europ%c3%a4ischen+Parlament

Beschluss des Fischereirates

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10297-2019-INIT/de/pdf

Politikprozess EMFF 

https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2018/0210(COD)&l=en

[1] http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/PV-8-2019-04-04-ITM-006-11_DE.html

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-wasser-meere/europaeischer-meeres-und-fischereifonds-harsche-kritik-an-fischereiausschuss/

[3] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-wasser-meere/europaeischer-meeres-und-fischereifonds-mehr-als-nur-ein-tropfen-im-ozean/?L=0

[4] https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/06/13/final-greenlight-on-new-technical-and-conservation-measures-in-fisheries/?utm_source=dsms-auto&utm_medium=email&utm_campaign=Gr%c3%bcnes+Licht+f%c3%bcr+neue+technische+Ma%c3%9fnahmen+und+Erhaltungsma%c3%9fnahmen+in+der+Fischerei
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AKTIONSTAGE/1014: Vielfältige Wiesen für Wildbienen, Schmetterlinge und Co. - Halstenbek, 29.6. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 20. Juni 2019

Vielfältige Wiesen für Wildbienen, Schmetterlinge und Co.

Am 29.6. veranstaltet der NABU Hamburg einen Aktionstag in Halstenbek.
Freiwillige Helfer/innen sind herzlich willkommen!



Am Samstag, den 29. Juni 2019 veranstalten der NABU Hamburg ab 10 Uhr
einen Aktionstag im Rahmen seiner Kampagne "Aktiv für Hamburgs
StadtNatur". Die freiwilligen Helfer/innen werden eine
Schmetterlingswiese pflegen, die von Halstenbeker NAJU- und
NABU-Aktiven angelegt wurde. Durch eine Mahd und das Abharken des
Mahdguts wird der Boden aufgelockert und ihm werden überflüssige
Nährstoffe entzogen. So bleiben wichtige Lebensräume für Falter,
Schmetterlinge, Wildbienen und andere Insekten erhalten.

Der Aktionstag wird vom NABU Hamburg betreut und ist Teil einer
Kooperation mit der Gemeinde Halstenbek und den dortigen NABU- und
NAJU-Aktiven. Die Gruppe ist ehrenamtlich in Halstenbek aktiv und
freut sich immer über Helfer/innen, die im Naturschutz tätig werden
möchten. Am Krupunder See wurde durch dieses Engagement eine
Schmetterlings- und Wildbienenwiese angelegt, welche nun einer
regelmäßigen Pflege benötigt. "Wir pflegen die Wiese am Krupunder See
seit 2016 mit vielen ehrenamtlichen Stunden und benötigen einmal im
Jahr die Hilfe der Anwohner, um diesen wunderschönen Lebensraum für
die Insekten weiter erhalten zu können" sagt Claudia Daffertshöfer,
die als damalige NAJU-Gruppenleiterin das Projekt ins Leben gerufen
hat.

Der NABU Hamburg setzt sich mehrmals im Jahr für die Biodiversität der
Grünflächen in Hamburg und seiner Umgebung ein. Dabei kann jeder
mitmachen und sich aktiv einsetzen für eine grüne und bunte Stadt.
"Damit Wildbienen, Falter und Schmetterlinge weiterhin einen
Lebensraum auf Grünflächen finden, sind sie auf unser Engagement
angewiesen", sagt Fritz Rudolph, Referent für StadtNatur und
Gewässerschutz beim NABU Hamburg. "Wir möchten mit unseren
Aktionstagen allen Menschen die Möglichkeit geben, einen Beitrag zum
Naturschutz leisten zu können."

Der Einsatz findet am Samstag, 29. Juni von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss stellt der
NABU bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind herzlich
eingeladen, bei diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse sind nicht
notwendig. Lediglich feste Kleidung und evtl. Regenschutz werden
empfohlen. Falls vorhanden, gerne Gartenhandschuhe mitbringen. Wer
mitmachen möchte, meldet sich bitte für den Aktionstag an. Dabei wird
der genaue Treffpunkt bekannt gegeben. Kontakt: 040/697089-37, E-Mail:
rudolph@nabu-hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.
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BILDUNG/3363: "Arten in Bewegung - Alles in Ordnung mit der Natur?" - Bremerhaven, 25.6.


Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime
Geschichte, 21.06.2019

Arten in Bewegung: Alles in Ordnung mit der Natur?



Die Chinesische Wollhandkrabbe, die Pazifische Felsenauster und der
Raubfisch Snakehead haben eine Gemeinsamkeit. Sie sind eingeschleppte
Arten, die sich auf verschiedenen Wegen in neuen Regionen angesiedelt
haben. Aber wann sind eingeschleppte Arten unerwünscht und wann
vielleicht sogar willkommen? Diese Fragen werden bei einer
Veranstaltung im Deutschen Schifffahrtsmuseum thematisiert.

Ökosysteme verändern und ordnen sich neu - und der Mensch ist Teil
davon. Im interaktiven Austausch mit Fachleuten werden Ursachen und
Auswirkungen auf die biologische Vielfalt diskutiert. Ab wann gelten
Arten als schützenswert und inwieweit sind wir selbst in die
Geschichte der Natur verwickelt?

Darüber wird in der öffentlichen Veranstaltung "Arten in Bewegung:
Alles in Ordnung mit der Natur" der Reihe "Orte des Dialogs" am
Dienstag, 25. Juni ab 18 Uhr mit Fachleuten aus Biologie, Politik,
Naturschutz und Philosophie diskutiert. Gäste sind u. a. Dr. Katja
Broeg vom Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie und Dr.
Christian Buschbaum vom Alfred Wegener Institut, Helmholtz-Zentrum für
Polar- und Meeresforschung.

Beim World Café bringen Fachleute aus verschiedenen Disziplinen ihr
Wissen an den Tisch und teilen es mit Interessierten mit oder ohne
einschlägige Vorkenntnisse. Die Teilnehmenden diskutieren an
verschiedenen Tischen mit jeweils einem der Gäste über verschiedene
Aspekte des Themas. Die Gedanken und Ideen werden auf der Tischdecke
festgehalten. Nach 30 Minuten wechseln die Teilnehmenden an den
nächsten Tisch. Die Fachleute bleiben als Gastgeber am Tisch und
informieren die nächste Gruppe über den Stand der Gespräche. Final
werden die Ergebnisse der Thementische zusammengetragen und in der
gesamten Gruppe erörtert.

Die Veranstaltung ist kostenfrei, ein Imbiss wird bereitgestellt.
Weitere Informationen sind unter
https://www.dsm.museum/arteninbewegung zu finden. Um Anmeldung unter
orte-des-dialogs@dsm.museum wird gebeten.

Die acht Leibniz-Forschungsmuseen in Deutschland sind herausragende
Orte, um die Relevanz neuester wissenschaftlicher Erkenntnisse und
aktueller Herausforderungen zu vermitteln und in historischen Kontext
zu stellen. Im Rahmen eines durch Bund und Länder finanzierten,
gemeinsamen Aktionsplans zielen sie auf gemeinsame Sichtbarkeit durch
innovative Formen des Wissenstransfers.

Die Veranstaltungsreihe "Orte des Dialogs" bietet Beteiligten aus
Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit ein Forum, um
gesellschaftsrelevante Themen wie Klimawandel, Umgang mit unserem
natürlichen und kulturellen Erbe, Verlust der biologischen Vielfalt,
Energiewende oder Strukturwandel zu diskutieren. Die Darstellung
historischer Zusammenhänge und zukünftiger Auswirkungen dieser Themen
können von den einzelnen Forschungsmuseen unterschiedlich beleuchtet
und dadurch umfassend angesprochen werden.

Über das Deutsche Schifffahrtsmuseum/Leibniz-Institut für Maritime
Geschichte: Die wechselvolle Beziehung zwischen Mensch und Meer zu
erforschen und in Ausstellungen erlebbar zu machen - das hat sich das
Deutsche Schifffahrtsmuseum/Leibniz-Institut für Maritime Geschichte
(DSM) in Bremerhaven zur Aufgabe gemacht. Es ist eines von acht
Leibniz-Forschungsmuseen in Deutschland. Mit seinen mehr als 80
Mitarbeitenden und Auszubildenden und rund 8000 Quadratmetern
überdachter Ausstellungsfläche zählt es zu den größten maritimen
Museen Europas. Zurzeit befindet sich das DSM im Wandel und verbindet
eine Gebäudesanierung sowie den Bau eines Forschungsdepots mit einer
umfassenden Neukonzeption aller Ausstellungs-und Forschungsbereiche.
Während dieser bis 2021 andauernden Phase bleibt das Haus geöffnet -
mit einem vielfältigen Programm, wechselnden Sonderausstellungen und
Veranstaltungen. Auch die mehr als 600 Jahre alte Bremer Kogge und die
Museumsschiffe im Außenbereich können weiterhin besichtigt werden.
Forschungsprojekte am DSM werden durch namhafte nationale und
internationale Förderprogramme unterstützt. Als attraktiver Arbeitsort
für junge und berufserfahrene Talente in der maritimen Forschung
unterhält das DSM vielfältige Kooperationen mit Universitäten,
Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen.
Unterstützung erfährt das Museum nicht zuletzt von den insgesamt rund
3000 Mitgliedern des "Fördervereins Deutsches Schiffahrtsmuseum e.V."
Dieser sowie das "Kuratorium zur Förderung des Deutschen
Schiffahrtsmuseums e.V." hatten einst die Eröffnung des Hauses im Jahr
1975 vorangetrieben und begleiten es nun auf seinem Zukunftskurs.

Für weitere Informationen:

https://dsm.museum/ueber-uns

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news717935

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution256

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime

Geschichte, 21.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOUR/7449: Mönchengladbach - Mittelalter-Tour am 29. Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

Mittelalter-Tour am 29. Juni



Vom 09. bis 11. August 2019 wird das traditionelle Ritterfest Schloss
Rheydt mit seiner spannenden Zeitreise in die Welt des Mittelalters
wieder Besucher von Nah und Fern faszinieren. Einen ersten Ausblick
auf das turbulente Spektakel bietet die Mittelalter-Tour "Von
Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" am Samstag, dem 29. Juni
2019. Die zweistündige Tour startet um 17 Uhr an der Busspur des
Parkplatzes Geroweiher am Treffpunktschild "Stadt-Touren".

Wer schon immer wissen wollte, wie ein Henker sich sein Zubrot
verdiente und welche Kräuter ursprünglich im Abteigarten wuchsen oder
wer sogar einmal "auf den Hund kommen" möchte, kann sich von einem
Stadtführer im historischen Gewand in die Welt des Mittelalters
entführen lassen und einen Alltag kennenlernen, der von Gläubigkeit
und Naturverbundenheit geprägt war.

Für diese Tour sind noch Karten erhältlich (8 Euro für Erwachsene, 4
Euro für Kinder bis 14 Jahre zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro
Buchung). Buchungen beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim
Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20)
sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 12. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7448: Hanau - "Die Stadt mit dem Fahrrad entdecken" am 29. Juni 2019


Stadt Hanau

Hanau mit dem Fahrrad entdecken

Eine Führung der Tourist-Information am Samstag, 29. Juni



Viel Bewegung, frische Luft und historische Hintergründe vereint die
rund 20 Kilometer lange Tour mit dem Fahrrad, die die
Tourist-Information Hanau am Samstag, 29. Juni, anbietet.
Stadtführerin Karolina Dols führt vom Schloßplatz zum Kurpark
Wilhelmsbad und von dort zum Schloss Philippsruhe und dem Historischen
Museum der Stadt Hanau. Unterwegs gibt es einen Abstecher zum
Wasserwerk III, dem Jugendstilbau an der Burgallee, der 1911 errichtet
wurde, um die Kesselstädter Bevölkerung mit Wasser zu versorgen.
Anschließend verläuft die Route immer am Main entlang bis nach
Steinheim durch die historische Altstadt zum Renaissance-Schloss der
Mainzer Kurfürsten. Die rund dreistündige Tour beginnt um 14 Uhr am
Congress Park Hanau.

Die Teilnahme an der Fahrradtour kostet zehn Euro für Erwachsene und
für Kinder die Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt erforderlich,
da die Führung bei mangelndem Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei
der Tourist-Information im Hanauer Rathaus per Telefon unter 06181-295
739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim Hanau
Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99. Weitere
Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 18. Juni 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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